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Itachdem auf Allerhöchsten Befehl die Zusammenberufung des zwölften rheinischenProvinzial'

Landtages angeordnet war, wurde derselbe nach vorangegangenem feierlichen Gottesdienste am

5. October 1856 von dem KöniglichenLandtags-Commissarius, Ober-Präsidenten von Kleist-

Retzow eröffnet, dessen Rede von dem Landtags - Marschall, Freiherr« von Waldbott-Bas-

senheim-Vornheim, erwiedert wurde.

Am 27, October 1856 wurde der Landtag von dem KöniglichenLandtags - Commissarius

geschlossen.



Propositions-Deere t.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaoen König von Preußen :c. :c.,
entbieten Unseren znm Prouinzial-Landtagecüibcrufcnengetreuen Ständen der Nhcinprouinz Unsern landes-
väterlichen Gruß nnd lassen ihnen folgende Propositioncn zur Berathung nnd Erledigung zugehen:

1) In Gemäßheitdes § 24 des Gesetzes vom 1. Mai 1851 haben Unsere getreuen Stände-Mitglieder
uud Stellvertreterzu dcu der Proviuz augchörigcu Bezirks - Commissionenfür die klassifizirte Einkom¬
mensteuer ncn zn wählen. Hinsichtlichder Zahl der für die einzelnen Bezirks - Commissionenzu
wählenden Mitglieder uud Stellvertreter,sowie hinsichtlich der übrigen bei den Wahlen zu beobachtenden
Momentebewendet es lediglich bei den Vorschriften,nach welchen die diesfalligen Wahlen bereits
früher stattgefnndcn haben, uud werden Uusercn getreuen Ständen die Nachwcisungcnder cinkommcn-
steuerpflichtigenEinwohner der einzelne,:Bezirke dnrch Unsern Commissarinömitgetheilt werden.

2) Ingleichen haben Unsere getreuen Stände mit Nücksicht auf die denselben zdnrch §§ 5 und 4? des
Gesetzes vom 2. März 1850 in den Angelegenheiten der Ncntenbant zugewiesene Mitwirkung und
Controle nach den näheren Mittheilungen, welche Unser Couunissarius machen wird, die Wahl von
Abgeordnetenund Stellvertreternvorzunehmen.

3) Da sich das Bedürfniß der Ncguliruug des Abdcckcreiwcsens gezeigt hat, haben Wir den Entwurf
ciucs dahin zielenden Gesetzes ausarbeiten lassen, über welchen Wir die gutachtliche Aeußerung Un¬
serer getreuen Stände vernehmen wollen.

4) Wir lassen ferner Unseren getreuen Ständen den Entwurf eines Gesetzes wegen Verschaffungvon
Vorfluthiu dem Bezirk des Apvellatious- Gerichtshofes zn Cöln und des Justiz-Senats zu Ehren-
breitstein zur gutachtlichenAeußerung zugchen.

In Betreff der laufenden ständischen Verwaltung wird Unser Commissariuödie uöthigeu Mittheilungen
an Unsere getreuen Stände machen.

Die Dauer des Provinzial-Landtageshaben Wir auf drei Wochen bestimmt.
Wir bleiben Unseren getreuen Ständen in Gnadengewogen.

Gegeben Carls ruhe, den 30. September 1856.

(gez.:) Friedrich Wilhelm.
(gez.:) von Manteuffel. von der Heydt. Simons, von Raumer.

von Westphalen. von Bodelschwingh. Graf Waldersee.

Für den Minister für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten:
(gez.:) von Manteuffel.

An
die zum zwölften Provinzial-Landtageder Nheinprovinz

versammeltenStände.
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Gntwurs eines Gesetzes,
betreffend

die Negulirung des Mdeckereiwesens.

8 i.
«Aufgehoben werden hierdurch:

I. dieWcrechtigung, Konzessionen znr Errichtung von Abdeckerei-Anlagenoder zum Betriebe des Abdcckcrei-
gewerbcs zu ertheilen;

II. vorbehaltlich der gesetzlich bestehenden Gewerbesteuer, alle Abgaben, welche für den Betrieb des Ab-
deckcrcigewcrbcs entrichtet werden;

III. die Bcrcchtignng, dergleichen Abgaben aufzulegen;
endlich

IV. die Berechtigung, von den Einwohnern eines gewissenBezirks die Ncberlassnng des gefallenen oder
abständig gewordenenViehes zu fordern (Zwangs- und Bauurccht), fowic das Recht, Anderen den
Betrieb des Abdcckcreigewerbeözn untersagen, oder sie darin zu beschränken(ausschließlicheGewerbe¬
berechtigung), dies letztere jedoch nur iusofcrn, als dasselbemit jenem Zwangs- nnd Bcmnrcchtcver-
bnnden ist nnd beiderlei Rechte nur iu dcu Fällen, wenn sie entweder:

1. dem Fiskus, oder
2. einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommunalbczirks

zustehen, oder
3. von einem dieser, zu 1 und 2 gedachten Berechtigten erst nach dem 1. Januar 1855 auf einen

Andern übergegangen find, oder
4. wenn die Aufhebung nach dem Inhalte der Verlcihuugs-Urtuudc ohne Entschädigungznlässig ist.

8 2.
In allen anderen, im § 1 unter I V. zn 1 bis 4 nicht bezeichneten Fällen können dergleichen Zwangö-

und Bauurcchte nebst damit etwa verbundenen ausschließlichen Gewerbeberechtigungen,ans Antrag der Bann-
Pflichtigen, nach den weiter unten folgendenBestimmungen (§§ 10—23) abgelöst werden.

8 3.
Dagegen nntcrliegcn cmsfchlicßliche Abdeckerei-Gewerbe-Berechtigungen, welche mit Zwangs- und

Bannrechten nicht verbunden sind, weder der Aufhebung, noch der Ablösung.
Ebenso daueru die Real-Gewerbeberechtigungender Abdecker selbst in den Fällen fort, in welchen die¬

selben mit anfgchobcncnoder abgelöstenZwangs- nnd Bcmnrcchten nnd diesen anklebendenansschlicßlichen
Gewerbsbcrcchtignngenvcrbuudeu waren.

8 4.
Bei Beurtheilung der Frage:

ob die auf Abdeckereien haftenden Abgaben durch die Bestimmung im § 1 Nro. II. dieses Gesetzes
anfgchobcnworden sind oder nicht,

bewendet es lediglichbei den allgemeinen Grundsätzen über die Beweisführung und Beweislast.
Die Bestimmungen in den U 3 uud 4 der Verordnung vom 19. Februar 1832 (Gesetz«Sammlung

Seite 64) finden auf die von Abdeckereien zn entrichtendenAbgaben Anwendung.
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8 5.
Auf die im § 1 nicht aufgehobenenAbgaben und auf die Leistungen vom Abdeckereiwefen finden die

Vcstimmnngendes Gesetzes, betreffenddie Ablöfnng der Neallastcn und die Ncguliruug der gutshcrrlichen
und bäuerlichen Verhältnisse uom 2. März 1850 (Gesetz-Sammlung für 1850, Seite 77) Anwendung.

Für den Verlust der uach § 1 aufgehobenen Verechtignngenfindet eine Entschädigungstatt, wenn
dieselben znr Zeit der Publikation dieses Gesetzes in rechtsgültiger Weise für immer oder auf Zeit uuwider-
ruflich bestaubenhaben.

Ausgeschlossen ist jedoch auch iu diesem Falle jede Entschädigung, wenn die Berechtigung:
1. dem Fiskus oder einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommuual-Vezirkcszugestanden hat,

oder
2. von Einem der zu 1 gedachten Berechtigten erst nach dem 1. Januar 1855 auf einen Andern über¬

gegangen ist.
8 ?.

In dem im 8 l> unter 2 bczeichueteu Falle kaun der gegenwärtige Inhaber der Berechtigung sofort
die Anfhcbnng des zwischen ihm und dem früheren Berechtigten bestehenden Vertragsvcrhältnisses verlangen;
er muß aber dieses Verlangen vor Ablauf des Monats 185. gegen den früheren Berechtigten
schriftlich erklären. Wird von dieser Befugnis; Gebrauch gemacht, so sind die rechtlichen Folgen der Aufhe¬
bung nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriftenzu beurtheile,:. Ist jenes Verlangen innerhalb der oben
gedachten Frist dem früher Berechtigten nicht erklärt worden, fo müssen die für Ucberlassuug der Berechti¬
gung übernommenen Verpflichtungenohne Abzug fortgefetzterfüllt werden.

8 8.
Die Berechtigten haben ihre Entschädigungs-Ansprüchcbei Vcrlnst derselben spätestensbis zum Schlüsse

des Monats 185. bei der Negicrung schriftlich anzumelden. Es können jedoch die im 8 39 des
Gntschädigungs-Gesetzeszur allgemeiucu Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 bezeichneten Interessenten
(Lehens- und Fideikommißfolgcr, Wiedcrtauföberechtigte, Hhpothckengläubigerund andere Nealberechtigte)
den Entschädignngs- Anspruch noch während einer anderweiten prätlusivischenFrist von 3 Monaten durch
schriftliche Aumelduug bei der Negierung geltend machen. Auf einen nach Befriedigung dieser Interessenten
etwa verbleibenden Nebcrschuß aber kann der Berechtigte, welcher die Anmeldung versäumt hat, teiuen
Anspruch machen.

8 9.
Die Entschädigung (86) für die im 8 1 uuter Nro. I., II. und III. aufgehobenen Berechtigungen

wird nach den Bestimmungen der 88 25 bis 27 des Entschädignngs- Gesetzes zur allgemeinen Gewerbe-
Ordnung vom 17. Januar 1845 mit der Maßgabe ermittelt und festgestellt, daß der Betrag der reinen
Nutzungen, welche die Berechtigten erweislich in den Jahren 1835 bis 1854 einschließlichim Durchschnitt
bezogen haben, der Feststellung der Entschädigung - Summe zum Grunde gelegt, und daß die festgesetzte
Rente, vom Tage der Verkündigung dieses Gesetzes ab, aus der Staatskasse gewährt wird.

8 10.
Die Ablösung der nach 8 1 unter Nro. IV. nicht aufgehobenenZwangs- und Bannrechte erfolgt auf

den Antrag der Zwangs- und Bannpflichtigen, welche dabei, und zwar sowohl bei dem Antrage auf Ablö¬
sung, wie bei dem Ablöfungs- Verfahren und bei allen im Laufe desselben vorkommendenVerhandlungen,
Prozessen, Vergleichen, Vertrags - Abschlüssen :c.

») soweit sie zu einem Gemeindebezirkegehören, von dessen Gemeindevorstande,
b) soweit sie zu einem Gutsbezirte gehören, von dem Besitzer des Gutes,
o) soweit sie weder zu eiuem Gemeinde-, noch Gutsbezirke gehören, von dem Besitzerdes Grundstücks,

innerhalb dessen Grenzen sie wohnen.
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vertreten werden, ohne daß es hierzu einer allgemeinen oder einer Spezial-Vollmacht bedarf. Sind bei dem
Ablösuugs- Verfahren mehr als fünf Gemeinde-Vorstände, Guts- oder Grundbesitzerbcthciligt, so müssen
auf Erfordern der Behörde oder ihres Eommissarins gemeinschaftliche Bevollmächtigte von ihnen bestellt
werden, deren Zahl drei nicht übersteigen darf. Können sich diese mehreren Interessenten binnen einer Frist
von 6 Wochen, nach ergangener Aufforderung, über dicfe gemeinsame Bevollmächtigunguicht eiuigeu, so ist
die Regierung befugt, dcnfclbcneinen gemeinschaftlichen Bevollmächtigtenzu bestellen.

Bei allen Verhandlungen mit dem Abdcckcrcibcrcchtigten oder einem abgabcnbcrechtigten Dritten muffen
sich die Interessenten, wie deren Bevollmächtigte, in Bezng ans ihre gemeinsamenoder gleichartigenInter«
essen, dem Beschlusse der Mehrheit, nach Maßgabe des Vichstandcs berechnet, unterwerfen.

Die Ablösung findet jedoch nur dann Statt, wenn der Vichstand der Gemeinden, Gutsbezirte und
einzelnen Besitzungen, für welche dieselbe beantragt wird, den vierten Theil des Vichstandcs im Bann-
bezirke beträgt.

Hierüber hat die Regierung auf Grund der ncncsten amtlichen Nachrichten, mit Ansschlnß einer Be¬
schwerde oder Rekurs-Iustanz, endgültig zn entscheiden.

8 12.
Jeder zum Antrag auf Ablösung Berechtigte ist befugt, die audercn Provokations-Berechtigten des

Vanubezirks (§10) über den Beitritt zur Provokation vernehmen zu lassen. Derselbe hat aber, wenn
dieser Versuch zur Begründung der Provokation fehlschlägt, die ans Erfordern der Behörde von ihm vorzu-
schießeuden Kosten (8 23) zu tragen.

8 13.
Die Zustimmnng zur Provokation muß schriftlich oder zum Protokoll erklärt werden. Ist dies geschehen,

so kann der Rücktritt des Einen oder Anderen von der Provokation das Recht der übrigen Provokanten,
wie d^s Berechtigten (§ 14) ans die Ablösung, nicht wieder aufheben.

8 ".
Sobald eine Provokation von der Ncgicruug für zulässig erachtet worden ist (8 11), hat auch der

Abdeckereiberechtigte die Befugnis;, alsdann feincrfeits die Ablösung für den ganzen Bezirk zu verlangen.
8 15.

Eine mit dem Zwangs- und Bannrechte verbnndene ausschließliche Gewerbe-Berechtigung muß
gleichzeitig mit dem ersteren abgelöst werden.

8 16-
Bei Feststellungdes Umfangs des Zwangs- und Bannrechts, wie einer damit verbundenen ausschließ¬

liche,: Gewerbeberechtigung, ist auf den Inhalt der Privilegien, Verleihungs - Urkunden oder fonstiger
spezieller Ncchtstitel zurückzugehen,und sind diejenigenErweiterungen der Berechtigung, welche durch landes¬
polizeilicheVcrordnuugcn eingetreten sind, inglcichen etwanige, mit dem Abdeckereibetriebe in Verbindung
getretene Nebcngcwerbenicht zu berücksichtigen.

Die Ermittelung des Werthes dieser Berechtigungen, sowie die Festsetzung der dafür zu gewährenden
Entschädigung erfolgt nach 8 35 des Entschädigung« - Gesetzes zur allgemeiucn Gewerbe-Ordnung vom 17.
Januar 1845.

8 '1?.
Solche Abgaben und Leistungen, zu welchen die Abdeckerei-Berechtigtenin Beziehung auf l.die abzu«

lösenden Berechtigungen verpflichtetwaren, sind, sofern sie von dem Abdeckerei-Berechtigten an die Zwangs¬
und Bannpflichtigen zu entrichten sind, bei Ermittelung des Werths oder Neinertrags dieser Berechtigungen
in Abrechnung zu bringen und müssen bei diesem Ablösungs - Verfahren in jedem Falle mit abgelöst
werden.



8 18.
Auch wenn die im § 17 gedachten Abgaben und Leistungen dritten Personen zustehen, müssen der¬

gleichen Abgaben und Leistungenbei diesem Verfahren gleichzeitig zur Ablösung gebracht werden.
8 19.

Die Entschädigungdes Abdeckerei-Berechtigtenist von den Zwangs- und Bannpflichtigen aufzubringen.
Das Beitrags-Verhältniß der Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnenBesitzungenwird von der Regie-

rnng, mit Vorbehalt des Rekurses au die Miuisterieu für Handel und Gewerbe und für landwirthschaftliche
Angelegenheiten, nach Maßgabe des Viehstandes, ein- für allemal festgesetzt.

8 20.
Dagegen ist die Entschädigung für die nach § 18 abzulösendenAbgaben und Leistungen den hierzu

Berechtigten vom Abdeckerei-Besitzer in Rente oder Kapital zu gewähren.
8 21.

Eine Enischädiguugs-Rente kann durch Zahlung des 25fachcnBetrages zu jeder Zeit abgelöst werden,
und mnß sich der Berechtigte auch Stückzahlungcn, jedoch nnter 100 Thlrn. nur in den: Falle gefallen lassen,
wenn die ganze Ablösungssnmmc einer einzelnen Gemeinde oder eines einzelnen Gutsbezirts, oder einer
einzelnen Besitzungweniger als 100 Thlr. beträgt und ungethcilt abgetragen wird.

8 22. '
Wegen Feststellnngder Entschädignngs-Ansprüche, wie der als Entschädigungzu gewährendenRenten

oder Kapitalien, ferner bezüglich der Entscheidungüber die Verpflichtung, Beiträge zur Zahlung oder Ablö-
sung der Entschädignugs- Renten zn leisten, inglcichenüber Streitigkeiten wegen Ablösnng der Rente, sodann
wegen der Einzichnng und Verwaltung der Beiträge, wegen der Auszahlung der Entschädignngs- Renten
und Ablösnngs-Kapitalien, wegen der Bestimmungen, welchergestaltdie festgestellten Gntschädiguugcnan die
Stelle der aufgehobcucu oder abgelöstenVcrechtignngen treten, dienen die Vorschriften der §8 37 bis 48
und 50 bis 59 des Entschädignngs - Gesetzes zur allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 zur
Nichtschnnr, insoweit das gegenwärtige Gesetz keine abweichenden und besonderenBestimmungen enthält.

War die aufgehobeneoder abgelöste Berechtigung verpachtet, und verlangt der Pächter nach 8 59 des
Entschädignngs- Gesetzes die Aufhebung der Pacht, so mnß derselbe dies Verlangen vor dem Ablanf des
Monats 185. gegen den Berechtigten schriftlich erklären.

8 23.
Das Ablösnngs - Verfahren und die dabei nöthigen Verhandlungen erfolgen dnrch Eommissaricn der

Negierung stempcl- nnd gebührenfrei. Die dabei etwa vorkommendenbaaren Auslagen werden nach dem
Kosten-Regulativ vom 25. April 1836 und der Instruktion vom 16. Juni 1836 berechnet und von den
Berechtigten uud den Verpflichteten, von jedem Theile zur Hälfte, getragen. Wegen der von dem einen
oder anderen Interessenten veranlaßten Prozessualischcn Weiterungen finden die dicscrhalb bestehenden gesetz¬
lichen Bestimmungen Anwendung.

8 24.
Die nicht anfgehobencnReal-Gewerbe-Vcrechtignngen wie die fortdauernden ausschließlichen Gcwerbc-

Bercchtiguugen töuuen auf eiue andere gesetzlichqualifizirte Pcrfon in der Art übertragen werden, daß der
Bewerber die Gewerbe-Berechtigung für eigene Rcchnnng ausüben darf.

8 2b.
Soweit nicht Zwangs- und Bcmnrcchte oder ausschließliche Gewerbe-Berechtigungender Abdecker ent¬

gegenstehen, können nach dem Ermessen der Regierungen Abdeckerei-Bezirkeeingeführt, aufgehoben oder
verändert werden, ohne daß den Abdeckern ein Wioersprnchsrechtoder ein Anspruchauf Entschädigungzusteht.

Den Inhabern von Real-Gewerbe-Berechtigungen bleibt jedoch die Ausübung des Gewerbes innerhalb
des Bezirks, ans welchen die Berechtigung sich bezicht, auch ferner gestattet.
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8 26.
Die Bezirks - Abdecker (§25) sind verbunden, die ihnen von der Regierung nach Maßgabe der beste¬

henden Gesetze und Verordnungen in polizeilicherBeziehung vorzuschreibenden Verrichtungen und Leistungen
der Abdecker zn erfüllen.

8 27.
Die Vorschriftender AllgemeinenGewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 hiusichtlich der Errichtung

von Abdeckerei-Anlagen(8 2? ff.), der Befähigungs-Zeugnisse der Abdecker (§45) und der Taxen für
dieselben(§ U2) bleiben in Kraft.

8 28.
Zwangs- nnd Bannrcchte und ausschließlicheGewerbe-Berechtiguugen der Abdecker können fortan

durch Vcrjährnng nicht mehr erworben werden. Durch Verträge oder andere Nechtstitel tonnen dergleichen
Rechte auf einen längeren als zehnjährigen Zeitraum nicht begründet werden. Verabredungen, wodurch
für deu Fall der Nichterneuerung des Vertrages eine Entschädigung festgesetzt wird, sind nichtig. Eben
so wenig dürfen in Zukunft neue Real-Gewerbe-Berechtigungen der Abdecker eingeführt werden.

8 29.
Alle dem gegenwärtigen Gesetze entgegenstehende Bestimmungen sind aufgehoben.

8 30.
Unsere Minister für Handel und Gewerbe und für landwirthschaftlichcAngelegenheiten sind mit der

Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes beauftragt.
Beglaubigt:

Der Minister für Handel, Gewerbe und Für den Minister für die landwirthschaftlichen
öffentliche Arbeiten. Angelegenheiten.

vonderHeydt. von Manien ffcl.

Motive
zu

dem Gesetz-Entwurf, betreffend die Negulirung des Mdeckereiwesens.

In der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung sind alle Zwangs- und Bannrechte aufgehobenoder für ablösbar
erklärt worden (8 4 § 5 dafelbst).

Bei Erlaß dieses Gesetzes erschien es wegen der Eigenthümlichkeitder Abdeckerei-Berechtigungund
der dabei in Betracht kommenden besonderenVerhältnissen bedenklich, dieselben den übrigen gewerblichenBe-
rechtiguugcu gleich zu behandeln, nnd da die über den Zustand des Abdcctereiwesens in den einzelnen Pro¬
vinzen angeordneten Ermittelungen noch nicht beendetwaren, wurden im § 8. jenes Gesetzes die über das
Abdeckerei-Gewerbebestehenden Vorschriften bis zur beendetenRevision derselbenin straft erhalten.

Nach Beendigung jener Ermittelungen ward in: Jahre 1845 den Provinzialstäuden ein, die Aufhebung
des Abdcckcreizwanges betreffenderGesctz-Eutwnrf vorgelegt, welcherdahin ging, die vorhandenen Beschrän¬
kungen gegen Entschädigungder Berechtigten unter Mitwirkung der Staastasse zu beseitigen.

Dieser Entwurf faud bei den Provinzialstäuden mehrseitigenWiderspruch. Der Rheinischeund West¬
fälische Landtag erklärten sich gegen die Gewährung einer Entschädigung aus Staatsmitteln, der Schlesische
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gegen die Anwendung des Gesetzes ans die dortige Provinz, der Posensche erachtetedas Gesetz vom 13. Mai
1833 wegen Aufhebung der Zwangs- und Bannrechtc als maßgebend, und während der Prcnßischc Landtag
die Entschädigungder Berechtigten allein ans Staatsmitteln beansprnchte, beschränkte sich der Brandcnbnrgi-
sche ans Beantragung eines Ablösungs- Verfahrens nach den allgemein bestehenden Vorschriften.

Der unter möglichster Berücksichtigungder ständischen Erinnerungen anderweit bearbeitete Gesetz-Ent¬
wurf ward dem Staatsrathe zur Prüfung vorgelegt. Der in dem Entwürfe beibehaltene Grundsatz der
Nufhebuug des Abdeckcrcizwauges ohue vorgäugige Provokatiou faud jedoch in den vereinigten Abtheilungen
des Staatsraths keine Zustimmuug, vielmehr war man der übcrcinstimmcudcuAnsicht, daß die Aufhebung
des Abdcckereizwanges nnr im Wege der Ablösung ans Provokation der Vcthciligten erfolgen könne. Die
dafür angeführten Gründe lassen sich im Wesentlichendahin znsammenfasscn:

Die zwangsweiseAufhcbuugwohlcrworbcucrRechte des einen und die unfreiwillige Verkürzung wesent¬
licher Vcrfügnngs-Befugnisse des audcrn Theils köuncn ausnahmsweise uur durch die Berücksichtigungder
dringendsten, in anderer Weise nicht zn befriedigendenAnforderuugcu des Gemeinwohls begründet werden,
wie dies z. B. bei Anfhcbung des Mahl- und Gcträntczwangcs der Fall gewesen ist, wobei es daranf ankam,
den National-Wohlstand vou Fesseln zn befreien, dnrch welche ihm Summen vou unberechenbarerGröße
entzogen wnrden. In Betreff der Abdeckereien dagegen ist das Entstehen größerer indnstricller Unternch-
mnngen bei Aufhebung des bestehendenZwanges nur sehr vereinzelt zu erwarten, nnd es hängt wesentlich
von der lokalen Entwickclnngdes laudwirthschaftlichcuund anderer Gewerbe ab, ob mit jener Aufhebuug
zur Zeit materielle Vortheile für die Verpflichteten verbunden sind; anch läßt sich nicht übersehen, ob der
Nntzcn, welchen die Befreiung dem Verpflichtetengewährt, in einem angemessenen Verhältnisse zu der als
Entschädigungfür dcu Berechtigten aufzubriugendenSumme steht.

Das Gewicht dieser Gründe war nicht zu verkennen. Inzwischen gingen fortwährend crucuctc Auträgc
der Abdcckcrcibcsitzcr auf Regnlirnng ihrer Verhältnisse ein, welche in der ungünstigen Lage der Abdecker
ihre Erklärung finden.

Das früher sehr verbreiteteVorurtheil iu Bezug auf das Ablcdcru gefallenerThiere ist nach und nach
gcschwuudcu. Die allmählig beginnendehöhere Benutzung der Thier-Kadaver dnrch die Industrie uud selbst
Seiteus der Vichbcsitzer zu laudwirthschaftlichcuund häuslichen Zwecken, sowie die Anlegung von Pferdc-
schlächtcrcicn entzieht den Abdeckern mehr und mehr die Stoffe ihres Gewerbebetriebes. Nachdemdurch den
Laudtags - Abschiedfür die Proviuz Preußcu vom 3. März 1832 die Negieruugcu angewiescuworden, die
Ansprücheder Scharfrichter uud Abdecker unter Bescitiguug polizeilicher Einwirkung lediglichauf dcu Rechts¬
weg zu verweisen nnd die Feststellungdes Umfanges streitiger Gerechtsame der richterlichenEntscheidnngzu
überlassen, sind die auf die Klagen der Abdeckercrgangencn Entscheidnngcn der Gerichte, namentlich in
Ermangelnng vollgültiger Beweise über begangene Contraventionen nicht selten abweisendausgefallen. Ins¬
besondereist neuerlich durch Urtcl des Ober-Tribuuals entschieden, daß unter abgestandenemVieh — welche
Bczeichnnngtheils in den Privilegien der Abdecker, theils in den älteren Polizei-Ncrordnuugcn vorkommt—
nicht, wie die Abdecker behaupten, „alte und unbrauchbare Thiere", soudern „gefallenes Vieh" zu verstehen
sei, und iu Folge dessen wird das alte und nnbranchbare Vieh vielfachvon den Besitzern gctödtet und den
Abdeckern entzogen.

Bevor auf das Audriugeu der Abdeckercibesitzer eine Entschließung gefaßt werden konnte, bedürfte es
in Betracht der vorgcdachtcnRücksichten uud Verhältnisse einer erneueten sorgfaltigen Prüfung Seitens der
Provinzialbchörden. Es wurden daher die Ober-Präsidien veranlaßt, nach vorgangiger Vernehmung mit
den Regierungen sich über den Gegenstand gntachtlich zu äußern. Die Ober-Präsidien der Provinzen
Preußen, Pommern uud Brandenburg, in denen sich die größte Zahl der Abdecker befindet, stimmten dafür,
es znr Zeit bei dem bestehenden Zustande zu belasse». Die Gründe, auf welche sich diese Ausicht stützt,
gehcu dahiu, daß den Abdeckerei-Besitzern der Schntz, welchen sie in der Ausübung ihrer Rechte zu fordern
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hätten, durch den Nichter gewährt werde, daß insbesonderedie nach dem Urtel des Ober-Tribunals erfolgte
Beschränkungihrer Ansprücheauf gefallenes Vieh einen Anfpruch auf Entschädigungnicht begründen könne,
da ihnen, wie angenommen werden müsse, eine größere Bercchtignng nie zugestanden; daß ferner den Ab¬
deckern für den verminderten Ertrag des Gewerbes durch das Verschwindenvon Vorurtheilen oder durch
sonstige Veränderung der Verhältnisse keine Gewähr zu leisten sei, diese Gcwcrbtrcibendcusich vielmehr ganz
in derselben Lage befänden, wie die Besitzer anderer ähnlicher Berechtigungen, welche im Laufe der Zeit
durch die Ungunst veränderter Umstände ihren ursprünglichen Werth verloren hätten und für welche gleich¬
falls eine besondere Fürsorge nicht getroffen sei; endlich, daß die Berechtigung der Abdecker für die Einge¬
sessenen zwar lästig, aber nicht in dem Maaße drückenderschienen, um das Einschreitender Gesetzgebung
hinreichendzu rechtfertigen.

Die Ober-Präsidien der Provinzen Posen, Schlesien, Westphalen und der Nheinprovinz erkannten
ein Bedürfniß znr Ncgnlirung der Abdeckerei-Verhältnisseum so weniger, als zwangsbcrechtigtc Abdeckereien
dort theils gar nicht, theils nur sehr vereinzelt vorkommen, woraus auch der Widerspruchmehrerer Pro-
vinzial-Landtage gegen den im Jahre 1845 vorgelegtenGesetz-Entwurf zu erklären ist, indem die Wcstphä-
lischen und RheinischenStände eine Entschädigungans Staatsmitteln lediglich zu Gunsten einiger Landes-
theile nicht gerechtfertigt erachteten. Nur das Ober-Präsidium der Provinz Sachsen sprach sich für den
Erlaß eines Ablösung«-Gesetzesaus, zwar nicht im Interesse der Abdeckerei-Berechtigten,aber aus Rück¬
sichten der Landeötnltnr, znr Befreiung des Ornndcigenthnms von lästigen Fesseln, wodnrch znglcich eine
höhere Verwerthung der Thier-Kadaver in Aussicht stehe.

Für die Entschließungüber eine etwaige Betheiligung der Staatskasse bei einer geschlichen Ncgnlirung
der Abdeckerei-Verhältnissemnßte hiernächst anch der Umfang der muthmaßlichen Entschädigung für die
aufzuhcbcudenBerechtigungennäher in's Angc gefaßt werden. In der Denkschrift, welche den im Jahre
1845 versammelten Provinzialständcn vorgelegt worden, ist bereits bemerkt, wie nach den damals veranlaßten,
allerdings nur ganz ungefähren Erörterungen die Anforderungen für die Aufhebung des Abdcckcrcizwangcs
in den Regierungsbezirken Frankfurt, Potsdam, Cöslin, Stettin, Maricnwcrder, Danzig, Gumbiuucu,
Königsberg, Magdeburg und Coblcnz, mithin für 10 .Regierungsbezirke— für die übrigen mangelte es an
einem Ergebniß — 2,726,289 Thaler betrugen. Im Jahre 1849 wurden andcrwcitc Ermittelungen ange¬
ordnet und man suchte durch Verhandlung mit den Abdeckercibcsitzern ein möglichst annäherndes Ergebniß
der zu erwartenden Ansprüchezu gewiunen. Dieselben bcliefcn sich nach den Ermittelungen der Regierungen
in den östlichen und mittleren Provinzen, wie der Regicrnng zn Coblcnz, welche von den Negicrnngen in
Westphalen und der Rheinprovinz wegen einer in ihrem Bezirke befindlichenAbdeckerei allein in Betracht
kommt, mithin für 18 Regierungsbezirke und für 450 Abdeckereienauf 200,320,539 Thaler. Nach der
Ansichtmehrerer Regierungen sind die Forderungen überspannt; anch darf nach den gepflogenenVerhand¬
lungen für den Fall einer baldigen, namentlich in Kapital zu gewährenden Entschädigungauf eine mehr
oder minder erhebliche Ermäßigung der Forderungen gerechnet werden, wie denn der Betrag der Kauf- oder
Annahme-Summen für die Abdeckereien,soweit diese zn ermitteln waren, eine Million Thaler noch nicht
erreicht. Indessen läßt sich das Maaß des minderen Aufwandes für die wirtlich zu gewährendeEntschädi¬
gung schwer mit einiger Wahrscheinlichkeitabschätzen. Jedenfalls bleibt aber eine Entschadigungs - Summe
von dem Belang in Aussicht, daß bei den gesteigertenAnsprüchenan die Staatstasse schon aus finanziellen
Rücksichten von einer Betheiligung der letzteren bei der vorliegenden Ncgulirung in der ursprünglich beab¬
sichtigten Weise abgestandenwerden muß. Aus den entwickelten Gründen glaubte die Staatsregierung davon
ausgehen zu müssen, daß eine genügendeVeranlassung zur gesetzlichen Ncgulirung des Abdeckerciwesens nur
da anzuerkennensei, wo aus den obwaltenden Verhältnissen ein Bedürfniß dazu näher nachgewiesen werde.

Da die Stände der Provinz Sachsen in ihrer Denkschrift vom 27. September 1852 die von einer
größeren Anzahl Gemeinden eines Kreifeö gestellte Petition auf Nevision der Vorschriftenüber das Abdeckerei-
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Wesen im Wege der Gesetzgebungdurch eine den Zwang hebende, das noch nutzbare Eigenthum an den
gefallenenThieren berücksichtigende und sichernde, sowie die Gefahr der Ansteckung beseitigende Verordnung
für begründet erachtet uud deu Antrag gestellthatten,

baldmöglichstein Gesetz ergehen zn lassen, welchesden Abdeckcreizwang gegen angemessene,zum
Theil aus Staatskassen, zum Theil von den Verpflichteten zu tragende verhältnißmäßigc Ent-
schädiguugaufhebe und das Abdcckcreiwcsenans geeignete Weise ordne,

so durfte die Staatsrcgierung hierin den Ansdruck des Anerkenntnisses eines provinziellen Bedürfnisses
erkennen, und es ward daher, dem entsprechend, den zum eilften Landtage versammeltenSachsischen Ständen
ein Gesetz-Entwurfzur Ncgnlirung des Abdcckcrciwescns in der dortigen Provinz zur Berathung uud Begut¬
achtung vorgelegt.

Der mit Berücksichtigungdes ständischen Gutachtens redigirte Entwurf eines die Negulirung des Ab¬
deckereiwesens in der Provinz Sachsen betreffendenGesetzes ist hiernächst den im Jahre 1854 versammelten
Kammern vorgelegt, wobei hervorgehobenwurde, daß es bei hervortretendemBedürfnisse in anderen Pro¬
vinzen keinen Anstand finden werde, die Abdeckerei-Verhältnissedaselbst in gleicher Weise zu ordnen. Es
hat hierauf eine Erörterung der Bestimmungenjenes Gesetz-Entwurfesin den Kammern stattgefunden,welche
demselben,von der Beschränkungauf die Provinz Sachsen abgesehen, in den wesentlichsten materiellen Vor¬
schriftenbeigetretcn sind. Mit mehreren minder erheblichenAbändernngs - Vorschlägendarf die Staatsregie¬
rung fich einverstandenerklaren.

Die zweite Kammer hatte demnächst aber den Antrag beschlossen,daß das zu erlassendeGesetz nicht
auf die Provinz Sachsen zn beschränken, sondern als ein allgemeines, für den ganzen Umfang der Monarchie
Gültigkeit erhalten möge, indem dieselbe geltend machte, daß im § 8 der Gewerbe-Ordnung ein allgemeines
Gesetz in Aussicht gestellt sei, daß die Verhältnisse der Abdecker im Allgemeinen in allen Landesthcilen
dieselben seien, daß die bei den Abdeckereien vorkommendenVerschiedenheitenauch inuerhalb der einzelnen
Provinzen stattfänden, daß, wo sich zwangö- und bannberechtigteAbdeckereien nicht vorfänden, das Gesetz
von selbst anßer Anwendnng bleibe uud um so weniger ein Bedenken gegen den Erlaß eines Gesetzes für
alle Landestheile des Staates obwalten dürfte, als die Zwangs- und Bannrechte überall nur auf deu Antrag
der Verpflichtetenabgelöst werden sollten.

Da der Gesetz-Entwurf jedoch nur dem Sächsische« Proviuzial - Landtage zur Begutachtung vorgelegen
hatte, so ist von der Ersten Kammer der Staatsregieruug anheimgegeben worden, zuvörderstuoch die übrigen
Provinzialstände darüber zu veruehmen, nm alsdann den Kammern eine andcrweiteGesetzeövorlage zu machen.

Die Staatsregieruug darf um fo weniger Anstand nehmen, dein dicsfälligen Antrage zu entsprechen
und die gutachtlicheAeußerung der Provinzialstände über den Gesetz-Entwurf einzuholen, als, wie erwähnt,
der Erlaß eines Gesetzes, wie solches znnächst für die Provinz Sachsen beabsichtigtworden, bei eintretendem
Bedürfniß auch für die auderen Provinzen bereits in Aussicht gestelltworden war.

Indem daher der anliegendeGesetz-Entwurfzur Begutachtung der Provinzialstände vorgelegt wird, findet
sich über dessen Inhalt im Allgemeinen und bezüglich der einzelnen darin enthaltenen Bestimmungen Fol¬
gendes zu bemerken:

Nach den früher bereits angestelltenErmittelungen beruhen die bestehenden Abdeckerei-Berechtigungen
auf sehr verschiedenen Titeln, theils auf Lehns-, theils auf Erbpachts- Verhältnissen; die Lehnseigenschaft ist
oft verdunkelt, die Beobachtung der diesfälligen gesetzlichen Vorschriften außer Acht gelassen. Außerdem
bestehen neben eigenthümlichem, auf Kaufverträgen beruhendemBesitze, Abdeckereien zu Erbzins oder Zeit¬
pacht, oder die Berechtigungen beruhen auf Nealrechten, Gmphyteusen, persönlichenGewerbe-Conzessionen,
Verjährung und mitunter auf stillschweigender Duldung Seitens des Staates.

Eben so verschieden hat sich der Umfang der Berechtigungenergeben. Es ist vielfach streitig, ob den
Viehbesitzerndas Recht zustehe, ihr Vieh selbst oder durch ihre Leute abzuledern, oder ob dieselben das
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gefalleneVieh dem Abdecker ansagen und überlassenmüssen. Ebenso ist fraglich, welche Viehgattnngcn dem
Zwange unterliegen, ob das Recht des Abdeckersnnr auf verendetes oder auch auf krankes, unheilbares,
oder auch auf das zum wirthschaftlichenGebrauch untauglich gewordeneVieh sich erstrecke. Letzteres bean¬
spruchen die Abdecker häufig als das in früheren Verordnungen und in einzelnenPrivilegien als „abge¬
standen" bezeichnetes Vieh, weches ihrem Zwange unterworfen fei.

Die einzelnen Vorschriftendes vorgelegtenGesetz-Entwurfsstimmen, soweit nicht die Eigenthümlichkeit
des Abdeckerei-GewerbebetriebesAbweichungenerfordere, mit den bezüglichen Vorschriften der Allgemeinen
Gewerbe-Ordnung und des Gntfchädiguugs - Gesetzes zu derselbenvom 17. Januar 1845 übercin.

Die Bestimmungen im
§ 1 des Entwurfs

unter Nro. l., II. und III. entsprechen den Vorschriftender §§ 2 und 3 der Gewerbe-Ordnung.
Bei Einführung der an die Staatskasse zu cutrichteudcnGewerbesteuer durch das Edikt vom 2. No¬

vember 1810 (Gesetz-Sammlung S. 79) ward bereits bestimmt (§ 30 dcss.), daß dagegen alle bisherigen
Abgaben von den Gewerben anfhören sollten, insofern sie die Berechtigung zum Betriebe derselbenbetreffen,
als Eonzcssionsgeld«., sie mögen alljährlich oder ein- für allemal an KöniglichenKassen, Kämmereien oder
Grundherren entrichtet werden. Für diejenigen Landcöthcilc, welche erst nach dem Jahre 1810 mit der
Preußischen Monarchie vereinigt worden, ist durch den 8 3 der Gewerbe-Ordnnng eine gleiche Bestimmnng
getroffen, dergestalt, daß mit dem Gintritt der an die Staatskasse zn entrichtendenGewerbesteueralle frühe¬
ren Abgaben gcwcrbcsteucrlichcn Natur fortgcfallcu sind.

Da jedoch uach § 8 der Gewerbe-Ordnung in Betreff des Abdcckerriwcscns die bestehenden Vorschriften
bis zur beendetenRevision in Kraft gebliebenfind, fo waren nunmehr bei dessen Negulirung glcichcrgcstalt
gegen Erhebung der staatlichenGewerbesteuerdie entsprechenden, seither noch für den Betrieb dicfes Gewerbes
entrichtetenAbgaben ansdrücklichanzuheben.

Der § 1 der AllgemeinenGcwerbc-Ordnnng, welcher das Recht, Anderen den Betrieb eines Gewerbes
zu untersagen, oder sie darin zu beschränken, anfhebt, hat hier in Bezng ans die für sich bestehenden Erclusiv-
Bercchtigungcn keine Aufnahme gefunden. Ob dergleichenfür sich bestehendeGrclusiv - Rechte überhaupt
vorkommen, :st durch die früher über die Verhältnisse der Abdeckerangestellten umfassendenErmittelungen
nicht festgestellt. Jedenfalls ist eine derartige, wenn übcrhanpt, so doch nnr sehr vereinzelt vorkommende
ausschließliche Gewerbe-Berechtigung, die mit keinem Zwangs- uud Bannrechte verbunden ist, den Vieh-
Haltern, welche einer derartigen Berechtigung gegenüberbefugt sind, ihr Vieh selbst abzuledern oder durch
ihre Leute abledern zu lassen, nicht nachthcilig, und es mangelt an einer ausreichendenVcranlassuug, solche,
den Pflichtigen unnachtheilige, im Laufe der Zeit durch Verschwindender Scheu vor dem Selbstabledern des
Viehes minder einträglich gewordeneBerechtigung anderweit gesetzlich zu regulircn. Ein siaatswirthschaft-
liches Interesse, auf ciue Vermehrung der Abdecker Bedacht zu uehmen, waltet nicht ob; jedenfalls erscheint
die Gewährung einer Entschädigung aus der Staatskasse zu diesem Zwecke in keiner Weise gerechtfertigt.
Auch bei völliger Freigcbung dieses Gewerbes ist nach der eigenthümlichenBeschaffenheit desselben eine Ver¬
mehrung der Zahl der Abdecker nicht zu erwarten, und da überdies iu Aussicht genommenwird, die Regie¬
rungen zur Eiurichtuug vou Abdeckerei-Bezirkenzu ermächtigen (§25 des Entwurfs), fo würde in allen
solchen Fällen die Ucbertragnng des Gewerbebetriebesfür den Bezirk, worin ein zum ausschließlichenGe¬
werbebetriebberechtigterAbdecker wohnt, aus nahe liegenden Gründen an diesen erfolgen, derselbe mithin
nach empfangenerEntschädigung, wenn anch vielleicht in etwas verringertem Umfange, dennoch im Wesent¬
lichen anch ferner faktisch im Genusse der früherm Erträge verbleiben. Bei dem Abdeckerei-Gewerbetritt
außerdem noch die besondereSchwierigkeit hinzu, die Entschädiguug für bloße Exclusiv - Rechte zu ermitteln
und aufzubringen. Nach § 16 des Entschädigungs- Gesetzes zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung ist die
Aufbringung der Entfchädigungenfür dergleichen Berechtigungenden Gewerbetreibendenselbst und den Ge-
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meinden, beziehungsweiseDistrikten, zugewiesen. Es würden aber weder die neu hinzukommenden Abdecker
zur Aufbringung namhafter Entschädigungs-Beiträge im Stande sein, da das mit einem Zwangs- und
Bannrechte nicht verbundene Abdcckcreigcwerbc eiueu geringen Ertrag verspricht, und die Zahl der sich neu
ansetzenden Abdecker immer nur gering bleiben würde, noch haben die Gemeinden oder die Vichbesitzer ein
nahes Interesse dabei, das ihnen nicht uumittelbar nachtheiligeGxclusiv - Necht mit Geldopfern zn beseitigen.

Es erscheint daher nach allen Seiten hin vollkommengerechtfertigt, die etwa bestehendenbloßen Ex-
clusiu-Gewerbe-Berechtigungen in dem Gesetze unberührt zu lassen, wie dies im ersten Alinea des § 3 noch
ausdrücklichausgesprochenist.

Nur diejenigen ausschließlichenBerechtigungen, mit welchen ein Zwangs- nnd Bannrecht verbunden
ist, sollen, soweit sie dem Fislus, einer Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommunalbezirts zustehen,
oder von einem dieser Berechtigten erst nach dem 1. Januar 1855 auf einen Anderen übergegangen sind,
anfgehobcnwerden (8 1 Nro. IV.). Nach den eigenen Erklärungen der meisten Berechtigten wird auf die
Beibehaltung des Erclnsivums nach Aufhebung des damit verbundenenZwangs- und Vannrechts kein beson¬
derer Werth gelegt; es würde anch an einem Maaßstabc fehlen, um festzustellen, wie hoch in dergleichen
Fällen der Werth der fortbestehenden Grclusiv-Bcrechtigungund der Werth des aufgehobenen Zwangsrcchtes,
für sich genommen, anzuschlagensei, mithin auch im Falle der Aufrcchthaltuug des Exclusivums die dem
Berechtigten zu gewährende Entschädigungmuthmaßlich nicht geringer veranschlagt werden, so daß es an
genügenden Gründen fehlt, dem Berechtigten bei Aufhebung des Zwangs- und Bannrechts das Exclusivum
noch ferner zn belassen.

Nach § 4 der Gewerbe-Ordnung und § 2 des Entschädigung« - Gesetzes zu demselbenwird für die
aufgehobenenBcrcchtignngcn, welche vom Fiskus, einer Kammerei :c. erst nach dem 31. December 1836
auf einen Andern übergegangen find, eine Entschädigung nicht gewährt. Der Grund dieser Vorschrift ist
die Rücksicht,daß durch die Veröffcutlichung,welche die Entwürfe der neuen Gesetze durch deren im Anfange
des Jahres 1837 erfolgte Vorlegung an die Landtage erhalten, die Vermuthung begründet werde, daß einem
Jeden, der nach dem 1. Januar 183? eine solche Berechtigung an sich gebracht, auch bekannt gewesen, wie
er sich dabei der Gefahr aussetze, die Aufhebung des Nechts, und zwar ohne Entfchädignng, zu gewärtigen.
Dieser Gruud fiudet an uud für sich auch auf den vorliegenden Gesetz-Entwnrf Anwendung nnd rechtfertigt
sich danach auch der anderweit angenommeneTermin.

Im § 2 ist im Gegensatze zu der im § 1 erfolgten Aufhebung der dort bezeichneten Nechte die Ablös-
barteit der Zwangs- und Nannrechte, welche durch die U 10—23 geregelt wird, ferner im § 3 die bereits
zu 8 1 erwähnte, r««p. mit dem § 65 der Gewerbe-Ordnung übereinstimmendeFortdauer der ausschließ¬
lichen Gewerbe- und der Neal-Berechtigungen ausgesprochen.

Zu § 4.
Die Abgaben, welche von den Abdeckereien zu entrichten sind und auf denselbenhaftenden Leistungen

können von sehr verschiedener Beschaffenheit sein.
Soweit die Abdeckerei-Berechtigungenmit Grundbesitzverbunden sind, können Abgaben gewerbestcuer-

licher Art, welche mit dem Erscheinen dieses Gesetzes wegfallen, mit ferner fortbestehendenAbgaben und
Leistungenvom Grundbesitzverbunden oder davon getrennt vorkommen; desgleichenkönnen vorhandene Ab¬
gaben und Leistungenein mit der Abdeckerei verbundenes Zwangs- und Bannrecht betreffen, in welchem Falle
dieselben ebenfalls nicht aufgehoben, sondern nur ablösbar sind. Wo Zwangs- und Bannrechte bestehen,
werden um so häufiger Abgaben und Lasten als darauf ruhend anzunehmen sein, als das Zwangs- und
Banurecht für die Abdecker von der größten Bedeutung ist und den Hauptwerth ihrer Gerechtsamebildet,
indem es ihnen die Ablieferung des gefallenen Viehes nach Maaßgabe ihrer besonderenBefugnisse für den
ganzen Umfang ihres Bezirks, mithin fortdauernd einen gleichmäßigenGewinn sichert. Außerdem können
noch Neal- und ausschließliche Gewerbe-Berechtigungen in Betracht kommen.
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Bei der Verschiedenartigkeitder Verhältnisse muß darauf verzichtet werden, allgemeineNormen für die
Fälle aufzustellen,in denen es zweifelhafterscheint,ob vorhandene Abgaben als gewerbestenerliche oder als
mit dem Grundbesitzverknüpfte, oder als für das verlieheneZwangs- nnd Bannrecht aufgelegte,zu erachten
seien, oder ob und in wieweit theils das eine oder das andere anzunehmensei, oder in denen es streitig
wird, ob bestehende Leistungen ganz oder thcilweiseauf dem Grundbesitze, re«p auf dem Zwangs- uud
Vannrechte, der Real- oder ausschließlichenGewerbe-Berechtiguug ruhen.

Um die Schwierigkeitenzu beseitigen,welche bei Ausführung der Vorschrift des § 30 des Edikts vom
2. November 1810 — s. oben zu § 1 — hervorgetreten waren, erging die Declaration vom 19. Februar
1832. Die in den 88 1 und 2 derselben getroffeneBestimmung, namentlich wegen der im Zweifclsfalle
ausgesprochenenVermuthung für die Natnr einer grundherrlichen Abgabe, gab zu vielfachen Beschwerden
Veranlassung. Deshalb sind diese Bestimmungen bereits in dem Gesetze vom 11. März 1850 (Gesetz-Samm¬
lung S. 146) über die auf Mühlen - Grundstücken haftenden Rcallastcn außer Anwendung erklärt. Die
ungünstige Lage, in welchersich die Abdcckercibcsitzcrbefinden, begründet eine gleiche billige Berücksichtigung.
Es sollen daher bei entstehendenStreitigkeiten die allgemeinenNegeln über Beweislast nnd Beweisführung
Anwendung finde». Dagegen erscheinen die Vorschriftender 88 3 und 4 der Verordnung vom 19. Februar
1832 für keinen der Bethciligtcn bedenklich, vielmehr für eine angemessene Regelung zweckmäßig.

Hiernach wird es zunächstauf den Inhalt der Erwerbnngs-Urkunden, Verträge und etwa ergangenen
richterlichenEntscheidungenankommen; in Ermangelung eines Ginverständnissesder Bethciligtcn aber bleibt
es dem Richter überlassen, nach dem Inbegriff aller, bei jedem einzelnen Falle in Betracht kommenden Um¬
stände die Entscheidungzn treffen.

Zu 8 5.
Dnrch das Gesetz vom 2. März 1850, betreffenddie Ablösung der Neallasten und die Negulirnng der-

gutsherrlichcu und bäuerlichen Verhältnisse (Gesetz-Sammlung Seite 77), ist § 6 die Ablösbarkcit aller
beständigenAbgaben und Leistungenausgesprochen, welche ans eigenthümlichoder bisher erbpacht- oder erb-
zinsweise besessenen Grundstückenoder Gerechtigkeitenhaften (Neallasten); auch sind im Tit. 8 § 58 dieses
Gesetzes Bestimmungen über gewerblicheund handwerksmäßige Abgaben uud Leistungenenthalten. Durch
den § 5 ist vorgesehen, daß auf die im § 1 nicht aufgehobenenAbgaben und auf die Leistungenvom Ab-
deckereiwescn jenes Gesetz Anwendung finde, indem Zweifel darüber obgewaltet haben, ob die Vorschriften
jenes Ablösungsgesetzesauf die Abgaben-Verhältnisse der Abdeckereien,welche mitunter außer Zusammen¬
hang mit Zwangs- und Bannrechten stehen, anzuwendenseien. Damit ist zugleich etwaigeu Bedenkenüber
die Compctenzder Behörden in Folge von Provokationen auf Ablösung, namentlich Seitens abgabenberech-
tigtcr Gutsbesitzer, vorgebeugt.

Zu § 6.

Das erste Alinea entspricht den Bestimmungen des § 1 des Entschädigung«-Gesetzeszur Allgemeinen
Gewerbe-Ordnung, das zweite Alinea dem § 2 desselben Gesetzes.

Hinsichtlich des Termins für den Uebergang einer vom Fiskus u. s. w. erworbenen Berechtigung wird
auf das zu § 1 Bemerkte Bezug genommen. Auch die

§§ 7 und 8

stimmen mit Ausnahme des Termins, welcher einer entsprechendenAbänderung unterworfen werden muß,
mit den 88 3 und 6 des Entschädigung - Gesetzes überein. Der Termin wird dergestalt zn bestimmensein,
daß vom Tage der Publikation des Gesetzes ab ein Jahr zur Anmeldung der Ansprüche frei bleibt. Für
die Betheiligten ist es räthlich, den betreffendenZeitpunkt durch Angabe des Monats zu bezeichnen, mit
dessen Ablauf die Präclusion eintritt, da die relative Bezeichnungeiner Frist vom Tage der Gesches-Publi-
kation ab erfahrungsmäßig dem Interesse der Betheiligten nicht entspricht.
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Zu § 9.
In Beziehung auf die Berechnung des Betrags der reinen Nutzungen und hinsichtlich der Gewähruug

der Entschädigungsind die Bestimmungen der §8 4, 25 bis 27 des Entschädiguugs-Gesetzeszur Gewerbe-
Ordnung maaßgebend gewesen; es hat jedoch der dort (§25) normirte 20jährige Zeitraum auf die Jahre
4835 bis 1854 abgeändert werden müssen.

Zu W 10 bis 14.
Der Bestimmung, daß nur den Verpflichtetenund nicht auch dem Abdeckerei-Berechtigten die Befugniß

beigelegt ist, auf Ablösung zu provoziren, liegt die Erwägung zum Grunde, daß der Berechtigte sich nicht
beschweren kann, wenn seine Berechtigung fortbesteht, zu deren Anfrcchthaltung nnd Ausübung der richter¬
liche Schutz gewährt wird, daß ein allgemeines öffentliches Interesse zur Beseitigung aller derartigen Berech-
tignngen nicht anzuerkennenist, daß es aber für die Verpflichtetenfraglich bleibt, ob eine ihnen aufzule¬
gende Entschädigungdes Berechtigten dem durch Wegfall des Zwangsrechts erwachsenden Vortheile entsprechen
werde. Nach Analogie des § 41 des Entschädiguugs-Gcsetzesvom 17. Januar 1845, der 88 5 und 8 des
Gesetzes vom 31. December 1842 (Gesetz-Sammlung Seite 8 cl« 1843) und der 88 75, 82, 85 der Ver¬
ordnung vom 20. Juni 1817 (Gesetz-Sammlung Seite 174) sind die zur Legitimation der Nctheiligten
und zur Regelung ihrer Beschlüsse erforderlichenVorschriften ertheilt.

Entsprechendder Verordnung vom 7. Juni 1821 ist sodann (8 H) die Provokation davon abhängig
gemacht, daß der Viehstand der Provokanten mindestens den vierten Theil des Vichstandcs im Bannbezirk
beträgt. Bei der diesfälligcn Berechnung find die neuesten amtlichen Nachrichten zum Gruude zu legen.
Zur Vermciduug von Weiterungen ist den Regierungen die Befugniß zur endgültigen Entscheidungbeigelegt.
Die Ansschlicßuugeines Rekurses hat um so weniger Bedenken, als es sich nicht um Eutschciduugüber
materielle Rechte handelt.

Da es in größeren Abdeckerei-Bezirkenschwierigsein würde, zu ermitteln, ob mehr als der vierte
Theil der Vieh haltenden Einwohner zur Provokation geneigt ist, so empfiehlt es sich, wie im 8 12 geschehen,
denjenigen, welchen die Ablösung wünschen, Gelegenheit zu geben, sich über die Absichten der Bcthciligten
aufzuklären und dieselben zu diesen: Zwecke vernehmen zn lassen. Ein Mißbrauch dieser Befugniß ist nicht
wohl zn besorgen, da, wenn dieser Versuch zur Herbeiführung einer Provokation fehl schlägt, der Gxtrahcnt
die auf Erfordern vorzuschießenden Kosten der Vernehmuug der Provokations-Bcrcchtigtenzu tragen hat.

Nachdemsodann die Form der Provokation (§13) festgesetztworden, war zugleich vorzusehen, daß
die einmal beantragte Provokation nicht willkürlichdurch einzelneBethciligtc rückgängigzu machensei, son¬
dern das Ablösungs- Verfahren alsdann zum völligeu Austrage gebracht werden müsst.

Erfolgt der Antrag auf Ablöfuug, so muß dem Berechtigten, wie im § 14 geschehen, die Befugniß
eingeräumt werden, die völlige Ablösung im ganzen Bezirke zu verlangen, da ihm sonst durch Ablösung der
Verpflichtung in der nächstenUmgebung seiner Abdeckerei, während ihm seine Berechtigung in den entfernten
Theilen des Bezirks verbliebe, der Gewerbebetrieb und die Überwachung seiner Befugnisse unverhältniß-
mäßig erschwertwerden könnte. Die

im § 15
festgesetzteAblösung aller mit Zwangs- und Bannrechten vcrbnndenen ausschließlichenGewerbe-Berechti¬
gungen rechtfertigt sich durch das bereits zu 8 1 Bemerkte.

Zu 8 16.
Außer der Bestimmung, wonach die Vorschrift des 8 35 des Entfchädignngs-Gefetzeshier zur Anwen¬

dung kommen soll, war noch besonders vorzusehen, daß bei Ermittelung des Umfanges der Berechtigungen
jedenfalls nicht auf diejenigeErweiterung gerücksichtigt werden dürfe, welche jene Berechtigungenetwa durch
polizeiliche Verordnungen erfahren haben, da, wie oben bereits bemerkt, die Berechtigten ein ^u» «zu«8,tun»
darauf nicht erlangt haben; ferner, daß bei Feststellung der Entschädigung nicht Nebengewerbe, wie das
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Ausschlachtenaufgetaufter Pferde, die Bereitung von Knochen zur Düngung «., zu Berechnung gezogen
werden, welche zum Geschäftdes Abdeckers an sich nicht gehören, sondern damit in eine nur zufälligeVerbin¬
dung gebracht sind und von dem Bctheiligten anch nach Ablösung seiner Berechtigungfortgesetzt werden tönuen.

Es ist in Betreff der festzustellenden Entschädigungdie Frage erörtert:
ob nicht nach Analogie der Bestimmungen wegen Ablösuug des Mahlzwanges Entschädigungö-
Normcn zn ermitteln nnd allgemein einzuführen sein möchten.

Einer derartigen Anordnnng stehen jedoch überwiegendeBedenken entgegen. Dem Entwürfe liegen
die Vorschriftendes Entschädigungs-Gesetzesvom 17. Iannar 1845, § 35 flg., znm Grunde, und davon
hier eine Ausnahme zu machen, fehlt es an uud für sich an zureichenderVeranlassung. Nach den früher
angestelltenErmittelnngen sind aber auch die Verhältnisse in den einzelnenLandesthcilcn nnd Abdeckerei-
Bezirken nach Zahl und Gattung der Thiere so verschieden,daß die Festsetzungallgemeiner Normen als
unausführbar anerkannt werden mußte, wenn dadurch nicht die Bctheiligten dnrchaus ungleich betroffen
werden follten.

Zu M 1? und 18.
Die den Abdeckernobliegenden Abgaben und Leistungen bestehen, abgesehen von den Polizeilichen

Leistungen, hauptsächlich:
iu der Verpflichtung zu fcharfrichterltchenExekutionenin peinlichenFällen,

und
zur Versorgung der Wolfsgruben uud Fuchskörnungenmit Lnder,
in der Aufzucht, Fütterung und Heilung von Hunden,
in dem Auffaugeu und Todten herrenloser Hunde,
in der Eiurichtnng von Näumlichkeitenzum Einsperren, Beobachten und Heilen eingefangener

toller oder der Tollwuth verdächtigerHunde,
in der jährlichen Lieferung lederner Eimer uud Handschuhe,
in der Zahlung jährlicher Hnnde- oder Prästationsgclder,
in der Erlegung von Lchnwaarc und Kanon bei Veränderungen in der dienenden oder herr¬

schenden Hand,
in der Entrichtung von Ansagegeldan die Vichbesitzer, welche ein gefallenes Stück Vieh anmel¬

den lassen,
im Halten von Knechtenund Karren, wie Hülfeleistungenbei'm Viehsterbenu. s. w.

Alle diese Abgaben und Leistungensollen, wenn die Berechtigung, ans welcher sie beruhen, abgelöst
wird, zugleich mit abgelöst werden, damit die früheren Verhältnisse vollständig beseitigt werden und die
Verwaltung in der anderweiten Neguliruug des Abdeckerei-Betriebesfreie Hand erhalte. Sind dergleichen
Abgaben und Leistungen an die Zwangs- und Vannpflichtigen zu entrichten, so wird der Betrag ihres
Werthes von deren Entschädigungs-Forderung abgerechnet; stehen solche dritten Personen zu, z. B. einem
vom Zwangs- und Bannrechte erimirten Nittergutsbcsitzer, so wird deren Abfindung in dem eingeleiteten
Verfahren jedenfalls mitbewirkt !>tr. § 20).

Zn W 19 und 20.
Die Entschädigung der Abdeckereiberechtigteu fällt, in Uebereinstimmungmit der Vorschrift des § 36

des Entfchädignngs-Gesetzeövom 17. Iannar 1845, den Zwangs- uud Vannpflichtigen zur Last, welchen die
Befreiung von den abgelöstenBerechtigungenzu Statten kommt. Es sind im Gingange bereits die Gründe
angeführt, aus denen eine Betheiligung der Staatskasse hierbei als gerechtfertigtnicht anerkannt werden kann.

Dagegen ist es Sache des Abdeckereibesitzers, die Entschädigungfür die Ablösung der ihm obliegenden
Abgaben und Leistungenaufzubringen. Nothwendig erscheint es, daß das Beitragsverhältniß der vannpflich¬
tigen Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnenBesitzungen für die von ihnen aufzubringendeEntschädigung
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in ähnlicher Weise, wie dies im vorgenannten § 36 des Entschädigungs- Gesetzes bestimmt ist, ein- für
allemal festgestellt' werde. Normen dafür in das Gesetz aufzunehmen, ist in Betracht der mannigfachen,
dabei zu berücksichtigenden Verhältnisse nicht wohl ausführbar. Es mutz vielmehr den Regierungen und in
weiterer Instanz den Ministerien überlassen bleiben, alle bei einer gerechten und billigen Verthcilung zu
beachtendenThatsachen, nach Maßgabe der Umstände,zur gebührenden Geltung zu bringen, wohin nament¬
lich auch die Fälle gehören, wenn durch zeitweise Kalamitäten oder besondere Zufälle der Viehstand mehrerer
oder einzelner Nctheiligten vorübergehendeine erhebliche Verminderung erfahren haben sollte.

Die Vorschrift des
8 21.

weicht von der entsprechenden Schlußbestimmungdes § 36 des Entschädigungs-Gesctzcszur Gewerbe-Ordnung
in soweit ab, daß die Ablösung der Entschädigungsrcntcdurch Kapital in Beträgen auch unter 100 Thlr.
in dem Falle für zulässig erklärt wird, wenn das Ablösnngstapital einzelner Gemeinden, Gutsbczirke oder
Vesitzuugendeu Betrag von 100 Thlrn. nicht erreicht. Dies rechtfertigt sich dadurch, daß die einzelnen
Grundbesitzer, resp. Gutsbezirkc und Gemeinden nnter einander, in keinem korporativen Verbände stehen,
nach der Beschaffenheitder Abdeckcreivcrhältnisse aber nicht selten geringereKapitalbcträgc bei jenen einzelnen
Vethciligten vorkommenwerden, die Auffammlung und zinsbare Anlegung :c. solchergeringeren Beträge bis
die Summe von 100 Thlrn. erfüllt wäre, mit nnvcrhältnißmäßigcn Weiterungen und Belästignngen für die
Verwaltungs-Behörden verbunden sein würde, dergleichen die Summe von 100 Thlrn. nicht erreichenden
Beträge müssen jedoch ««getheilt abgeführt werden.

Im § 22
sind lediglichdie betreffendenVorschriften des Entschädigungs- Gesetzes zur Gewerbe-Qrduuug für anwend¬
bar erklärt, foweit nicht das vorliegende Gesetz besondere abweichende Bestimmungen trifft, jedoch war die
im § 59 jenes Gesetzes dem Pächter der abgelöstenBerechtigung gestellte Kündigungsfrist anderweit festzu¬
setzen, in welcherBeziehung auf das zu §8 ? und 8 Bemerkte Bezug genommenwird.

Die im
8 23

erfolgte Ucbertragnng der Ablösungö-Verhandlungen auf Commisfarien der Negierung entsprichtdem 8 37
des Entschädigungs- Gesetzes. Die Stempel- und Gcbührenfreiheit ist den, für Ncgnlirung im Landes-
Kultur - Interesse bestehende,!Bestimmungen gemäß ausgesprochen; die unvermeidlichenbaarcn Auslagen
aber sollen nach den für ähnliche Verhältnisse gegebenen Vorschriften geregelt, in Ermangelung genügender
Gründe für einen anderen Vertheilungs - Modus, von jedem Theile zur Hälfte getragen werden.

Sofern jedoch entstehendeStreitigkeiten zu einem Prozeßverfahren führen und zu richterlichen Ent¬
scheidungen Veranlassung geben, mutz es bei den dafür bestehenden gesetzlichen Vorschriftenbewenden.

§24
entsprichtdem 8 65 der AllgemeinenGewerbe-Ordnung.

Zu 88 25 bis 27.
Hinsichtlichder künftigen Ncgulirung des Abdeckereibetriebesist die im 8 56 der Gewerbe-Ordnung

für das Schornsteinfegergcwerbeertheilte Vorschrift übernommen, wonach die Ncgicrungen, soweit nicht.
Zwangs- und Bannrechte oder Erklusiva bestehen, nach Maßgabe des Bedürfnisses oder der Zweckmäßigkeit,
Bezirke bilden tonnen, innerhalb deren das Gewerbe nur von dem angesetztenAbdecker betrieben werden
darf, ohne daß demselbenjedoch ein Widcrspruchsrecht oder ein Entschädigungs- Anspruch zusteht, sofern
später eine Abänderung oder Aufhebung des Bezirkes angemessen befunden werden sollte. Damit ist
zugleich den, wenn auch nicht mehr in neuester Zeit, so doch in früheren Jahren, in einem Negierungs-
Bezirke wahrgenommenen Uebelständen vorgebeugt, welche sich bei einer unverhältnißmäßigen Vermehrung
der Abdeckereien ergeben hatten.
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Durch die Bildung von Abdeckcrcibezirten können aber auch dem Gemeinwesennoch diejenigen Dienst¬
leistungen erhalten werden, welche den Abdeckernzur Zeit noch obliegen, wenn diesen bei Znweisnng der
Bezirke mit Rücksicht auf die ihnen beigelegtenBefugnisse zugleich die für polizeiliche Zwecke erforderlichen
Leistungen aufgelegt werden, wie dergleichenanch bisher in verschiedener Weise von den Abdeckern verrichtet
worden sind.

Den Negierungen ist in den Einrichtungen dieser Bezirke freie Hand zu lasscu, damit die, in den
einzelnen Gegenden verschiedenen Bedürfnisse die erforderliche Nerücksichtignngfinden können. Den Inhabern
von Real-Gewerbeberechtigungen, welche mit einem Extlnsivum nicht vcrbuudcn sind, steht zwar ein Widcr-
spruchsrechtgegen die Einrichtung von Abdeckerei-Bezirkennicht zu; es kann ihnen indessen die Ansübnng
des Gewerbes innerhalb des Bezirks, ans welchen ihre Berechtigung sich bezieht, nicht entzogenwerden.

Die Vorschriften der Allgemeinen Gcwcrbc-Ordnnng, soweit dieselbe des Abdcckcrcibctriebeö in den im
§ 27 angezogenenParagraphen besonders erwähnt, bleiben eben sowohl in Kraft, als anch die allgemeinen
Bestimmungen derselben über Anmeldung des Gewerbes, Entziehung der Nefähiguugszcngnissc:c. ans das
Abdeckereigcwerbe ferner Anwendung finden.

Die Bestimmungen des
8 28

entsprechen den §§ 11 und 64 der Allgemeinen Gewerbe-Ordnnng, und nachdem im
8 29

die dem vorliegenden Gesetze entgegenstehendenNestimmungenanßer Kraft gesetzt worden, ist im
§30 '

den Ministern für Handel und Gewerbe und für landwirtschaftliche Angelegenheiten, zu deren Nessort das
Abdeckerciwesen gehört, die Ausführung des Gesetzes übertragen.

Gntwurs eines Gesetzes,
wegen

Verschassung von Vorstuth in dem Bezirk des Hppeüations-Gerichtshofeszu
Cötn und des Justiz-Senates zu Ehrend reitstein.

Artikel I

Nie nachstehenden Bestimmungen des Gesetzes wegen des Wasserstaues bei Mühleu und Ncrschaffnngvon
Vorfluth vom 15. November 1811 ( Gesetz - Samml. vom Jahre 1811, S. 352):

§ 11.
Die Mühleubcsitzer und alle, welche sonst den Abfluß eines Gewässers anznhalten berechtigt

sind, sollen verpflichtetsein, den freien Lauf desselben, nach Bestimmung der Provinzial-Polizei-Vchörde,
ganz oder zum Theil wieder herzustelleu, sobald daraus eiu offenbar überwiegenderVortheil für die
Bodenkultur oder Schifffahrt entsteht und diejenigen, welche für ihre Kultur oder Schifffahrtsanlagen
des Wasserabflusses bedürfen, ihnen eine vollständige Entschädigung herzugeben bereit und ver^
mögend sind.

3



- 18 -

§ 12
Diese Verpflichtungkann selbst bis auf gänzliche Wegräumung von Wassermühlenausgedehntwerden,

sobald nach polizeilichem Ermessen der Zweck anders nicht zu erreichenist, der Müller aber vollständig
entschädigt, cmch der Gegend Ersatz für ihr Interesse bei Erhaltnng der Mühle geleistetwerdeu kann.

Auch da, wo keine künstliche Hindernissedes Abflussesvorhanden sind, kann jeder Grundbesitzer
verlangen, daß ihm Abwässcrungsgräbeudurch fremden Boden zn ziehen gestattet werde, sobald die
vorerwähnten Bedingungen stattfinden.

8 14.
Selbst zur Ablassuug von Teichen uud stehenden Seen, kann unter gedachten Bedingungen

(8 11) die Gestaltung der Vorfluth erfordert werden.
8 15-

Besitzer von Grundstücken, welche sich des auf ihren Ländereien stehendenWassers entledigen
wollen, und deshalb nicht gütlich mit den zur Stauung Berechtigten oder anderen Grundbesitzern
einigen tonnen, müssen von ihrem Vorhaben der Provinzial-Polizei-Behörde Anzeige machen, nach¬
weisen, welchen Vortheil sie von dem Ablassen des Wassers erwarten, und darthnn, daß sie bereite
Mittel haben, die wahrscheinlicheEntschädigung ohne Verzng zu bezahlen.

8 16.
Auf diefeu Antrag wird sogleich eine Localuntcrfuchuug durch sachkundige Eommissarienverfügt,

welche ansmittcln:
») wodurch der Zweck des Grundbesitzers am leichtesten erreicht werden tonne?
l>) ob dnrch die beabsichtigteEinwässerung nicht andere Grundbesitzerleiden, oder ein Nachtheil

davon für die Schifffahrt oder öffentlichen Anlagen zu besorgen sei?
8 1'?.

Die letztere Untersuchungmuß auch für den Fall stattfinden, wenn beide Theile über die Ablas¬
sung gütlich einverstandensind.

8 i«.
Auf den Grund dieser Untersuchungbestimmtdie Provinzial-Polizei-Behörde, ob die Ablassung

des Wassers überhaupt stattfiuden tönue, uud unter welchenModalitäten sie ansgeführt werden müsse.
8 19-

Wollen die Interessenten sich dieser Bestunmnng nicht nnterwerfen, so findet dagegen keine
gerichtliche Klage, sondern nur Berufung auf die höhere Bolizei-Behörde statt.

8 20.
Jedoch taun über den Umfang der Nechtc, welche ,jede Partei znr Ausgleichung bringt, durch

diesen polizeilichenGntwässerungsplan niemals etwas bestimmtwerden, sondern es muß, wenn der
Wasserstand streitig ist, derselbe nach den bestehenden Vorschriften polizeilich festgefetzt, jede andere
streitige Vefugniß aber zur richterlichenEntscheidungverwiesenwerden.

8 21.
Wird die Ausführung des Gntwäsfcrungsplans genehmigt, so wird dnrch schiedsrichterliches

Ermessen sowohl der Betrag der Entschädigung ausgemittelt, als auch die Entwässerung selbst nach
dem genehmigtenPlane zur Vollziehung gebracht.

8 22.
Zu dem Ende wählen die lVtauungsberechtigtcnoder die Inhaber der Grundstücke, die Vorfluth

gewähre« follen, eine» Schiedsrichter, der oder die Grundbesitzer,welche auf die Einwässerung antragen,
auch einen, und die Provinzial-Polizei-Behörden einen Obmann.
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8 23.
Diese drei Personen werden von der Provinzial-Polizei-Behörde cmtorifirt, ans den Grnnd der

nach absoluter Stimmenmehrheit von ihnen gefaßten Beschlüsse, sowohl die Entschädigungzu bestimmen,
als auch die Vollziehung der Entwässerung selbst anzuordnen. Zugleich habcu sie die künftige Unter¬
haltung der nen angelegten Abzugsgräben näher zu bestimmen, wobei der Grundsatz anzuwendenist,
daß der oder diejenigen, welche in einem bestimmtenVerhältniß Vortheil von der neuen Anlage haben,
auch in eben dem Verhältniß znr Unterhaltung derselbenverpflichtetsind.

8 24.
Von ihrer Entscheiduugfiudct keine Appellation statt.

8 25.
In sofern ihnen jedoch klar nachgewiesen werden kann, daß sie ihre Ncfngniß überschrittenhaben,

ist die Provinzial-Polizei-Behörde befugt und verpflichtet, ihr Verfahren zn kassiren, den Parteien
ihre Ansprüche auf Schadenersatz an sie vorzubehalten nnd die Wahl von neuen Schiedsrichtern
zu veranlassen.

8 20.
Eine solche Ucbcrschreitnngder Befugnissefindet jedoch nur statt, wenn die Schiedsrichter ent¬

weder von dem durch die Negieruug genehmigtenEntwässerungsplau abweichen,oder für solche Ncchte,
welche noch unter den Parteien streitig sind, Entschädigungenaussetzen.

8 2?/
Will der Stauuugsbcrcchtigte sich nicht dazu verstehen, eiuen Schiedsrichter zn wählen, oder

verzögert er die Wahl über vier Wochen, nachdem ihm die Aufforderung dazn infinnirt worden ist,
so ernennt der Landrath oder fonstige Polizei-Dirigent des Kreises den Schiedsrichter statt seiner.

8 2«.
Zn Schiedsrichternkönnen nur unbescholtene dispositionsfähigcsachkundigeMänner gewähltwerden.

8 29.
Auch nur solche, die als Zeugen für uud wider die Parteien uud übrigen Schiedsrichter mit

voller Kraft vor Gericht könnten zugelassen werden.
8 80.

Wer zum Schiedsrichter gewählt ist, darf die Wahl nicht ablcbncn, es fei denn, daß er folche
Entfchuldigungsgründe für sich anführen tonnte, welche ihn von der Uebernahme einer Vormundfchaft
befreien würden.

8 81.
Findet außer dein Interesse der Staunngsbcrechtigtcn, oder der Inhaber der Grnndstücke, die

Vorfluth gewähren sollen, noch ein besonderesInteresse, z. N. wegen Fischerei, Viehtränke :c. gegen
die Entwässerung statt, so wählen diejenigen, welche ein besonderesInteresse haben, ebenfalls einen
Schiedsrichter.

8 32.
Dieser verhandelt mit dem Schiedsrichter der Gegenpartei und dem Obmann besondersüber das

gedachte Interesse, nnd das Ncsnltat ihrer Verhandlungen wird nachmals in den allgemeinenNezeß
über die ganze Verhandlung anfgenommen.

8 33.
Den Schiedsrichtern steht nicht nur die Vergütung ihrer baaren Auslagen, ffondern auch ein

Datensatz zu, welchen die Provinzial.-Polizei-Behörde den Umständen nach festsetzt.
8 84.

Sämmtliche Kosten tragen diejenigen, auf deren Antag die Entwässerung erfolgt.
3»
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sollen fortan in dem Bezirk des Appellations- Gerichtshofes zu Cöln und des Justiz-Senats zu Ghrenbreit-
stein Gültigkeit haben und auch bei Ausführung von Wasserableitungeu uuter der Erde in bedeckten Kanälen
oder in Nöhren (Drains) nach Art. 3 des Gesetzes vom 11. Mai 1853 Anwendung finden.

Artikel II.
Das Gesetz, betreffend das für Entwässerungsanlagen einzuführende Aufgebots- und Präklusions-

Verfahreu vom 23. Januar 1846 (Gesetz-Samml. vom Jahre 1846, S. 26), wird in die oben genannten
Landcsthcile hierdurch ebenfalls eingeführt.

otive
zu dem

Entwürfe eines Gesetzes wegen Verfassung von Vorstuth in dem Bezirke des
Appellations - Gerichtshofeszu Cötn und des Justiz-Senates

zu Ehrenoreitstein.

Das Gesetz vom 11. Mai 1853 (Gcsetz-Sammluug vom Jahre 1853, S. 182.) hat wesentlichenMängeln
der früheren Vorftuths-Gesetzgebung abgeholfen, indem dasselbe

») die Bildung von Entwässeruugs-Genossenschaften erleichtert (Art. 2),
d) die bestehenden Vorschriften über Anlegung von Entwässcrungs-Gräbcn durch fremde Grundstücke,

namentlichalso auch dieBefugniß der Vcrwaltungs-Bchörden, auf Antrag einzelner Grund¬
besitzer die Dnrchleitung von Gräben durch Nachbargruudstücke anzuordnen,

aus unterirdische Wasscrlcituugcu (Draius) ausdehut (Art. 3).
Die letztere Vorschrift kommt nur denjenigenLandcsthcilen zn Statten, in welcheneine folche Befug-

niß der Verwaltungö-Behörden für die Anlegung von Gräben gesetzlichbesteht.
Das Vorflnths-Gesetzvom 15. November 1811 hat in seinen §8 ^ — 34 den Landespolizei-Bchörden

diese Befugniß übertragen und das Verfahren dabei geordnet.
Das Vorfluths - Gesetz vom 15. November 1811 gilt aber nur in den Landestheilen, wo das Allge¬

meine Landrecht eingeführt ist, in der Nheinprovinz also nur in den Kreisen Nees und Duisburg.
In den übrigen Theilen der Nheinprovinz fehlt es an einer ähnlichen gesetzlichenVorschrift. In diesen

Theilen der Nheinprovinz bleibt daher der Art. 3 des Gesetzes vom 11. Mai 1853 wirkungslos.
Während der letzten Sitzungsperiode des AllgemeinenLandtags machten mehrere Abgeordnete aus der

Nheinprovinz in einer an das Ministerium für die landwirthschaftlichenAngelegenheitengerichtetenVorstel¬
lung auf diesen Mangel aufmerksam und baten um Abhülfe durch eine Gefetzvorlage. Sie führten dabei
an, daß die Lücke der französischen Gesetzgebung in Betreff der Vorstuth durch fremde Grundstücke auch in
Frankreich bereits empfuudeu, uud durch das in der Anlage abgedruckte Gesetz vom 10. Juni 1854 »ur I«
lidre eeoulement äe» e»ux pravennut <lu Hr«inu<se ausgefüllt fei.

Die Regierung erkennt an, daß der bercgtc Mangel besteht, und daß ein Bedürfniß vorliegt, dem¬
selben im Wege der Gesetzgebungabzuhelfen.

Es fragt sich aber zunächst, ob man sich mit einem Spczialgesetzüber einen Punkt des Wasserrechts
für einen Landestheil begnügen soll, oder ob auf eine allgemeine Revision der Ent- und Bewässerungs-
Gesetze für die ganze Monarchie eingegangen werden soll. Der letztere Plan bestand im Jahre 1851. Durch
Circular-Verfügung vom 29. Juni 1851 wurden die Ncgicrnngen zur Aeußerung darüber aufgefordert, und
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die Aeußerungen sind großcntheils dahin ausgefallen, daß eine Verbesserungder bestehenden Vorstuths- und
Bewässcrungs-Gesctzeallerdings iu mehreren Puukteu wüuschenöwcrthsei. Am dringendsten erschien damals
die Bildung von Entwässerimgs- Genossenschaften nnd die Förderung der Drainage. Beide Punkte wurden
daher alsbald auf die möglichst einfache Weise geordnet durch das Gesetz vom 11. Mai 1853, vorbehaltlich
der weiteren Nevision des Wasserechtes, welche wegen ihrer Schwierigkeit nicht in kurzer Zeit ausführbar
erschien, zumal auch über die Nützlichkeit nnd Nothwendigkeiteiner solchen allgemeinenNevision verschiedene
Ansichtenobwaltctcu.

Bei der Berathung des Gesetzes vom 11. Mai 1853 in der damaligen zweiten Kammer wurde aus¬
drücklich hervorgehoben, daß der Art. 3 iu den Lcmdeötheilen, wo das Vorfluthsgcsctzvom 15. November
1811 keine Gesetzeskraft hat, uicht genügen werde. Es wnrde aber von einer sofortigen Einführuug des
Vorfluthgesctzesvom 15. November1811 Abstaud genommen,weil die Ncgicrnng mit einer Nevision desselben
beschäftigt sei.

6t>. Bericht der Agrar - Commissionder II- Kammer vom 9. März 1853, S. 14.
Jetzt hat die Negicrung seit Publikation des Gesetzes vom 11. Mai 1853 den Gegenstand wieder drei

Jahre lang beobachtet, und in dieser Zeit keine Beläge dafür erhalten, daß eine umfassende Revision des
bestehenden Wasserechtes ein dringendes Bedürfniß fei. Vielmehr haben alle Unternehmungen zu Entwässc-
ruugcu, Fluß-Ncgulinmgeu, Bewässerungen,welche von den Vcthciligten oder den Behörden angeregt wurden,
auf Grund der Gesetzevom 15. November 1811, 28. Februar 1843, 28. Iauuar 1848 und 11. Mai
1853 ihren Fortgang gefunden.

Daß die gcuannten Gesetze manche Mängel haben, läßt sich zwar nicht verkennen. Namentlich ist die
Zersplitterung des Wasserechtes iu viele einzelne Gesetzefür deren Verständniß uud praktischeHaudhabung
nicht günstig, uud das Verfahren bei Vcwässernngs-Anlagen nach dem Gesetz vom 28. Fcbrnar 1843 zu
weitläufig.

Indeß der Verfuch, die meisten Materien des Wasserechtes in Ein Gesetz zu vereinigen, ist in Preußen
schou einmal in den Jahren 1834—1837 gemacht worden nnd damals nicht gelnngcn. Nach dieser Erfah¬
rung muß man Bedenkentragen, den Verfnch ohne dringende Veranlassung zn wiederholen.

Ebensowenigbieten die Mängel des Verfahrens nach dem Gesetz vom 28. Februar 1843 einen hin¬
reichendenGrund zu eiue umfassendenNevision dieses Gesetzes, zumal die Fälle größerer Bcwässcruugs-
Aulagen durch die Bildung von Genossenschaftenjetzt in befriedigender Weife gefördert werden. Das
Verfahren des Vorfluthgefetzesvom 15. November 1811 für die Durchführung von Vorfluths-Provotationen
ist aber im Ganzen zweckmäßig,nnd einzelne vorgekommene Anträge anf Abänderung daran haben wenig
Anklang gefunden.

Hiernach erscheintes rathsam, von einer allgemeinenNevision der Ent- und Ncwässenngs-Gesetze
Abstand zu nehmen, vielmehr einzelne fühlbar werdendeMängel nach und nach durch Novellen zu beseitigen,
und für jetzt dem oben gedachten Antrage mehrerer RheinischenAbgeordneten durch eine besondereGesetz-
Vorlage zu entsprechen.

Bevor die Negienng sich für diefe Ansicht entfchied, sind die Gutachten der Ober-Präsidenten aller
Provinzen über den Gegenstand eingefordert.

Dieselben schließen sich der überwiegendenMehrzahl nach der oben entwickelten Ansicht an, uud ins¬
besondere widerath der Ober-Präsident der Nheinprovinz entschieden,die Verbesserungdes fühlbaren Man¬
gels der Vorfluthsgcsetzein Betreff der Anlegnng von Gräben und Drains durch fremdes Terraiu bis zu
der weit auöscheuden allgemeinenNevision zn verschieben, wenngleich e wünscht, daß späte eine solche
Revision veranlaßt werden möge.

Der vorliegende Gesetz-Entwurfbezweckt, die Bestimmungen des Norfluths-Gcsetzesvom 15. November
1811, §8 11—34, über die Eröffnung neuer Vorfluthswcge durch fremde Grundstückein diejenigen Theile
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der Nheiuprovinz einzuführen, wo sie noch nicht gelten. Der gerügte Mangel der RheinischenVorfluths-
Gcsetze wird dadurch beseitigt. Nach dem Entwurf kaun jeder Grundbesitzerfordern, daß sein Nachbar ihm
die Durchlcituug eines Entwässerungs- Grabens oder Drains gegen Entschädigung gestattet, sofern aus
der Anlage ein offenbar überwiegender Vortheil für die Bodenkultur entsteht.

Daß ein Vedürfuiß vorliegt, diescu Grundsatz in die ganze Nhcinprooinz einznführeu, haben alle füuf
Negierungen der Provinz nebst dem Ober-Präsidenten einstimmig anerkannt. Es wird darüber kaum eiue
Meinung« - Verschiedenheitvorkommen.

Die erste und nothwendigsteVerbesserungdes Bodens ist die Fortschaffnngder schädlichen Nässe, welche
die Bearbeitung des Bodens hindert oder erschwert uud das Gedeihen der Pflanzen beeinträchtigt. Je mehr
die wachsende Bevölkerunguud der steigende Preis der Lebensrnitteldazu drängt, dem Boden dnrch intensi¬
vere Knltnr mehr Früchte abzugewinnennnd ncne, bisher unknltivirtc Flächen in den Kreis der Knltnr zn
ziehen, desto nothwendiger wird es, eine Hanptbcdingung der höheren Bodenkultur, die Fortschaffungschäd¬
licher Nässe, die Vorfluth zu befördern. Schon begnügen fich die Landwirthc nicht mehr mit offenen Gräben,
sie durchziehendie Äodenflächcauch mit unterirdischenNöhrenleitungen nach dem Vorbilde Englands, uud
die zunehmendeVerbreitung dieser ziemlich thenren Melioration zeigt, daß dieselbe sich auch iu unserm Va¬
terlande in vielen Oertlichtciten gut lohut.

Zur Herstellung derartiger Entwässcruugs- Austalten mnß vor allen Diugcn die Venntznng des vor¬
handenen Gefälles möglich sein. Der Zug des Grabcus oder des Drains mnß der natürlichen Neigung
des Bodens folgen. Die Berührung fremder Grundstückeist dabei oft unvermeidlich,uud dieselbe wird um
so häufiger ciutreteu müssen, jcinchr der Besitzstand in einer Gegend getheilt ist.

Wenn schon der Unternehmer einer Bewässerung^ - Anlage nach 8 25 des Gesetzes vom 28. Fe¬
bruar 1843 unter gewissen Ncdiugungcu das Eigenthum seines Nachbars beschränkentaun, so wird eine
ähnliche Vcfngnist dem Unternehmer der einfacherennnd nothwendigerenMelioration, der Entwässerung,
nicht versagt werden tonnen, znmal die Entwässerungs-Anlage iu vielen Fällen sogar dem Nachbar eben¬
falls Nutzen bringt.

Was die formelle Behandlung der Sache nnd das anzunehmendeVerfahren für die Durchführung der
Vorfluths-Provokationen betrifft, so sind in diesen Beziehungen nnter den Negienmgen der Nheinprovinz
zwei verschiedene Ansichtenhervorgetreten. Die Mehrzahl stimmt für die Einführnng der §§ 11 — 34 des
Vorflnths-Gesetzes vom 15. November 18! i, die Minderzahl für die Erlassnng einco besonderenGesetzes,
uud eine Ncgicrnng hat einen Entwurf dazu vorgelegt, welcher im Wesentlichendein Französischen Gesetze
vom 10. Juni 1834 nachgebildetist.

Die erstere Meinung möchte indeß den Vorzug verdieuc». Es erscheint nicht rathsain, in das Preußi¬
sche ohnehin schon sehr umfangreicheund vereinzelteWasserrccht olme die dringendsteNothwendigkeitwieder
ein ganz ncnes Gesetz cinznschieben und dadnrch die Verwickeluugdieser Nechtsmateric zu vermehren.

Die einfachen Fragen der Entwässerung durch Gräben oder Drains haben in der Nheinprovinz dieselbe
Bedeutung, wie in den anderen Provinzen.

Flache Gegenden mit geringem Gefalle uud gebirgige Landstriche mit starkem Gefalle kommen dort wie
hier vor. Auch die stärkere Parzellirung der Nheinprovinz macht dabei keinen wesentlichenUnterschied, da
in anderen Provinzen, z. B. in einigen Kreisen von Wcstphalen nnd Sachsen, nicht minder parzcllirte
Distrikte vorkommen.

Ein innerer Grund, die in den anderen Provinzen uud schou iu zwei Kreisen der Nheinprovinz gel¬
tenden Bcstimmuugcu über die Eröffnnng neuer Vovfluthswege für die übrigen Theile der Nheinprovinz zu
ändern, liegt daher nicht vor.

Einer solchen Aenderung steht die wüuscheuswerthcGleichförmigkeitder Gefetzgebnngim Lande um so
mehr entgegen, als auch die übrigen neueren Wassergesctzc in die Nheinprovinz eingeführt sind, nameutlich:
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das Gesetz vom 28. Februar 1843 über Bewässerungen,
das Gesetz vom 28. Januar 1848 über das Dcichwcscn,und
das Gesetz vom 11. Mai 1853 über die Bildung von Entwässernngs- Genossenschaftenund über

Drainanlagen.
Die Ansführnng dieser Gesetze steht hänfig in enger Verbindung mit Vorfluths-Provokationcn einzelner

Grundbesitzer, uud es ist wünschenswcrth, das; cmch die letztere Materie in der Rhcinprovinz nach denselben
Regeln geordnet ist, welche im übrigen ^ande gelten, daß die Praxis der Vcrwaltuugs-Behörden, welche
sich für die Handhabung dieser Gesetze bildet, hier wie dort gleichmäßigAnwendung findet.

Die FranzösischenGesetze uud das gemeineRecht, welche in den Theilen der Rhcinprovinz gelten, um
die es sich handelt, stehen der Einfübrnng des Vorflnths-Gesetzes vom 15. November 1811, M 11 — 34.
nicht entgegen. Denn dies Gesetz ordnet für die Behandlnng der Vorfluths-Provokationcn ein rein admi¬
nistratives Verfahren an, welches die Verwaltung«?-Behörden der Nheinprovinz eben so gnt ausführen
können, als die der anderen Provinzen.

Das Bedenkeneiniger Regierungen der Rhcinprovinz, daß das Verfahren des Vorfluthö-Gcsctzesvom
11. November 1811 nicht zweckmäßig und namentlich bei kleinen Objekten zu weitläufig und kostspielig sei,
wird dnrch die Erfahrung nicht bestätigt. Die Behörden, welche das Gesetz längere Zeit gchandhabt haben,
sind im Allgemeinenmit demselben zufrieden. Namentlich sind über das schiedsrichterliche Verfahren, dnrch
welches die Streitigkeiten über die Ansfnhrungs-Modalitätcn geschlichtet, die Entschädigungenfestgestellt uud
die Nutcrhaltnugs-Verpflichtungen geordnet worden, keine Beschwerdengeführt; uud einzelneAnträge ans
Abänderung mancher anderer Bestimmungen des Gesetzes sind wohl vorgekommen, haben aber noch keinen
entschiedenen Anklang in weiteren Kreisen gefunden.

Das Verfahren, welches das Vorflnths-Gesctzvom 15. November1811 in den W 16 ff. enthält, ist in der
That einfach und taun bei geschickter Leitung schnell durchgeführtwerden. Eine noch größereVcrcinfachuugder
Formen ist tauin möglich, ohue die Sicherheit und Ach.ungzu beeinträchtigen, welche dem Eigenthum gebührt.

Es kann daher auf Gruud der Erfahrungen, welche über die Handbabung des Vorflnthö-Gcsctzesvom
15. November 1811 in den übrigen Provinzen gemacht sind, dessen Ansdchnuug auf die Bezirke des Appel-
lations-Gerichtshofes zu Cöln und des Justiz-Senates zn Ehrend reitst ein nnr empfohlenwerden.

.,Die VcstimmnngcndcS FranzösischenGesetzes vom 10. Inni 1854, welchen in einigen Berichten der
Provinzial-Behörden der Vorzng gegeben ist, erscheinen in mehreren Punkten znr Annahme nicht geeignet,
oder wenigstens nicht als eine Verbcsscrnnggegenüber dem Vorflnths-Gesetz vom 15. November 1811.

Der Art. 2 rämnt den Nachbar» die Befugnis; ein, die Gntwässeruugs- Anlage mitznbenntzen, nnd
verpflichtetdieselbenfür diesen Fall zur Mitbczcihluugder Aulagekosteuuach Verhältniß des Vortheils.

Der gewöhnliche§all wird sein, daß die Nachbarn zwar erklären, von dieser Vefuguiß keinen
Gebrauch machenzn wollen, daß aber der ncne Entwässerungsgraben dennochdas Wasser von den Nnchbar-
Grnndstnckenmitabzieht, den 'Nachbarn also ohne deren Zuthnn Nutzen stiftet. Es entsteht der Zweifel, ob
auch in solchem Fall die Nachbarn znr Mittragung der Anlagekosten gezwungen werden können. Wird die
Frage verneint, so hat der Art. 2 wenig praktischen Werth; denn für die Fälle, wo die Vctheiligtcn über
die Ausführnng eines Grabens auf geineinsameKosten einig sind, bedarf es keines Gesetzes. Wird dagegen
die Frage bejaht, so verstößt der Art. 2 gegen den im Preußischen Wasserrecht allgemein angenommenen
Grundsatz, daß kein Grundbesitzer zur attiveu Theilnahme an den Anlngckosteneiner Melioration, zum
Eintritt in eine Meliorations - Genossenschaft wider seinen Willen gezwungen werden soll, außer im Wege
eines landesherrlich vollzogenenStatutes.

6kr. Gesetz vom 28. Fcbrnar 1843, 8 57.
Deichgesetz vom 28. Januar 1848, §8 11, 15.
Gesetz vom 11. Mai 1853, Art. 2.
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Nur zu den Kosten der späteren Unterhaltung eines neuen Vorfluthsgrabens können die übrigen
dadnrch entwässertenLändereien herangezogenwerden, nach der im Ministerin!-Nescript vom 29. November
1842 (Vcrwaltungs-Ministerial-Blatt S. 429) angenommenen und in der Praxis stets befolgten Auslegung
des Vorflnthsgcsetzesvom 15. November 1811, § 23.

Die Art. 3 und 4 des FranzösischenGesetzes, welches von Entwässerungs-Genossenschaftennnd von
der Verleihung des Expropriationsrcchtes für Entwässerungs- Anlagen handeln, sind überflüssig, da über
diese Gegenstände in dem Gesetz vom 11. Mai 1853, Art. 2, und den Gesetzen über Expropriationen aus¬
reichende Vorschriftenvorhanden sind, uud keine Veranlassung vorliegt, au diesen Vorschriftenetwas zu ändern.

Der Art. 5 endlich schließt ein administratives Verfahren für die Behandlung der Vorfluthssachcnganz
aus und verweist die Entscheidungaller Streitigkeiten über den Entwässernngoplan, die Entschädigungenund
die Bcitragspflicht vor die ordentlichen Gerichte, in erster Instanz vor den Friedensrichter.

Das FranzösischeGesetz schafft hiernach ziemlich den denselbenNechtsznstand, welcherin Preußen vor
der Publikation des Vorfluths - Gesetzes vom 15. November 1811 bestand. Denn das AllgemeineLanorccht
hatte im Th. I. Tit. 8 § 106 ff. ausgedehnteVestimmnngcnüber die Anlegnng neuer Gräben dnrch fremdes
Land gegeben. Es verpflichtetefogar unbedingt alle die, welchen Vortheil von dem Graben erwächst, znr
gemeinschaftlichen Anfbringung der Kosten. Es unterließ aber, ein administratives Verfahren für die Durch-
führnng von Vorfluths - Provokationen anznordncn.

Die Grundbesitzerkonnten das ihnen durch § 106 Th. I. Tit. 8 gcgcu ihre Nachbarn verlieheneRecht
nur gleich jedem andern Privatrccht im Wege des Prozesses vor den ordentlichenGerichten geltend machen.
Bei den eigenthümlichenSchwierigkeiten, welche ein Prozeßverfahren über projeltirtc neue Entwässcrnngs-
Anlagen — wegen der Zahl der Betheiligtcn, der verschiedenen,oft kleinlichen Interessen nnd der Möglich¬
keit, den Entwässcrnngsplan ans mannigfacheWeife zn modifiziren — darbietet, war die Folge der land-
rechtlichcnGcsctzgebnng,daß der 8 1l)6 l. <-. practisch außer Anwendung blieb, nnd die Einführung eines
administrativen Verfahrens durch das Vorfluthsgcsctz vom 15. November 1811 nothwendig wnrdc. Es ist
wahrscheinlich, daß man bei Anwendung des FranzösischenGesetzes vom 10. Juni 1854 die gleiche Erfah¬
rung machen wird.

Der Vorschlag derjenigen RheinischenNcgicrnng, welche einen Gesetz-Gntwnrf nach dem Vorbilde des
FranzösischenGesetzes anfgcstcllt hat, geht anch nicht dahin, den Art. 5 I. «. anzunehmen; vielmehr ist
vorgeschlagen, den Bcwässernngsplan dnrch Entscheidungder Regierung nnd in der Neknrs - Instanz durch
das Ministerium für die landwirthschaftlichenAngelegenheiten feststellen zn lassen, nnd nur den Entschadi-
gnngspnnkt, so wie den Streit über die Bcitragspflicht, vor die ordentlichenGerichte zn verweisen.

Es wird also ein Mittelweg eingeschlagen zwischen dem System des Allg. Landrcchts und dem System
des Vorfluths - Gesetzes vom 15. November 1811. Dieser Mittelweg möchte aber keine Verbesserung des
letzteren Systemes sein. Denn die Fragen der Entschädigungund der Bcitragspflicht häugcu ganz eng mit
der Feststellung des Entwässcrungöplanes und der Ausführnngs-Modalitäten zusammen. Dnrch eine Modi¬
fikation des Planes oder dnrch besondere Einrichtungen bei der Ausführung lassen sich oft die Entschädigungs-
Ansprüchcwesentlich vermindern, nnd es ist daher praktisch äußerst nützlich, daß die Administrativ-Behörde,
welche den Plan feststellt, auch die Leitung des Entschädignngö - Verfahrens behält.

Von einer anderen Seite ist vorgeschlagen, über die Gntschädignngenund die Bcitragspflicht vou der
Admiuistratiu-Behörde provisorischentscheiden zu lassen, unter Vorbehalt des Rechtsweges für jeden Theil.

Dieser Vorschlag nähert sich am meisten dem Systeme des Vorfluths-Gesctzesvom 15. November1811
und ist daher vom praktischenStandpunkte weniger bedenklich.

Indeß begiebt man sich immerdar auch mit dieser Einrichtung auf ein neues Gebiet der Versuche, und
dazn ist leine Veranlassung, da namentlich das schiedsrichterliche Verfahren des Vorfluths-Gesctzes vom 15.
November 1811 sich recht gut bewährt hat und keine Klagen darüber laut geworden sind.
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Eine geringe Modifikation haben die 88 11 — 34 des Vorfluths-Gesctzcsnur insofern erfahren müssen,
als die in den §8 14, 20 und 30 vorkommendenBezugnahmen ans das AllgemeineLaudrechtund die All¬
gemeine Gcrichtsordnuug fortzulassen waren.

Die §8 1 — 10 des Vorfluths - Gesetzes enthalten Vorschriftenüber die Setzung von Mcrtpfählcn oder
Pegeln bei Stauwerken und über polizeiliche Grabcnränmnng.

Ueber beide Gegenstände fehlt es in der Nheinprovinz nicht au ausrcichcndcuVorschriften^,
«kr. Ressort-Reglement vom 20. Juli 1818 8 2 Nro. 3 uud 4,

so daß die Ginführung dieser Paragraphen nichWuöthigerscheint. Bei der stattgefunden«: Berathung dieses
Gegenstandes haben die Provinzial-Verwaltungsbehörden sich einstimmig gegen die Einführung des im 8 1
des Vorfluths-GcsctzcöenthaltenemGruudsatzcs auogcsprochcu,wonach der Provokant die Kosten einer Mcrk-
Pfahlsetzuug tragen muß; denu dieser Grundsatz sei unbillig nnd widerspreche der Praxis iu der Nheinprovinz.
Einige Regierungen wünschen vielmehr, daß zur Beseitigung der bestehenden Zweifel der entgegengesetzte
Grundsatz in der Nheinprovinz gesetzlich ausgesprochenwerde, was indeß unzulässig erscheint, so lange die
Vorschrift des Vorfluths - Gesetzes vom 15. November 1811, § 1, in dein weit überwiegendenTheile des
Staates gilt.

Die Ncgicrnngcn haben ferner gegen die Einführnng des 8 2 I. e. protestirt, weil die Festsetzung der
Stanhöhe jetzt den Negicrnngcn in der Nheinprovinz allcin zusteht, und die Mitwirkung eines Gcrichts-
Commissarius dabei der dortigen Gerichts - Verfassung nicht entspreche,: würde.

Hiernach erscheint es angemessen, nur den zweiten Abschuitt des Gesetzes vom 15. November 1811,
welcher von der Eröffnuug neuer Norfluthswege handelt, iu die Bezirke des Appcllatious-Gerichtshofes von
Cölu und des Justiz - Senates vou Ehrenbreitstciu einzuführen.

Das Gesetz vom 23. Januar 1846 wendet das Aufgebots- uud Präklusions-Verfahren, welches in
dem Gesetz vom 28. Fcbrnar 1843 für Bewässerung«-Aulagcu gestattet ist, ans Ent Wässerungs-
Anlageu an. Dies Gesetz bildet eine Ergänzung des Vorfluths - Gesetzesvon: 15. November 1811, ist also
mit demselben einzuführen, und bedarf keiner Abänderung.

IV«. tiisii. Lui z>ur le liui'e eooulelueut «ie8 N»ux zli'uveuunt «iu Drniuu^e.
Uu 10 »luiu !Ui54.

^ln^olenu, ^nr I» ßrüee «le Dien et I» volonte n»ti«»n»le Nm^ereui' llez I'r»ne»i8, » tout ure»
«eilt» et » veuir, 8»1ut. Hvon» «nuetiuune et »»netiounun«, ^i nmul^ue et ^>rom»Iz>uou»ee
«zui »uit.

I.UI.

I,e Oori,« 1ez>si«I»tiv » »«laute «le nro^et «le loi «lunt I» teueur »uit,
^rtiele t".

lout nrnnrietuire nui veut »»«iuir »uu kun<i» Nl»l' le <l> giunsse, »u uu »utre malle l!'»88ee!ie'
n»eut, neut, mnveuuÄNt uue i>i8te pre»I»I,le iullemenite, en eonlluire le« e»ux »outerrüiueiueut ou
» eiel uuvert, » traver« le8 piopriete» qui »epnreut oe ton«!« «l'un eour ll'»u ou lle tonte »utre
vnie «leeoulenieut.

8ont exeent«8 «le eette 8ervitu«le, le wl,i«ou«, eours, ^»läiu», nul'e» et enolu8 »tteu»ut »ux
l»»l»it»tiou8.

4
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^rtiele II.

I.«« pro,>slüti.ile8 äe fonä« voi«in« ou trnve^e» out I» f»eulte äe »« »ervir <le» tr»v»ux f»it8
«u vertu He I'srtiele nreeeäent, poui- I'eeoulement «l«8 e»ux äe leur« fouä«.

Il« «upnortent ä»u8 o« e»8 , l" une n«rt pronortiouelle ä»u8 I» vnleur äe» t!-»v»ux äuut il»
nronteut; 2° le« äeueu«e8 i>e8u1tl»ut äe« maäiku»tinn8 <zue I'exereiee äe eette l»eu1te ^eut renäre

neee«8uire«; et 5° pnur I'»venir. une p»rt eoutriüutive äl»u» I'eutretlen äe» tr»V2ux äeveuu8
eomuiuillj.

^.tiele I!l

I^e« U8«uei»tiol,8 äe p,oniietuire8 o.ui veulenl, »u luoveu äe t,»v»ux ä'en«en»l,Ie, l»88l»inir leur«
uerituße« p»r I« äi-ninu^e ou tout ->utre n,«äe ä'»88eel,eiueiit, jnu!«8«ut äe« troi» et 8upnorteut Ie8
uuli^ntiuu« <zui ,u8u!te>it äe« «rtiele« preeeäent«. <^e« Ä«8oeil>tiou8 peuvent, «ur leur äeluuuäe,
etre uol,8t<tuee8 , >,»>- »irete8 pieteatui-lux, on 8vnäie»t« »ux<zuel8 8uut »oi>Iie»nle8 le« »rtiele» 5
et 4 äe I» loi äu 1^. tlore»! »„ XI.

^itiele IV.

I^e« tr»Vl,ux <^ui vnuä,«ient «xeeutei- I«8 u88oei«t!«»8 8vn»lie.>I»8, le eou,u»uu8 ou Ie8 äengr-
t«men8, nour laeilitei- le l!i-,i»l,zfe ou tout »utr« inuäe ä'l>88eel>ement, neuveut et>e äeelsre«
ä'utilile nul>li<^ue z,»,» äeeret renäu en c)on8eil ä'etoit.

I.e ressleweut äe« inäemnite« äue8 nour ex^l-on,i»tiou e«t lnit eontormeiuent »ux p»r»ssr»püe»
2 et 8uiv»«t8 äe I'l»itielo 16 äe I» loi äu 21. Hlui 135t».

Hrtiele V.

Le8 e<,ute8tl>tin>,8»ux<zuelle« neuvent äunuer lieu Z'et»uÜ88emeut et I'exereiee äe I» »ervituäe,
I» nx«tion äu ,>»reour» äe8 e»ux, I'exeeutiou ä«8 tr^v^ux äe äiuiuüsse ou ä'l,88eeuement, Ie8 inäeu».
Ulte8 et I«8 tr«,8 ä'eotretien, »out nortüe« eu nremier re8«»lt äev:»nt le ju^e äe nuix äu esuton,
<zui, eu «rouoe»nt, äuit eoneilier le« iutüret8 äe 1'uneiutiou »vee le re«neet äü ä In pruprietü.

8'il ^ » lieu ü exnerti8e, i! pouri» u'etre uou»me <^u'uu 8eul exoert.
^.tiele VI.

I.» äe8tl-uetiun totale «u n»rtielle äe8 eouäuit8 cl'e»u ou lo88e8 ev»«U8teur8 e8t nuuie äe
I>»ine8 nortee8 i> l'.,rliele ^^'6 äu <^!oäe pen»1.

1'out ul»8tl»ele unnnrtn volont»il>eu,ent »u Höre eeoulement äe8 enux «8t puui äe8 »eine» por-
te«8 p»r 1'»rtiele ^l,7, äu u,eu,e Onäe.

I.'».tiele >!67, äu tHoäe pen-,1 neu etie upnli^ue.
^rtiele VII.

II n'e8t »ueuilemeut äeio^e »ux Ioi8 <^ui rezent lü poliee äe« e»ux.

I)elil»eie eu 8e»uee pulili^ue, » I»l„i8, le 12 Hlui Ittä^i.

I.e kreziäßnt.

(8ij.ne) Itillltult.

I.88 8ß0löwile8.

(«issue) ^oilolnin NuiÄt. H<I. vllllux. HIll««iun«Iä, lluL äe ^«rent.
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Verzeichnis
der

MM zwölften PromnMl-Landtagein Düsseldorfanwesend gewesenen Abgeordneten.

Landtags-Marschall: «

Freiherr von Waldbott - Bassenheim - Born-^
heim. ss

I. Aus dem Fürstenstande: V

Seine DnrchlanchtPrinz Carl zn Wied, als Stell-^
Vertreter Sr. Dnrchlanchtdes Fürsten Hcrrmannss
zn Wied. ^

Landrath Simons, als Stellvertreter Sr. Dnrch¬
lancht des Fürsten Ferdinand zn Solms-
Nraunfcls.

II. Aus dem Stande der Ritterschaft:

Freiherr von Nonrschcidt aus Nath bei Düren.
Freiherr von CarnaP-Bornhcim aus Nornhcim

bei Bonn, Vice-Landtags-Verschall.
Freiherr von Eynatten aus Düsseldorf.
Freiherr von Fürstcnbcrg -Locrsfcld.
Graf von Vollste in aus Schloß Brcü.
Laudrath von Haw aus Trier,
von Heister aus Düsseldorf.
Graf von Hoensbroech, Erbmarschallnnd lonigl. ^,

prcuh. Kammcrherr ans Schloß Haag bei Geldern.
Graf v on Hocnsbroech - T ii r n i ch.
Ioesten, Rittergutsbesitzer aus Neuß.
Freiherr vou Lehkam aus Glsum, Kreis Heinsberg.
Freiherr von der Leycn-Vloemcrsheim aus

Bloemcrsheim.
von Müller aus Burg Mettcruich bei Ellskirchen.
Graf zu Nesselrode aus Ehrcshoveu.
Freiherr vou Plettenberg-Mehrnm auf Haus

Mehrum.
Freiherr von Nigal aus Godcsbcrg.
Freiherr von Nhnsch aus Winkel.
Freiherr von Salis - Soglio aus Gemüuden.
Graf Nndolph von Schaesberg -Krickenbeck,

Erlaucht.
Graf Julius von Schaesberg - Tannheim,

Erlaucht.

von Solemacher- Antweiler ans Coblcnz.
Freiherr von Spies - Büllcshcim auf Haus

' Hall.
Graf zu Stolberg, Erlaucht, aus Gimboru.
Graf von Wolff - Mctternich - Gracht anö

Gymuich.

in Aus dem Stande der Städte.

vau der Bcecf, Bürgermeister aus Ncnwicd.
Brnckmanu, Kanfmann ans Mttlheun a. Nh.
Ebcrts, Gntsbesitzcr und Nechts - Eousulent ans

Ereuznach.
vou Eyneru, ,5taufmauu aus Barmen.
Goslich, Kanfmann ans Mülhcim a. d. Nnhr.
von der Hcydt, Banquier ans Elbcrfcld.
Nr. Hcwer aus Saarburg.
Hölscher, Buchhändler aus Eoblenz.
5)uuziugcr, Kaufmann ans Ercfeld.
Iagcnberg, Kaufmann ans Solingen.
Iohanuy, Kanfinann aus Hückcswageu.
Iuugbluth, Gutsbesitzer uud Bürgermeister aus

Mich.
<>>-. Laeomblrt, Archivrath aus Düsseldorf.
Lambertz, Kaufmann ans M.-Gladbach.
Limbonrg, Gntsbesitzer ans Nittbnrg.
Münster Hanptmann a. D. aus Wesel.
Neuuerdt, Apotheker aus Mcttmaun.
Nr. Nocggcrath, Geh. Bergrath aus Bonn.
Savoye, Kanfmann aus Trier.
Stoll, Eatastcr - Coutrollcur aus Altentirchcn.
Stonse, Kaufmann aus Malmedy.
Stupp, Iustizrath nnd Ober-Bürgermeister aus

Cö'ln.
Wagner, Kaufmann aus Saarbrücken.

IV Aus dem Stande der Landgemeinden.
Ähren, Gutsbesitzer ans Reichrnstcin,Mcis Mont-

joie.
Van er, Gutsbesitzer aus Eochcm.
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Vccmclmanns, Bürgermeister aus Prümmern.
Clostermann, Gutsbesitzer aus Warbt bei Sieg-^

bürg.
Gemünd, Gutsbesitzer aus Breisig.
Guitticnne, Gutsbesitzer aus Nicdcraltdorf.
von Haeften, Laudrath aus Cleve.
Hahn, Bürgermeister aus Girbclsrath.
Harz he im, Bürgermeister aus Geyeu.
von Ising, Gntsbcsitzcr aus Vogelsaug im Kreise

Nees.
Kl ein ermann, Bürgermeister aus Dürboslar.
Koch, Gutsbesitzer aus Wiltiugcn.

Kiltz, Gutsbesitzeraus Waldböckelhcim.
Lcvcn, Bürgermeister und Gutsbesitzeraus Benrath.
Olbcrh, Gutsbesitzer aus Erp.
Remele, Gutsbesitzer aus Aldckerk (Haus Gasten-

dout).
Schmitz, Gntsbcsitzer ans Iluerich, Kreis Crcfcld.
Schnlt, Bürgermeister aus Giessen, Kreis Berg-

Heim.
Seulcn, Major a. D., Bürgermeister aus Borst.
Trütschlcr, Gutsbesitzer ans Kirchbcrg.
Wirz, Gutsbesitzeru. Neutmeistcr aus Vassenhcim.
vr. Würz er, Bürgermeister aus Niedcrhammcrstcin.

Adressen,
die Allerhöchsten Proposttionenbetreffend.

Merdurchlauchtigster Großmachtigster König!
Hllergnädigster König und Herr!

i) Entwurf eines Gesetzes Guer KöniglicheMajestät haben Allcrgnädigstgeruht, den zum zwölfte,: Laudtage versammelten
^""^" der Nheinprovinz einen Gesetz-Eutwurf vorzulegen, welcher die AuStrockuung von

pellatlons-Gerichtshofeszu Grundstückenmittelst der Drainage zn erleichtern bezweckt.Die trengehorsamstenStände haben
Löln und des Justiz-Senates ": dieser Vorlage einen neuen Beweis der landesuäterlichcnFürsorge erkannt und dieselbe einer
zu Nhrenbreitstein. umsichtigenVcrathnng unterbreitet.

Bei dieser Berathung haben sich gegen die Einführuug der iu den vorgelegtenEntwurf anfgcnommenen
§8 11 bis 34 des Gesetzes vom 15. November 1811 wesentliche Bedenken, welche in dem gehorsamstbeige¬
fügten Berichte ausgeführt uud motivirt sind, hcransgcstcllt, und wurde die Abfassung eines den Nechts-
Institutionen der Provinz entsprechenden anderweitigen Gesetz-Entwurfs beschlossen.

Die trengehorsamstenStände crlanbcn sich, diesen Entwurf Euer Köuiglichcu Majestät mit der Bitte
zu überreichen,Allcrhöchstdiesclbmwollen zu befehlen geruhen, daß derselbe der bevorstehenden Versammlung
des allgemeinenLandtages znr ferneren Berathung und Bcschlnßnahmevorgelegt werde.

Düsseldorf, den 25. Octobcr 1856.
In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Majestät
treugehorsamsteStände der Rheinprovinz.

Der Landtags-Marschall:
gez.: Freiherr von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.
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Bericht des zweiten Ausschusses
über die KöniglicheProposition, die Ginführung der §z 11—34 des Vorfluths - Gesches

vom 15. November 1811 betreffend.

Berichterstatter: Stupp.

Die Wirkungen der Drainage auf die Melioration des Bodens haben sich in dem letzten Iahrzehcnd
in dem Maaße bewährt, daß es an der Zeit ist, die Hindernisse, welche derselbenentgegen stehen, im Wege
der Gesetzgebung zu beseitige,:. Es gehört im Nhcinlande zu den seltenenFällen, daß die Lage der Grund¬
stücke die Ableitung des Wassers gestattet, ohne daß dasselbeüber fremde Grundstückegeführt werde. In
den Provinzen, wo das allgemeine Landrccht gilt, ist dnrch das Gesetz vom 15. November 1811 den Grnnd-
cigcnthümern die Befugnis; verlieheu, gegen angemessene Entschädigung, behufs Entwässerung ihrer Grund¬
stücke, Wasserleitungenüber benachbarte Grundstückezu ziehen. Das Gesetz vom 11. Mai 1853 hat diese
Befugniß auch auf die Anlage von Drains ausgedehnt.

Auch in Frankreich wurde das Bedürfniß eiuer gesetzlichen Ncguliruug der Drainage anerkannt und
dnrch das Gesetz vom 11. März 1854 das Nccht, Wasserabflüsseüber fremde Grundstücke sich zu verschaf¬
fen , sanctionirt.

Der Mangel eines ähnlichenGesetzes im Bezirkedes Nhcin. AppcllationögerichtShofesveranlaßte einige
Mitglieder des Allg. Landtags, unter dem 7. December vorigen Jahres das Ministerium für landwirth-
schaftlichc Augelcgcuhcitcuzu bitteu, dem damals versammeltenAllg. Landtag einen Gesetz-Entwurf gleichen
Inhalts vorzulegen.

Anf dieses Gesuch eingehend, hat das hohe Ministerium von den fünf Negiernngs - Collegicn der
Nheinprovinz über die Frage, ob es angemessen sei, die W 11 — 34 des Gesetzes vom 15. November 1811
in die Nheinprovinz einzuführen, einen gutachtliche!, Bericht eingefordert.

Das Bedürfniß eines Gesetzes über die Drainage wnrde von allen Regierungen anerkannt. Einige
Regierungen hielten des Endes die Publikation der vorangcfnhrten M 11 — 34 für hinreichend, zwei Col-
legien haben dagegen sich für die Erlassuug eiucs bcsoudcrcuGesetzes ausgesprochen Die Königl. Negicrnng
zu Köln hat sogar einen Eutwurf, welcherdem frcmzösischcnGesetze uachgebildetist, ciugereicht.

Der letztere Entwurf war dem Ncfcrcnteu bekannt, indem er nebst noch einem anderen Mitglicde des
Ausschusseseiner Vcrathnng desselben mit dem Decernenten der Königl. Negicrnng beigewohnt hatte. Dies
veranlaßte denselben, gedachten Entwurf dem Ausschusse zur Kcnntnißnahmc uud mit dem Ersuchen vorzu¬
legen, denselben seiner Berathung zu uutcrbrciteu. Diesen: Ansuchen glaubte der Ausschnß um so mehr
willfahren zn müssen, als in den Motiven der Vorlage eine ausführliche Prüfnng, zwar uicht des Entwurfs,
wohl aber des Französischen Gesetzes aufgenommenist. Durch diese Behandlung der Sache ist der Ausschuß
uuvcrkcnnbar cmgcwicscn,ncbcn dem Gesetze vou 1811 auch das FranzösischeGesetz zu Prüfen, ^»i'. beide
gegen einander zu halten.

Durch diese Betrachtung wurde der Gang der Berathung im Ansschusse dahin bestimmt,daß zuvörderst
die KöniglichePropositiou und demnächst der Eutwurf der Ncgicruug zu Kölu zur Distussiou gelaugte.

Es wurde hierbei zuvörderst bemerkt, daß das Gesetz von 1811 zwei vcrschiedcue Ncchtsmaterien
behandle, nämlich zuerst uud zwar im § 1 — 14 die Negulirung der Stauuugs-Aulageu bei Triebwerken in
fließendenGewässern. Die Bcstimmnngen der §8 1 — 10, welchevon der FeststeUnugder Stauhöhe hau-
delu, siud in die Königliche Propositiou nicht aufgenommen. In den §§ 11 — 14 ist der Grundsatz aus¬
gesprochen,daß das Interesse der Indnstrie dem der Bodcnknltnr nachstehensoll. Demnach sollen nach der
Bestimmung der Provinzial-Behörde die rechtmäßig errichteten Stauwerke cingeschräutt oder gänzlich weg¬
geräumt werden, sobald daraus eiu Vortheil für die Bodeutultur entsteht.
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Die folgendenU 15 — 34 enthalten die Bestimmungen über die Ableitung solcher Wasser, welche auf
den Läudereien sich sammeln und diese versumpfen. Sie statniren das Nccht, solche Wässer über fremdes
Eigenthum abzuführen.

Die in der Vorlage aufgenommenen U 11 — 14 berühren fonach die Drainage nicht; sie verfügen,
daß im Interesse der Bodenkultur Triebwerke au Flüssen dürfen weggeräumt werden. Es war hiernach die
Frage zunächst zn distutircn, ob diese Bestimmnng von dem Landtage zn befürworten fei.

Die Ansichtender Ausschuß-Mitgliederüber diese Fragen waren getheilt. Von der einen Seite wurde
zwar anerkannt, daß es wünschenswert!)sei, die Hindernisse, welche durch die Stauungs-Anlagcn der Wiesen-
Kultur au vielen Orten der Provinz entgegentreten, im Interesse der Boden-Kultur zu beseitige» sofern
dies ohne wesentliche Beeinträchtigung der Industrie, ohne übergroße Opfer auszuführen fei; dabei wnrde
jedoch angeführt, daß es um fo mehr bedenklich erscheine,über industrielleAnlagen olmc weiteres den Stab
zu brechen, als die Nhcinprovinz nicht minder der Industrie wie der Boden-Kultur ihreu Wohlstand ver¬
daute; deshalb habe auch der RheinischeProvinzial-Landtag im Jahre 1843, als ihm das Ncwässernngs-
Gcsetz vom 28. Iannar desselben Jahres zur Begutachtung vorgelegt worden, sich gegen eine ähnliche in
das gedachte Gesetz aufgenommeneBestimmung ansgesprochen,wonach dann anch des Königs Majestät jenes
Gesetz uutcr dem 0. Januar 1845 mit der Maaßgabc in dem Bezirke des Nhein. Appellations-Gcrichtshofcs
pnblizirt, daß bei der Entscheidungder Frage, ob bei einer Bcwässerungs-Anlageein überwiegendesLandcö-
Kultnr-Gesetz obwalte, das Interesse schon vorhandener, auf Triebwerken beruhender Anlagen im zweifel¬
haften Falle über das der Boden-Knltur zu stellen sei. Es wurde ferner bcmcrtt, die Frage, ob die vor¬
handenen Triebwerke im Interesse der Boden-Kultur zu beseitigenseien, erfordere eine vorherige gründliche
Nutcrsnchnng der bestehendenZustände, desgleicheneine sorgfältige Prüfung des davon zu erwartenden
Erfolges, wie nicht minder aller damit etwa vcrbuudcueuEveutualitätcu; es dürfte insbesonderezu ermitteln
sein, welchen Erfolg das Gesetz von 1811 in den Landesthcilcn, in denen dasselbe nun beinahe ein halbes
Iahrhnndert Gcltnng hat, gehabt habe, znmal es nicht constirc, ob und inwiefern dasselbe in den Kreisen
Nccs nnd Duisburg zur Anwendung gekommen; endlich vermisse man auch in den Motiven der Vorlage
jede Begründung der Einführ.uug der gedachten M 11 — 14 des Gesetzes vom 15. November 1811. "

Von anderer Seite wurde sogar hervorgehoben,daß für die Nhcinprovinz ein großes und gewiß.gleich
großes Interesse, die fraglichen Beftimmnngen einzuführen, obwalte; es wurde darauf hingewiesen, daß in
verschiedenen Theilen der Provinz, und namentlich in den Kreisen Nhcinbach, Enskirchen, Bergheim Grc-
venbroichund Neuß tanscndeMorgen Wiesen fast wcrthlos geworden, weil die namentlichen dein Erftflnssc
bestehenden Stanwertc dieselben einer gänzlichen Versumpfung cntgegcnführtcn, daß eben dieser bctlagcns-
werthe Znstand durch die Einschränkungoder Beseitigung der Stauungs-Anlagcn nicht uur würde gehoben
werden, sondern daß auch ciu uicht zu berechnenderGewinn für die Boden-Kultur und ein anfblühender
Znstand zahlreicherOrtschaften daraus hervorgehen würde.

Bei der hicranf vorgenommenenAbstimmung stimmten fünf Mitglieder für nnd sechs gegen die Eiu-
führnng der §8 11 —1U des Gesetzes vom 15. November 1811.

Der Ausschuß ging nnnmchr zur Berathung der Frage, ob es ein Bedürfniß sei, ein GeseK zu erlassen
welches bchnfs Förderung der Drainage Wasser-Abflüsseüber fremdes Grnndcigenthum gestatte, ^n Anbe¬
tracht der vortheilhaftcn Wirtnngen, welche nach den bisherigen Erfahruugcn die Drainage ans die Melio¬
ration des Bodens ausgeübt hat, wurde das Bedürfniß eures solchen Gesetzes einstimmiganerkannt

Zur Sache selbst übcrgehcud, wurden bei den Entwürfen sowohl die Königliche Proposition wie der
Entwurf der Königlicheu Negierung zu Kölu distutirt uud ausführlich erörtert, ob jene oder der Entwurf
der Ncgieruug, vorbehaltlichder speziellen Diskussion, dem Landtage zur Annahme zu empfehlenfei Der
Ausschuß eutschied sich für den letzterenEntwurf, und zwar aus folgenden Gründen:
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Vor Allem erschien es bedenklich, für Anlagen, welche erst in der jüngsten Zeit erfunden und einge¬
führt worden, eine Neihe von Paragraphen aus einem älteren Gesetze einzuführen; es wnrdc das um fo
mehr für bedenklich gehalten, als das ältere Gesetz durch spätere in manchen Punkten abgeändert worden.

Zur Sache selbst hat das Gesetz ciu zweifaches Verfahren vorgeschrieben. Znerst ist es die Negiernng,
welche eine Untersuchungüber die Zweckmäßigkeit der Anlage, dann über deren Ausführbarkeit eine Unter-
fuchuug anzustellen, nnd demnächst den Plan zn den Gntwäsferungs-Anlagen zu entwerfen hat. Diese Ope¬
ration ist in allen Fallen anch dann, wenn die Parthcien einig sind, erforderlich. § 17. Zwar hat das
KöniglicheMinisterium für laudwirthschaftlicheAngelegenheiten uuter dem 6. August 1.853, unter Verwei¬
sung auf den § 19 des Gesetzes vom 28. Januar 1853, entschieden, daß es im Falle der Einigkeit der
Parthcien einer amtlichenUntersuchung uicht bedürfe. Wird nun eben heute das Gesetz vou 1811 in der
Nheinprovinz pnblizirt, so gilt es als I«x n<,vi««i>u», welchesdnrch Berufung ans ein älteres Gesetz nicht
außer Anwendung belassen werden kann.

Ist nun das von der Negierung vorzunehmendeVerfahren beendet uud der Gntwäsferungs- Plan fest¬
gestellt, so geht die Sache an Schiedsrichter, welche die Entschädigung zn ermitteln haben. Beide Theile
ernennen je einen Schiedsrichter, uud die Regierung bestelltden dritten. Wenn außer dcu Parthcieu uoch
andere Personen ein besonderesInteresse an der Sache haben, z. B. wegen Fischerei, Viehtränken ?c., so
haben anch diese einen Schiedsrichter zu erucnucu. Die so gewählten. Schiedsrichter entscheidenüber die
Entschädigungnach Mehrheit der Stimmen, uud zwar endgültig, und haben ferner die Vollziehung der
Entwässerung selbst anzuorducu.

Gegen dieses Verfahren läßt sich erinnern: 1. daß dasselbe zu kostspielig ist, nnd 2. daß es die Par¬
thcien nicht gegen Verletzungenschützt. Zuerst soll der Ncgicruugs - Eommissar die Untersuchung anstelle»
und den Entwässerungsplan entwerfen. Die Kosten, welche durch diese Operation aufgehen, werden an sich
schon nicht unbcdcntcndsein. Das schiedsrichterlicheVerfahren wird demnach nach ferneren uud uach bekannten
Erfahruugen viel höbere Kosten verursachen. Der die Entwässerung nachsuchende Theil wird daher gerechtes
Bedenkentragen, die Anlage zu provociren, aus Furcht, sich mit .Kosten zu belasten, wclche die Vortheile
der Anlage selbst vielleicht absorbircn.

Das Urtheil vou Schiedsrichtern ist in der Regel ein durchaus unzuverlässiges. Es ist ciuc bestimmte
Thatsache, daß dicselbcu sich gewöhnlich als Vertreter des Theiles, der sie gewählt hat, betrachten, nnd
deshalb nicht nnbefangcn in ihrem Urtheile siud. — Wie es nnn zu halten fei, wenn dieselbe,: verschiedene
Vota abgeben, wenn der eine die Entschädiguug auf 50, der zweite auf 80, der dritte auf 120 Thlr., und
im Falle des H 31 der vierte lind fünfte wieder auf auderc Summen arbitrircn, ist nirgend ansgcsprochcn.
Dabei ist der große Uebelstandnicht zu übersehen,daß nach ^ W der gewählteSchiedsrichter gezwungenist,
das Schicdsrichteramt anzuuehmcn, auch eine eidliche Vcrpflichtuug der Schiedsrichter nicht stattfindet. Ein¬
mal läßt es sich nicht rechtfertigen, daß Jemand gczwnngcnwerden soll, das Nichteramt zu üben. Zum
Auderu wird selten eine gründliche Prüfung nnd zuverlässigeEntschcidnng zu erwartcu sein. In den Mo¬
tiven wird der Einführnug des Gesetzes vou 1811 um des willeu der Vorzug gegen ein nencs Gesetz einge¬
räumt, weil es nicht rathsam erscheine,in das Preußische, ohuchiu sehr umfangreichcund vereinzelteWas-
scrrccht ohne die dringendsteNothwendigkeitwieder ein ganz neues Gesetz eiuznschicben und die Verwicklung
dieser Ncchtsmotivezu vermehren. — Nun frage ich aber, was ist gerathener, für eine erst heute in die
Praxis eingeführte Anlage — die Drainage — ein eigenes Gesetz geben, welchesder Sache, wie den son¬
stigen gesetzlichenInstitntionen genau angepaßt ist, oder ein älteres, welches in einem anderen Vandc, unter
ganz anderen Nechts-Nnsichteugeschaffen worden, und welcheszum Theil autiquirt, zum Tbeil dnrch neuere
Gesetze modifizirt ist, als neues Gesetz pnblizircn? Das hieße doch offenbar Vcrwicklnngin diese Ncchts-
Matcric hineinbringen. Man denke sich nur die Vcrwirruug, wclche cutstehenwürde, wollte man heute in
den Provinzen des AllgemeinenLandrechis das Gcsctz von 1811 als lex uovi««»«» vcrtündcn. So wün-
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schenswcrthdie Ncchtseinheit im Staate ist, so ist und bleibt doch immer die Rechtssicherheitüberwiegend.
Es mag sein, daß, wie in den Motiven behauptet wird, die Drainage hier wie dort gleiche Bedeutung hat
Wir haben es indeß hier mit der Drainage selbst nicht zn thnn, sondern mit den .Hindernissen,welche nach
der bestehenden Gesetzgebungder Ausführung der Drainage entgegenstehen,sowie mit dem Verfahren durch
welches diese Hiudernissezu beseitigensind. Daß die-dcsfallsigen Vorschriften den Rechts-Institutionen des
Landes anzupassensind, wird wohl nicht bezweifelt werden wollen.

In den Motiven zn dem Entwurf der KöniglichenNegierung zu Cö'ln ist darauf aufmerksamgemacht
daß durch die Einführung des Gesetzes von 1811 das Gesetz vom 16. September 1807, über die Ausdrock-
nung von Sümpfen, würde modificirt werden, was doch durchans nicht die Absicht sein kann.

Nachdemder Verfasserder Motive die Gründe für die Einführnng des Gesetzes von 1811 ausgesprochen
geht derselbe zur Kritik des französischen Gesetzes vom 11. Iannar 1854 über. Wozu eine Kritik dieses
Gesetzes dieucn soll, ist nicht abzusehen. Von der KöniglichenNegiernng in Cöln war nicht dieses Gesetz
sondern ein eigener demselben nachgebildeterEntwurf befürwortet. Es durfte daher erwartet werden daß
dieser Entwurf einer Prüfung wäre unbreitct wordeu. ^

Der erste Ginwand hat die Verfügung des Art. 2 des französischen Gesetzes, welcherim Wescutlichen
mit dem § 2 des Negierungs-Entwurfs übereinstimml, znm Gegenstand. Will man dem hier — S 9 nnd
10 — ansgcsprochencnEinwand eine Bedeutung gebe«, so muß mau auf Seiten des Verfassers ein Miß-
Verständnißoder eine Unkenntnis; der Drainage unterstellen, die kaum erklärlich ist. M will mich daher
darauf beschränken, den ^inn des 8 2 >-°«,., Art. 2 zn verdeutlichen, nnd dann jedem überlassen zu
beurtheilen, ob der vou dem Verfasser gefundeneWiderspruch vorhanden ist. '

Der Art. 1 berechtigt den Grundeigcnthümer znr Ableitung des durch die Drainage sich sammelnden
Wassers Abzugs - Kanäle und Gräben über das benachbarte Grundstück anzulegen. Nun sagt der Art 2
daß der Eigenthümer des Grundstücks, über welches die Wasserleitung geführt wird, so wie jeder Eigen-
thümer der benachbarten Grundstücke, sich gleichfalls der gemachten Anlagen znm Abflusse ihres Wassers
bedienen dürfe, d. h. wenn anch sie die Drainage auf ihren Grundstückenanlegen. Die Sache verhält sich
folgendermaßen; Es drainirt Jemand ein Grundstück, welches eine höhere Lage hat, als die benachbarten
haben. Die Drains und zwar die Sangdrainö werden in einer Entfernung von 3 — 4 Nnthcn in der
Nichtnng vom höchsten Pnntc des Grundstücksnach dem tiefer gelegenenTheile, wo dasselbe an ein bcnach-
bartes Grundstückangrenzt, gelegt. An der Grenze des Grundstücks, etwa ein oder zwei Nnthcn davon
entfernt, wird qner über dasselbe ein Sammeldrain gelegt. In letzteren münden sämmtlicheSanadrains
und führen demselbendie Wasser zn. Das Sammeldrain führt die Wasser bis znr Grenze des Grundstücks -
um sie weiter zn schaffen, mnß von hier aus das Sammeldraiu durch das benachbarte Grundstückgeführt
werden, bis dahin, wo das Wasser einen freien Abflnßweg erreicht. Will nnn der Eigenthümer des letzter«
Grundstücks dieses drainiren, d. h. ^angdrains auf demselbeuanlegen nnd dnrch dieselben das Waffe/dem
von feinen Nachbarn gelegten Sammeldrain zuführen, dann nnd nnr dann foll er nach Art 2 p««,. 8 2
einen verhaltnißmäßigen Beitrag zn den Kostcr leisten. Dieselbe Vefngniß hat auch jeder audere Nachbar"
wenn anch dessen Grnndstücknicht angrenzend ist. '

Diese knrze Erläuternng wird, hoffe ich, genügen, das in den Motiven erhobeneBedenkenzu heben
Es ist dabei nur zu bemerken, daß zn den Kosten der Unterhaltung der Sammeldrains oder Abznqsarabcn
der Nachbar nach dem Entwnrf eben so wenig als zn den Anlagekostenherangezogenwerden kann Anch
das Gesetz von 1811 § 23 hat diese Verpflichtung keineswegs ausgesprochen, uud weuu in einen: Ministe-
rial-Neseripte vom 29. November 1842 das Gegentheil entschieden ist, so steht diese Entscheidnnamit dem
Gesetze im offenbarstenWiderspruch. ^

Die ferneren Ansstellnngen gegen das franz. Gesetz ro«p. den Negierungs - Entwurf S 10 sind so
unwesentlich,daß sie hier füglich Übergängenwerden können.
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Nachdemsich der Ausschuß aus den vorhiu augeführten Gründen für tue Annahme des Entwurfs der
Köuiglichcn Negierung zu Cöln ausgesprochen hatte, wurde zur Berathung der einzelnen 88 desselben
übergegangen.

8 ^
In diesem§ wird das Nccht zur Wasserleitung über fremde Grundstücke festgestellt und zur Beseiti¬

gung von Zweifel als Servitm qualifizirt. Letztere Bcstimmuug hat zu Folge, das; alle bezüglich desselben
sich künftig erhebendenStreitigkeiten nach den gesetzlichen Vorschriften über die Scrvitutcn zu entscheiden
sind. Ob die durch das Gesetz vom 15. November 1811 gestatteten Wasserleitungen Eigenthum des Berech¬
tigten werden, ist zweifelhaft.

Dem Ausschuß erscheint es durchaus sachgemäß, daß, wie der § 1 sagt, derglcicheuWasserleitungen
nicht durch Häuser, Höfe :c. geführt wcrdcu dürfen. Diefe Bestimmung wird in dem Gesetz vom 15. Nov.
1811 gänzlich vermißt. Der Ausschuß erachtet es für zweckmäßig, daß der Ausdruck „Häuser" durch
„Gebäude" ersetzt werde, daun daß bei Partaulagcn die Worte „durch Mauern" wegfallen, weil der Gruud,
weshalb Hofräumc uud Gärtcu auszuschließen sind, anch auf das Gebäude überhaupt sich beziehe, und
Partaulagen, welche durch Garten-Zäuuc «. eingeschlossen sind, gleicheil Anspruch auf Schutz haben, wie
die dnrch Mauern eingeschlossenen.

§ 2.
Die Bestimmung dieses § beruht ans dem Interesse aller Betheiligtcn, indem für alle durch die gemein¬

same Benntznng des Sammeldrains Kosten erspart werden, uud dennoch der Zweck erreicht wird. Ein
Uuterschicd zwischender Benutzung des Sammcldrains durch den Eigenthümer des belasteten Grundstücks
und der Benutzuug durch die Besitzer benachbarter Grundstücke besteht darin, daß jener jeden beliebigen
und uachthciligcn Gebrauch davon machen, dieser solche nnr zum Zwecke der Bodenkultur benutzen darf.
Diese Unterscheidungbcrnht auf dem Grundsatz, daß der Eigenthümer nnr so wenig, als durchaus dnrch
den Zweck gebotcu ist, iu der Benutzuug des Eigcuthümers beschränkt werden darf.

Hier ist von Genossenschaftendie Nedc, welche durch freie Ncbcrcinkuuft der Interessenten gebildet
werden. Es ist noch nicht an der Zeit, für die Drainage Zwangsgeuvssenschaftenzu statuiren. Sie sollen
durch die Bezirks - Ncgicrungcu gebildet werden, auch durch diese ihr Statur erhalieu. Bei ausgedebuten
Genossenschaften,die übrigens höchst selten vorkommenwerden, taun ihnen das Expropriationsrccht durch
den Landcshcrrn verliehen werden. Die Zustimmung der Ncgieruug zur Nildung der Genossenschaften wird
um deswillen für hinreichenderachtet, weil es sich hier um kleine Distrikte handelt, währcud die fonstigen
für die Entwässerung gebildete,: Genossenschaften sich über ein vielleicht mcilenlanges Gebiet erstreckt.

Bei diesem § fand der Ausschuß nichts zu erinnern.

8 5.
Dieser ist dem Gesetz über die Gemeinhcitsthcilungennachgebildet. Es ist daraus zu folgern, daß die

von dem Commissar vorzuschlagcude Entschädigung eine billige und gerechte sein werde, und daß demnach
die Betheiligtcn sich dabei beruhigen werden. Dem Gruudsahe getreu, daß in der Nhcinprovinz Niemand
das Nccht benommenwerden darf, seine Ansprücheim Wege Ncchtcnö geltend zn machen, glaubt der Aus¬
schuß denselbenuicht ausschließenzu dürfen.

Der Ausschuß proponirt dem Berechtigten die Bcfugniß einzuräumen, die Umlage der Wasserleitung
gleich nach der Fcststellnng des Planes vorznnrhmcn, uutcr der Bedingung, daß er die von dem Eommissar
vorgeschlagene Entschädiguug den Verpflichtetensofort zu zahlen sich bereit erkläre.
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8 6.
Die Vorschrift dieses § bezweckt,das Interesse beider Theile nach Möglichkeit gleichmäßigzu berück¬

sichtigen und beruht auf dem Grundsatz, daß der Scrvitnt-Bcrcchtigte solche Abänderungen sich muß gefallen
lassen, wenn sein Scrvitut dadurch uicht beeinträchtigt wird.

Die hier ausgesprocheneStraf-Bestimmung bedarf der Rechtfertigung nicht.

Gntwurf eines Gesetzes

über die Ableitung der Wässer zur Entwässerung von Grundstückenmittelst der Drainage im
Bezirke des RheinischenAppellations-Gerichts-Hofes und des Justiz-Senats zu

N h r e n b r e i t st c i n.

8 1.
Jeder Eigenthümer, welcher sein Gruudcigcnthnm durch Drainage oder eine andere Art der Austrock-

uuug verbessernwill, kaun das Wasser von demselben gegen Gewährung einer vollständigen Entschädigung
(§ f>) unterirdisch oder oberirdisch oder durch die fremde Grundstücke führcu, welche sciu Gruudstückvon
eiuem Wasserlanf oder einem andern Abflußwcgetrennen.

Dieses Necht, welches in Vezichnug auf die berührtcu fremden Grundstückeeiue Servitut bcgrüudet,
kann jedoch nur zum Behufe der Vodcuuerbcssernngund uiemals gegen fremde Gebäude, Höfe, Gärten und
eingeschlossenePartanlagen ausgeübt werden.

8 2.
Nicht nur die Eigenthümer der Grnndstücke, durch welche das Wasser geführt wird, soudern auch die

der beuachbartcu Grundstücke, sind befugt, die 'gemachten Anlagen ebenfalls zu Abfluß ihres Wassers zu
benutzen, wenn dieses den Anlagen keinen Nachtheil bringt, und es 'sich bei benachbarten.Grundstückcuzu¬
gleich um die Bodenverbessernnghandelt.

Die Eigenthümer haben in diesen: ^alle zu tragen:
») einen verhältnißmäßigcn Theil an den Kosten der Anlagen, wovon sie Nutzen ziehen,
I,) die kosten der Abändcrnngcn an diesen Anlagen, welche die Ausübung ihres Nechts nöthig machen

möchte und
«) für die Mimst eine verhältnismäßige Beisteuer zur Untcrhaltuug der gemeinsamgewordenenAnlagen

8 3.
Mehrere Eigenthümer, welche znm Behuf der Verbesserung ihrer Grundstücke durch Drainage oder

eine andere Art der Austrocknuug, sich zu Aulagcu zur Abführung des Wassers vereinigen wollen, können
durch die Bezirks-Regierungen zu Gcuosscuschaftenverbuudeu werden, welche durch eiu vou derselbenfest¬
zustellendesStatut juristischePersönlichkeit und ihre Vcrfassnng erhalten, nnd deren demgemäßnmgclcgtc
Beiträge zu den Anlage- und Unterhaltung«- Kosten durch den ErHeber der EommunalstcncrMich dieser
eingezogen werden können.

Solche Genossenschaftenkönnen sich, wenn ihucn zn größeren Anlagen znr Abführung des Wassers
die Erwerbung vou Gruudstücteu erforderlich ist, zn diesem Vehnf um die landesherrliche Verleihung des
Ervrovriatiousrcchtcs bewerben.

8 4.
Ueber das Vorhandensein der Bedingungen, welche die 88 1 und 2 für die darauf zu stellendenAn¬

fordernden enthalten, sowie über den Lauf uud die Ausführung^ - Anlagen zur Ableitung des Wassers
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entscheidet in Streitfällen die Bezirks-Regierung, unter Vorbehalt des Necurscs an das Ministerium für
landwirthschaftlicheAngelegenheiten.

8 5.
Sowohl die Entschädigung, welche dem Eigcuthümer eines Grnndstncks für den wirtlichen Nachtheil

zu gewähren ist, der ihm aus dessen Belastung mit der im H 1 bezeichneten Scrvitut erwächst, als die
Beiträge, welche die im § 2 gcuauntcn Grnndcigcnthümer für die Benutzung schon vorhandener Anlagen
zu zahlen haben, setzt die Bezirks - Negiernng dnrch Resolut fest. Die Kosten dieses Verfahrens trägt der
Ertrahent.

Gegen den Inhalt des Resoluts ist binnen 4 Wochen nach dessen Zustellung der Rechtsweg znlässig.
Erkennt aber das Gericht bezüglich des streitigen Entfchädignngs-Betrags für denjenigen, welcheranf dem
Rechtsweg provocirte, nicht günstiger, als dies im Rcgiernngs-Resolnte geschehen war, so fallen die Kosten
des gerichtlichen Vcrfahrcus dem Provoeanteu allein zur Last.

Der Erwerber des Rechtes, wenn er sich bei der Feststellnng durch die Bezirks - Regierung bernhigt,
ist befugt, die Aulage sofort auszuführen, hat jedoch vorher die festgestellte Entschädigungzn zahlen.

8 6.
Sollte der Eigenthümer eines Grundstücks, welchesmit der im § 1 bezeichneten Servitnt belastet wor¬

den, später von demselbeneinen Gebranch machenwollen, dem die Servitnt nach dem Befinden der Bczirks-
Ncgierung ein Hinderniß entgegenstellenwürde, fo kann die letztere — insofern die Wasser-AbleitnngSanlage
einen jenen (Gebrauch ermöglichendeAbänderung ohne Beeinträchtigung ihres Nutzeus zuläßt — ans den
Antrag des Grundeigenthümers dem Servitntbcrcchtigtcn die gedachte Amdcrnng auferlegen. — Der Grund-
eigenthümcr ist dann zur Tragung aller durch die von ihm beantragte Aenderung in der Wasscrlcitnng
dem Servitutberechtigten >e»p. den bei der Wasserleitung etwa mitbetheiligtcn Adjaccnten, erwachsende Kosten
verpflichtet. Der Betrag der letzteren wird nach Maßgabe der im § 5 enthaltenen Vestimmnngcn von der
Negierung, eventuell von dem Gerichte festgesetzt.

8 ?.
Wer unterirdischeAbleitungen des Wassers in Röhren oder Kanälen oder offene Entwässerungsgräben

vorsätzlich und rechtswidrig ganz oder theilwcisc zerstört, beschädigt oder unwirksam macht, wird nach § 281
des Strafgesehbuches mit Gefängniß bis zu 2 Jahren und bei Feststellung mildernder Umstände mit einer
Geldbuße bis zu 50 Thlr. bestraft.

Düsseldorf, den 25. October 1856.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
HÄergniidigster König und Herr!

Guer Majestät haben geruht, deu zum zwölften rhcinifchcnLandtage trengchorsamst vcrsam- 2) Entwurf eines Gesetzes,
melten Stauden den revidirten Entwurf eines Gesetzes betreffenddie Ncgnlirnng des Abdeckerei- betteffenddie Neguliiung des
Wefcns Allcrgnädigst vorlegen zu lassen. Abd°ck°«iwesens.

Nachdem die Stände den fraglichen Gcfetz - Entwurf in trencr Pflichterfüllung einer Prüfung unter¬
zogen haben, gestatten sich dieselbenEuer Majestät ehrfurchtsvoll vorzustellen,daß, wenngleich' ein Bedürfniß
zu einer legislatorischenBehandlung des Abdeckerei-Wesensin der Nhcinprovinz nicht vorhanden ist, eben
so wenig bei den Stände« im Allgemeiucu ein Bedenken gegen die Grundsätze obwaltet, welche in dem
Gesetz-Entwürfe niedergelegt find.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, den 11. October 1856.
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Adressen,
die ständischen Petitionen betreffend.

Merdurchlauchtigster, Gro »mächtigsterKönig!
Hllergnädigj'ter König und Herr!

1) Aufnahme des Hofes Euer Königlichen Majestät erhabenem Throne nahen sich in Ehrfurcht die znm zwölften
Keylaer m die rheinische NhcinifchenLandtage versammeltengetreuen Stände der Ritterschaft, um die Vittc allerunter-
Nitterguts-Matntel, thänigst vorzntragcn, den Antrag des Grafen Eajus zn Stolberg- Stolberg, das seiner

Gemahlin, gebornen Frciin von Loc, gehörende, im Kreise Geldern gelegeneGut, Hof Keylacr, in die
Matrikel der landtagsfähigcu ))tittergüter aufzunehmen.

Die getreuen Stände der Ritterschaft haben sich aus den ihnen gemachtenMittheilungen überzeugt,
daß das Gut Hof Keylaer 1. ein zusammenhängendesGut oon 902 Morgen ist, welches von der Hofstelle
beackert werden tann; 2. daß dasselbe frei von alten. Lasten ist; !>. einen Ncinertrag, nach Abzug der Grund¬
steuer, vou 1,212 Thlr. hat; uud endlich vereinigt die Person und die Familie des Antragstellers alle durch
das Gesetz geforderten Garantien, so daß alle Vorschriften der AllerhöchstenVerordnuugeu vom 13. Juli
1827 und U. November 188! vollkommenerfüllt sind.

Die getreuen Staude der Ritterschaft erlauben sich daher an iden Stufeu des Thrones die allernnter-
thänigstc Bitte niederzulegen: Es möge Euer KöniglichenMajestät gefallen, die Aufnahme des der Gcmahliu
des Grafen Eajns zn Stolberg-Stolberg, gebornen Freiin vou Loe, gehörenden Gutes Hof Keylaer
im Kreise Geldern, in die Matrikel der landtagsfähigen Rittergüter Allcrguäoigst zu befehlen.

Wir ersterben ?e.
Düsseldorf, den 23. Oetobcr l85l>.

Merdurchlauchtigster, Erosmächtigster König!
Mergnlldigster Köuig und Herr!

2) Hebammen °L°h.llnstalt Ouer Königlichen Majestät erlauben sich ganz gehorsamstdie Stände der Nheiuprvviuz Fol-
2" Köln. ^.,rdeo wegen des dringend nöthigen Neubaues der Provinzial-Hebammen-Lehranstalt zn Köln

vorzustellen:
Allerhöchstdiesclbcn haben nntcr dem 20. Angust v. I. zu bestimmengeruht, daß die Vereinigung des

Hebammen-Lehr-^nstitnts nnd der damit verbnndenen Entbindungs - Anstalt ;n Köln mit einer dortigen
städtischen Krankenanstalt vorläufig in Bcrücksichtiguugder dagegen sprechenden Gründe nicht erfolgen soll,
daß aber die Verhandlungen dahin fortzuführen seien, damit im Garten der jetzigenHebamme,:-Lehranstalt
ein nenco Gebände errichtet werde.

Diese Verhandlungen sind nnnmehr so weit gediehen, daß baldigst zum Bau dieses Hauses geschritten
werden kann, uud hat die KöniglicheNegierung zu Köln Pläne dazn vorgelegt.

Bei diesem Stande der Sache sehen sich die Stände der Nhcinprovinz veranlaßt, an Euer Königliche
Majestät nachstehende nnterthanigstc Bitten zu stclleu:

1. Allerhöchst bestimmen zu wollen, daß die Kosten jenes Neubaues nicht mehr als 40,000 Thaler
betragen dürfen;
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2. zu verordnen, daß mit Rücksicht auf diese Summe von der Verwaltungs-Commission der Hebammen-
Lehranstalt der vorliegendeBauplan geprüft, insoweit es erforderlich,modifizirt nnd festgestellt werde;

3. genehmigenzn wollen, daß der fragliche Fonds von 40,000 Thalern auf folgendeWeise disponibel
gestellt werde:

Es wären dazu znnächst zu verwendendie für den Zweck vorhandenen Allerhöchsten Gnadcgcschcnle
von re«i>. ! 0,000 Thlr. nnd 3916 Thlr. 12 Sgr. 4 Pf., welche nach dem bei der Ncgieruugs-Haupt-
Kasse zu Köln dicserhaloberuhenden Depositnni Ende des Jahres 1856 einschließlichder bis dahin
laufenden Zinsen 22,363 Thlr. 13 Sgr. in^l. 21,525 Thlr. in Staatsschnldschcinen,nnd diese letzte¬
ren nach dem Tagcs-Conrse von «4"/« berechnet, im Ganzen in banr . . 18,819 Thlr. 23 Sgr.
betragen würden.

Hierzu tonnten ferner genommenwerden die im Etats - Entwnrfe für die
Hebammen-Lehranstalt p?« IK'^/58 bei der Einnahme anfgeführtcn Activ-Ka-
pitalicil von 6300 Thlrn. in Siaatsschnldscheinennach dem obigen Tages¬
kurse mit ...................... 5,292 „ — „

zusammen: 24,111 Thlr. 13 Sgr.
so daß gegen die Vansnmmc von ............... 40,000 Thlr.

noch ......................... 15,888 Thlr. 17 Sgr.
zn beschaffen wären.

Dieser Betrag würde vorschußweisevon der Provinzial-Hnlfstasse geleistet werden, und wäre
demnächst dnrch Beiträge der bethätigten Negiernngsbczirle mit den übrigen Beiträgen, welche für
die Anstalt erhöbe,: werden, sueecssiv wieder einzuziehen.

Diese Einzichnng würde, um die Provinz nicht auf eiu Mal zu fchr zu belasten, ans zehn Jahre
vertheilt, jedes Mal mit einem Zehntel des ganzen Betrages stattfinden;

4. Allerhöchstbestimmenzn wollen, daß die Verhandlungen mit der Stadt Köln, re»p. mit ihrer Armcn-
Vcrwaltnng über die Vortheile, welche der Stadt Köln ans dem wegen des Banco der Hebammen-
Lehranstalt nntcr dem 18. November 1846 abgeschlossenen Vertrage erwachsenmöchten, fortgesetzt
werden sollen, daß zn den betreffenden Berathungen der Ncgicruug zn Köln, anßer dem Verwaltnngs-
rath der Hebammen-Lehranstalt, eiu bewährter Nechtanwalt zugezogen werde, daß nöthigenfallö die
aus jenem Vertrage hervorgehendenbegründetenAnsprücheder gedachten Lehranstalt gerichtlich verfolgt
und ausgeführt wcrdcu; daß endlich jedenfalls die Königliche Negicrnng zu Kölu gemeinschaftlich mit
der Verwaltuugs-Eommissiou der Hebammen-Lehranstalt diejenigen Kosten ermittele und festsetze,
zn welchendie Stadt Köln nach Art. 30 des Gesetzes vom 19. Vontuü« des Jahres Xl angehalten
werden tauu, nnd ebenfalls Entscheidungdarüber treffe, wie weit die Stadt Köln nach dieser gesetz¬
lichen Bestimmnng die Vcrpflcgungstosten der Schwangern zu tragen hat. Da aber der Neubau der
Austalt höchst dringend ist, nnd bis znr endgültigen Entscheidungüber jene Punkte nicht anfgeschoben
werden tann, so würde derjenige Betrag, den die Stadt Köln nach den genannten Kategorien zn
ersetzen hätte, bei der 10jährigcn Amortisation der Hanptsumme den ZahlungspflichtigenNegicrnngs-
bczirtcn zu Gute zu schreiben, also von denselben nicht einzuziehensciu.

In allertiefster Ehrfurcht ersterben:e.
Düsseldorf, den 23. Oetobcr 1856.
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Hllerdnrchllluchtigster, GroßmiichtigsterKönig!
Illergnädigster König und Herr!

3) Nlbeits-Anstaltzu Euer Majestät gctrenestcStände der Nhcinprovinz haben mit tiefgefühltemDante die frohe,
Blauweil«. in dem Allerhöchsten Landtags-Abschicdevon» 30. September d. I. enthaltene Botschaft entgegen

genommen, znfolge deren Euer Majestät denjenigen Grundsätzen Ancrkcnnnng zn geben gernhten, welche
nns zu der Bitte um Einführnng der barmherzigen Schwestern nnd der Diakonissenin das Landarmcnhans
zu Trier Veranlassung gegeben hatten, und nach welcher Allcrhüchstdiesclbcnjene Einführung vorzubereiten
bereits befohlen haben.

Geleitet voll denselbenGrundsätzen erlauben Eiler Majestät getreucste Staude sich die allcrunterthä-
nigste Bitte an den Stnfcn des Thrones niederzulegen, Allcrhöchstdiesclbcnmöchten gnädigst gernhen, zn
befehlen, daß diese in ihren Erfolgen so segensreiche Einrichtung auch auf die Proviuzial - Austalt zu Vrau-
weilcr ausgcdchut werde.

Je mehr die Wahrheit und das Zutreffende des Grundsatzes sich bewährt hat und zur Geltung gekom¬
men ist, daß sittliche Bildung und Besserung, welche Zwecke diese Anstalt vorzugsweise verfolgt, unr anf
einer positiven christlichen Grundlage zu errcichcuseien, desto mehr sind Ener Majestät gctrcncsteStände
von dem Wnnschc durchdrungen, daß die Anstalt recht bald mit denjenigenEinrichtungen ausgestattet werde,
die nach den Anschannngcnder Kirche die folgenreiche Wirtnng der Gnaden- nnd Heilsmittcl, welche sie auch
ihren verirrten und verkommenenGliedern bietet, so wesentlichbedingen.

Zu diesen Einrichtiulgen gehört in vorragender Stellung die Einführnng der barmherzigen Schwestern
nnd der Diakonissen. Während hierdurch bereits ciue vorzügliche Einwirkung auf die sittliche Bcsseruug
durch deu vermittelnden Einfluß derselbenbei der Pflege der Kranken und Kinder gewonnen wäre, so würde
dieser in hohem Grade verstärkt werden, wenn auch die Schule in den Stand gesetzt würde, in gleichem
Sinne für das geistigeWohl ihrer der Anstalt zugewiesenen Zöglinge zu sorgcu.

In dieser Ncbcrzengnng gestatten sich Euer Majestät gctrcucstc Staude zugleich auf die Einführuug
der Schulbrüder uud Schulschwcsteru, die an allen Orten, wo sie bisher bestanden, eine so erfolgreiche
Wirksamkeitzn entfalten im Stande gewesen sind, allcruntcrthänigst anzutragen nnd zn bitten, befehlen zu
wollen, daß diesem Wunschewillfahrt werde, sobald die euangclischcu Kinder, wie beabsichtigtist, in eine
andere Anstalt abgeführt sein werden.

Die Ausführung dieser Einrichtung ist dadurch erleichtert, daß die Trmuung der Geschlechter durch
die Verwaltung bereits vorbereitet und die erforderlichenNänmlichteitcn in der Hcrrichtnng begriffen sind.

Zugleich erlauben sich die allcrgctrenestcnStände den untcrthänigsten Wnnsch ansznsprechen, daß bei
dem höheren Verwaltungs - Personale cmch katholischeBeamte, die mit den Interessen und Wünschen der
katholischen Kirche vertraut wären, angestellt werden möchten.

Wir ersterben «.
Düsseldorf, den 23. Oktober 1856.

Merdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Mergniidigster König und Herr!

4) Elisabeth.Stifwnn,für Euer KöniglichenMajestät erlauben sich die trcugchorfamstcnStände der Nhcinprovinz, über die
Vlwben-Untenicht zu Dü«n. Elisabeth-Stiftung für Blindcn-Untcrricht in dieser Provinz allernnterthänigstenVortrag zu halten.

Diese Anstalt hat ihren Sitz in der Stadt Düren nnd den Zweck, die bildnngsfähigcn Blinden der
Nheinprovinz zu erziehen,uud durch Schulunterricht, fowie dnrch Aneignung von Gcschicklichkcitcnzn nützlichen
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Bürgern des Staates zu bilden. Sie wurde im Jahre 1842 znr Erinnerung an die damalige beglückende
AnwesenheitEuer KöniglichenMajestät und der allvcrchrtenKönigin Majestät in der Provinz, und zwar in
Folge hochherziger Schenkungennnd fortgesetzter freiwilligerBeiträge der Bewohner des genannten Laudeotheiles
gegründet. Ihre Majestät die Königin gcruhteu Allerhöchstselbst deren Protcctorat zu übernehmen uud durch
AllerhöchsteCabiuets - Ordre vom 18. Januar 1844 hatte, sich die Anstalt der Bestätigung ihrer Statuten
dnrch die Gnade Ew. Königlichen Majestät zn erfreuen, wodurch derselben gleichzeitigdie znr Erwerbung
von Grundstückenuud Kapitalien erforderlichenCorporationörcchte,sowie die Vorrechte öffentlicher Uuterrichtö-
nnd Armen-Anstalten überhaupt verliehen worden sind Seit dieser Zeit hat das Institut segensreich gewirkt
uud ciue bedcuteudeAnzahl blinder Kinder für da« Leben ausgebildet.

Die Anstalt kann aber im wahren Interesse der Provinz noch großartiger gefördert nnd zu ciuer uoch
viel lebendigeren Wirksamkeitgesteigert werden, wenn dieselbe in zwei, nach Art uud Leitung gänzlich getrennte
Abtheilungen, die eine für die latholifchennd die andere für die evangelischen Kindern gesondertwird.

Um diesen Zweck zu erreichen, ist zunächst eine uicht ganz unbedeutende Kapitalsnmmc erforderlich.
Die Staude der Provinz glcmbeuhierbei Hülfe leistend ins Mittel treten zn müssen, denu die Sorge für
die Erziehung der blinden Kinder liegt der provinziellen Mitwirkung eben so nahe, wo nicht näher, wie
diejenige der Taubstummem, welche die Staude übernommen haben. Die ganze Angelegenheitist indeß noch
nicht so weit vorbereitet, daß über eine derartige Trennung ein definitiverBeschluß gefaßt wcrdcu tauu, uud
es dürfte daher erforderlichsein, die Bestimmung in dieser Sache im Wesentlichen ans vorbehalte:« Even¬
tualitäten zu gründen.

Unter diesen Umständen haben die Stände der Provinz hinsichtlich der Elisabeth-Stiftnng für Vlinden-
Untcrricht folgende Entschließnngcngefaßt, für welche dieselben sich hiermit die hochgcwogcutlichc Guthcißung
und Gcnchmignng Ew. Königlichen Majestät zn erbitten erlauben:

Es sind von den Ständen vier Eommissioncn in den Personen der Abgeordneten von Ehncrn,
Noeggcrath, Frhrn. vou Nigal nnd Frhru. von Leytam gewählt worden, welche Namens der
Stände mit dem Enratorinm der Anstalt nnd den Behörden die Verhandlungen wegen Trennung derselben
in zwei eonfcssionclle Anstalten, eine katholische uud eine evangelische,führen sollen.

^ür den Fall, daß eine derartige Trennung vou Ew. Königlichen Majestät genehmigt werden möchte,
wird zur Herstellung der zweiten Anstalt eine Summe vou 10,000 Thlu. zur Disposition gestellt. Diese
Summe soll aus den den Ständeil zur Verfügung stehenden Zins-Überschüssen der Provinziell-Hülfstafse
bis zum Jahre 1856 einschließlich cutuommcn werdcu.

Damit aber die Austalt durch Mangel au Fonds in ihrem seitherigen Fortbestande während der Zeit
uicht gefährdet werde, welche zur Effcetuiruug des vorgenannten Erfordernisses nöthig ist, so soll die Elisa¬
beth-Stiftung eiuc jährliche Beihülfe für die beiden Jahre 1857 und 1858 von 800 Thlrn. ebenfalls aus
den vorbczcichncteu Ziusen-Ueberschüsfenerhalten.

Die gedachten Commissaricnhaben dem nächstenLandtage über die Ausführung jener Reorganisation
der Blinden-Anstalten Bericht zu erstatten und etwaige Vorschlägedarüber zu macheu, ob uud eventnell auf
welche Weise dieselben zn eigentlichenProvinzial-Anstalten zn erheben sind.

In allerticfster Ehrfurcht ersterbeu :c.
Düsseldorf, dcu 24. Octobcr 1856.
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Mcrdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
HÄergniidigsterKönig und Herr!

5) Regulliungdes Ein- ^ner Majestät trengchorsamstc, zum zwölften Provinzial - Landtag versammeltenStände der
qumtierungswesens. Nhcinprovinz sind abermals Beschwerdenmehrerer Gemeinden im Kreise Mülhcim am Rhein,

bei Eoblcnz und bei Wesel zugekommen, welche wegen Ncbcrbürduug durch alljährlich wicdcrtchrcudcEin¬
quartierung der zu deu regelmäßigen Ucbnngcn znsanuucugezogencnTruppen veranlaßt sind.

Nach reiflicher Erwägung der einzelnen Beschwerde-Gründe nud der obwaltenden Umständesind treu-
gehorsamsteStaude zu der Ncberzcuguuggelaugt, daß diese Bedrückungeu iu den bezeichneten Gemeinden
noch immer fortbestehen.

Auf Grund der Allerhöchsten Ncstimmungcu in den AllcrguädigstenLandtags-Abschieden vom 7. No¬
vember 1841 und vom 30. December 1843 erlauben sich trcngehorsamstcStände, Euer Majestät die allcr-
uuterthänigstc Bitte vorzutrageu, daß Euer Majestät gcrnhen wollen, den Land-Gemeinden bei Wehn,
Eoblcnz uud Wesel, welche durch die alljährlich regelmäßig zu tragende Einquartierung und Verpflegung der
Ncbuugömauuschafteuhart bedrückt wcrdcu, die verheißene Erleichterung Allerguädigst zu gcwäbrcu; insbe¬
sondere aber den Militär-Verwaltungen zu befehlen, die Verpflegung der bei den regelmäßigen jährlichen
Ncbnngen lantonnircnden Trnppen dnrch eigene Fürsorge zli bewirten oder dcsbalb mit den bequartierten
Gemeinden dnrch freiwillige Ucbercinkunftein befriedigendesAbtommcn zn treffen.

Wir ersterbeu iu tiefster Ehrfurcht:e.
Düsseldorf, den 25. Octobcr 1856.

Merdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Fllergniidigster König und Herr!

6) Ernennung eines stän- 3)nrch Verfügung Euer Majestät Münsters für Handel :e., <l «I. 18. Angust 1854, ist auge-
dischen Deputatenfür die ordnet worden, daß ein von dem WestphälifchcnProuinzial-Landtag ernannter Deputirtcr für
Ruhr-Angelegenheiten. ^ Nnhr-Angelegenheiten zn den Haupt-Strom-Bcfahruugcn eingeladen werde. Dem Rhei¬

nischenProvinzial-Landtage ist jedoch eine gleiche Ncfugniß uicht beigelegtwordcu.
Die Nheiuproviuz hat bei der Rnhrschiffahrt, beziehungsweiseder Rnhrschiffahrtstassc,ein noch größeres

Iutcrcssc als die Provinz Wcstphalcn. Der fiuauzicllc Theil jcucr Kasse wird von dem Provinzial-Steuer-
Dircctor zu Köln, der technischevon derKönigl. Regicrnng zu Düsseldorf verwaltet. Nach einer offiziellen
Nachweise über die im Jahre 1855 bei den Nnhrschlcnscndnrchgcgangcncn Schiffe beträgt die Zahl der gcschlcu-
sctcn Schiffe in der Provinz Wcstphalcn 9004, in dcr Nhcinprouinz 57,262, woraus zur Evidcuzhervorgeht,
daß das Interesse dcr Rhciuprovinz au der Ruhrschiffahrtdem der benachbartenProviuz weit überwiegendist.

Damit die Vertretung des Interesses unserer Provinz dem der Provinz Wcstphalcn gleichgestellt werde,
erlanbcn sich die znm zwölften RheinischenProvinzial-Landtage versammelten trcugchorsamstcnStände die
ehrfurchtsvolleBitte, daß es Euer KöniglichenMajestät gefalle, Allergnädigst zu befehle«:

„daß dem RheinischenProvinzial-Landtagc das Recht beigelegtwerde, in gleicher Weise und mit
denselben Rechten,die dem Westphälischen Landtage beigelegt siud, eiueu Dcputirtcn für die Nuhr-
Angelcgcnhcitcnzn crncnuen, dcr zu den Hanpt-Strom-Vefahrnngen ciuzuladcirist."

Iu dcr Zuversicht, daß es Euer KöniglichenMajestät gefallen werde, dcr ehrfurchtsvollenBitte der
treugchorsamsteuStände Folge zu geben, haben dieselben bereits in evonwm einen Depntinen ernannt, und
zwar den Abgeordnetenvon Elbcrfeld, E. von dcr Heydt.

In tiefster Ehrfnrcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 25. Octobcr 1856.
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Allerdnlchlnnchtigstel, GroßmiichtigsterKönig!
Allergniidigstrr König nnd Herr!

^3ner Königlichen Majestät erlauben sich die trcngchorsmnstcnStände der ^thcinprovinz aller- 7) Irren-Heil-Anstalt
unterthäuigst zu folgender Vorstcllnng zn nahen. ö« Si^burg.

Der Königliche Gcheimerath vr. Jacob i, welcherseit einer langen Reihe von Jahren als Dirigent
der Irren-Heil-Anstalt zu Siegbnrg vorsteht, ist nunmehr nicht allein zu dem hohen Alter von 83 Jahren
gelangt, sondern auch körperlichsehr leidend. Es möchte daher die Zeit herangekommensein, daß es nicht
allein im Interesse der Anstalt, sondern anch in jenem des Geheimeraths Nr. Iaeobi selbst liege, daß ihm
die doppelte Last seiner Amtssührnng erleichtert nnd er von der beschwerlichen Führnng der Qctonomie-
Oberaufsicht entbunden werden möge.

ES sind daher die trengchorsamstcnStande nach sorgfältiger wohlerwogenerBerathung zu der Bcschlnß-
nahmc gekommen, die allcrunterthänigste Bitte an den Königlichen Thron zn bringen, daß Euer Majestät
Allcrguädigst gernheu wollen, dem Geheimen- und Obcr-Mcdicinalrathe U,. Iaeobi die sür ihn erbetene
Erlcichternng in der Vcrwaltnng seines schwierigenAmtes zn gewäbrcn nnd zu gestatten, daß ihm für die
Leitnng der Ockonomic- Verwaltung der Anstalt ein verantwortlicher geeigneter Dirigent znr Seite
gestellt werde.

Wir ersterben «.
Düsseldorf, den 26. Oktober 1856.

Merdnrchlauchtigster, Groümiichtigster König!
Illergniidigstcr König nnd Herr!

Gncr Königlichen Majestät erlanbcn sich die trcngehorsamstcnStände der Nhcinprovinz hin- ^ ^""^^",^"^
sichtlicheiner Borschrift über den Bildungsgang der Zöglinge für die Ban- nnd Bcrgfächcr ""d )»,'««> mgcr,)«°n.
Folgendes ganz nntcrthänigst vorzustellen.

Die Real- uud höheren Bürgerschule!: der Nhcinprovinz crfrcncu sich cincs hohen Gradco der Voll¬
kommenheitund diesem entsprechend war es anch den Jünglingen, welche ans solchen Anstalten das Zeugniß
der Reife erhalten hatten, eben fo gestattet, sich für den Dienst der technischen Fächer, namentlich dcs Post-,
Forst-, Berg- nnd Banfachcö heranbilden zn dürfen, wie denjenigen jnngen Genien, wclchc cin Gymnasium
absolvirt hatten. Ncncrlichc Verordnungen haben indeß diese Bestimmuugcu für das Bau- uud Bcrgfach
dahin abgeändert, daß nur das Gymnasial-Gntlasfnngs-Zcuguiß jene Oualification für dic genannten Fächer
ertheilt, ,e«p. dic Vanzöglingc nnr mit diesem Zeugnisse die Vau-Acadcmic besuchen dürfen; für das
Baufach allein ist nachgelassenworden, daß dic Wirksamkeit jener nencn Bestimmungen erst mit Michaelis
1858 eintrete.

Das Curatorinm der Realschule zu Düsseldorf bal bei nus diesen Gegenstand angeregt, da grade bei
dieser Anstalt viele Zöglinge für das Banfach vorgebildet worden sind, weil sich in dieser Stadt neben der
Nealschnleauch dic Maler-Acadeinic befindet, wclchc zum architcttouifchcnZcichucn vorzüglichcGelegenheit
darbietet. Alle Real- und höheren Bürgerschulen der Proviu; sind aber uicht miudcr empfindlich vou jcncn
Bcstunmnngcn betroffen.

Es dürfte crfahrnngsmäßig sein, daß in vollständigenRcal- nnd höhcrcn Vürgcrschnlcn eine Bildung
erlangt werden kann, welche mehr für die realen Zwecke jener technischen Fächer sich eignet, als diejenigen,
welche die Gymnasien geben tonnen, dabei werden ans jenen Schnleu auch dic philologischen ^tndicn, nament-

6
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lich die lateinischeSprache, cultivirt, und wenn vielleicht nicht überall bis zu derjenigen Höbe, welche auf
den Gymnasien zu erreichenist, aber doch gewiß so weit, als irgend ein technisches Fach verlangt.

Diese Erwngnngcn nnd die besondere Rücksicht auf die in der heutigen Zeit in unserer Provinz so hoch
gestiegeneIndustrie, welche unmittelbar bei jenem Gegenstände sehr intcrcssirt ist, führen uns dahin, Ener
Königlichen Majestät hierdurch die allcrnntcrthänigstc Bitte vorznlcgen, Allergnädigst veranlassen zu wollen,
daß die in jener Beziehung bestandene gleiche Berechtigung der Neal- nnd höheren Bürgerschulen mit den
Gymnasien ohne Beschränkungauf eine nahe liegende Zcitfrist wieder hergestellt werden möge, wenigstens
daß das Prädicat „Gnt" in den Zeugnissen der Ncifc jener Schnlen den Jünglingen, welche daraus her¬
vorgehen, wieder die Befugnis; ertbeilc, zu der höheren,Ausbildung für das Van- und Bcrgfach zngelasscn
zu wcrdcu, »-«»p. die Vau-Acadcmic besuchen zu dürfen.

Wir ersterben?c.
Düsseldorf, den 27. October 1856.

Ällerdurchlnuchtigster, Gro»MächtigsterKönig!
Merguiidigster König und Herr!

9) Erlaß eines besondern Die Eingesessenendes aus den Kreisen Coblenz rechter Nheinscitc, Ncuwied, Altenkirchenund
Gerichtskostentarifsfür den Wetzlar bestehenden Bezirks des KöniglichenJustiz-Senats zu Ghreubrcitstciu leiden unter dem
^WrenbreitNew' ^""^ ^""^ von Gerichtstosten für Handlnngen der streitigen Gerichtsbarkeit, welcher den Wohlstand

derselbenbei der in diesem kleinen Theile der Monarchie waltenden exceptionellenGerichtsver¬
fassung zu uutcrgrabcn droht.

Mehrere Gemeinde,: dieses Bezirks habcu Petitionen eingereicht,worin sie es geradczn aussprechcn,daß
sie der Vcrarmuug entgcgengcführtwürdeu, wenn diese Zustände noch länger fortdauerten.

Aus attcumäßigeu Zusammenstellungengeht hervor, daß die nach dem Tarif von: 10. Mai 1851 zur
Erhebung gekommenen direkten Gerichtstosten eine so enorme Höhe erreicht haben, daß sie die Hälfte der
gefammtcndirekten Staatsstcucrn (Grund-, Einkommen-, Klaffen- und Gewerbesteuerucchezu erreichen, ja
sogar in dem Bezirke des KöniglichenKreisgcrichts zu Altcntirchcn übersteigen.

Eure Königliche Majestät bitten wir daher allerunterhänigst, Allcrgnädigst befehlen zn wollen: daß
die betreffendenBehörden angewiesenwerden, über die Höhe der Gcrichtskostenin streitigen Angelegenheiten
in den nnter verschiedener Gesetzgebungstehenden Theilen der Monarchie vergleichende Uebersichteneinzu¬
reichen, uud wenn es sich daraus bestätigt, daß die Eingesessene!: des Bezirks des Königl. Justiz-Senats
zu Ehreubreitstein uuter ihrer eigenthümlichenRechtsstellung durch die Auwcnouug des Gerichtskosteu-Tarifs
vom 10. Mai 1851 gegen die übrigen Staatsangehörigen übermäßig bedrückt und in ihrem Wohlstand
bedroht sind, für diesen Bezirk im Wege der Gesetzgebungeinen besonderenGerichtskosten-Tarif Allcr¬
gnädigst zn erlassen.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, den 27. October 1856.

Merdurchllmchtigster,Grosmiichtigster König!
MergniidigsterKönig und Herr!

t0) Erlaß eines Gesetzes, Die erheblichenVortheile, welche die Zusammenlegung der Grundstücke, verbuuden mit ange¬
bet», die Feld-Ressulirung. messenen Melorationcn und zweckmäßiger Feldrcgnlirung den Grnndbesitzernin den consolidirten
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Gemeinden des Hcrzogthnms Nassan gebracht haben, waren die nächste Veranlassung, daß das Verlangen
nach einer ähnlichen VerbesserungmißlicherAgrarznständcsich zunächst in einigen Gemeindendes Rcgiernngö-
Vezirts Coblcnz gezeigt hat, und Anträge gestellt worden sind, welche diese Wünsche ausfprechcu. Es tonnte
denselbenkeine Folge gegeben werden, weil dazn die gesetzlicheBefugnis; fehlt.

Euer Majestät trcngehorsamstcStände haben diese Thatsachen pflichtfchnldigstin Erwägung gezogen;
sie sind zu der Ueberzeugung gelangt, daß in einem gerechtenFordcrnngcn entsprechenden Eonsolidations-
oder Vertoppclnngs - Gcsttzc das einzige Corrcetiv einer allzngroßcn Zersplitterung des Bodens liege, nnd
wenn auf der einen Seite wohl erwogen worden ist, daß nicht allenthalben in der Rheinprovinz Zustände
der gcdachteu Art vorhanden sind, so lag ans der andern Seite auch kein Bedeuten vor, den Grnndbcsitzern
derjenigen Gemeinden, welche in einer stark überwiegendenMajorität mit Rücksichtans Kopfzahl, Fläche
nnd Stcnerqnantum, nach freiem Ermessen die fraglicheUmgestaltung ihrer Gcmeindeflnr beschließen, mit
Genehmigung der Staatsbehörde die Ausführbarkeit dieses Beschlusseszn ermöglichen, ohne daß andere Ge¬
meinden, welche ein solches Bedürfniß znr Zeit nicht anertenncn, dadnrch berührt werden.

Von diesemGcsichtspnnttc ausgehend, bringen die treuen Stände in aller Ehrfurcht die Bitte an die
Stnfen des Thrones:

„daß es Ew. Majestät Allcrgnädigst gefallen wolle, den Entwurf eines Gesetzes sür den Umfang
der Rheinprouinz über die Fcldrcgulirnng, verbunden mit der Hnsammcnlegnngder Grundstücke,
woriu der Heiligkeit des Eigenthums nnd den Forderuugeu des Gemeinwohls eine gleiche Rück¬
sicht zuertauut wird, vorbereiten und den Provinzialstäudeu zur Begutachtung vorlegen zn lasseil."

Wir ersterben :c.
Düsseldorf, den 27. Qetobcr 185«.

Illerdnrchlauchtigsttr, Großmächtigster König!
Mergniidigstrr König und Herr!

Der Bürgermeister nnd Gemcindcrath der Stadt Mülhcim am Rhein haben in dem allernntcr- ii) Nsenbahnbrückcüb«
,thänigst beigefügten Gesnche die Stände der Provinz crsncht, Ew. königlichen Majestät die dcn Nhnn bei Köln,
allernnterthänigste Bitte zn Füßen zn legen, Allcrhöchstdiefclben wollen Allergnädigst zn befehlengcrnhcil:

„daß bei Ausführung des Baues der stehende»Brücke zu Kölu auch den Interessen des Bcrgi-
schcn Landes nnd insbesondereder Stadt Mülhcim in so weit Rechnung getragen werde, als die
Eisenbahn-Rampe des gedachten Brückenkopfesanf Kosten der Brückeubautasseaugclegt werde,
damit der Fuhrwerks- nnd Personen-Vcrtchr sich von der Brücke ans in möglichst gerader Rich¬
tung nach Mülhcim ungehindert und gefahrlos fortbewegen tonne.

Nachdem Ew. Majestät trcngehorsamstcStände der Rhcinprovinz das Gesuch der Stadt Mülheim für
gerechtfertigtnnd dem Vortheile eines gewcrbrcichenLandesgebietescntfprcchcnderachtet haben, wagen die¬
selben es,

Ew Königlichen Majestät die Bitte der Stadt Mülheim znr Allcrgnädigsten Berücksichtigung
untcrthänigst zn empfehlen.

In tiefster Ehrfnrcht ersterben «.
Düsseldorf, den 27. Octobcr !850.

6*



— 44 —

Anlage.

Hohe Stände-Versammlung!

Der gehorsamstunterzeichneteGemcindcrath der Stadt Mülhcim am Rheinc nimmt sich hierdurch die Frei¬
heit, in Betreff der im Ban begriffenen stehendenNhcinbrückc zwischen Köln nnd Dcntz an hohe Stände-
Vcrsamnilnng einige Worte zn richten, nnd hochdiesclbc ehrerbietigst zn bitten, in dieser Angelegenheit die
Interessen des VcrgischenLandes nnd der Stadt Mülhcim hochgencigtcst vertreten zn wollen.

Es wäre dies nicht das erste Mal, daß eine hohe Stände - Vcrsammlnng sich nnscrer durch allerlei
Conjnnctnren in ihrem Wohlstande alterirten Stadt gewogentlichstangenommen hätte, indem der siebente
Prouinzial - Landtag nnsern Antrag ans Herabsetznng derselben ans der zweiten in die dritte Klasse der
Gewerbesteuer bei des Königs Majestät befürwortete, was nns noch jetzt zu innigem Dante verpflichtet,
obschon der Antrag leider nicht den gewünschten Erfolg gehabt hat. Es wnrde damals geltend gemacht,daß
Mülheim, welches früher ein bcdcntendcrHandelsplatz war, dnrch mannigfache Vcvorzngnngen der Stadt
Köln in seinen Verkehrs- Anstanden zurückgegangensei.

Gegenwärtig handelt es sich nnn wieder nm ciites der großartigsten Eommnnicativns- Mittel, welche
die Geschichte kennt, dessen Vortheile aber anch wieder cinseilig ansgebcntet, für uns nnd für den größten
Theil des Kreises Mülheim dagegen, sowie für die weiter rücklicgcndcnGegenden des ganzen Vcrgischen
Landes in ebenso auffallender als nachthciliger Weise geschmälertwerden sollen.

Die Städte Köln nnd Mülheim. liegen einander so nahe, daß ihre Weichbilder sich fast berühren
würden, wenn der Rhciustrom sie nicht trennte. Dabei herrscht ans der rechten Rhcinseite zwischen Mül¬
heim nnd Dcntz in Errichtnng von Wohngcbändcn nnd gewerblichen Anlagen eine Banthatigtcit, welche
voranssichllicherwarten läßt, daß nur noch ein Paar Dcecnnien hinreichenwerden, beide Städte, wie Elbcr-
feld nnd Varmcn, in vollständigen Zusammenhang zu bringen. Ucberhaupt ist der Verkehr Mülhcims und
des weiteren Binnenlandes mit der Stadt Köln voll solcher Bedeutsamkeit, daß er bei'm Entwürfe der Anf-
fahrt znm östlichen Brückenköpfe wohl Berücksichtigungvcrdicnt hätte. Die gänzlicheRücksichtslosigkeit,wo¬
mit in dieser Beziehung jedoch verfahren werden soll, bildet den Gegenstand nnsercr dermaligcn Beschwerde.

Anstatt nämlich die Eisenbahn-Rampe des gedachten Vrückeulopfes in solcherAnsdchnnng anzulegen,
daß der Fuhrwerks- und Personen-Verkehr sich von der Vrücte ans in möglichstgerader Richtung fortbewe¬
gen könne, soll nach den jetzt feststehenden Plänen geradeaus die Schienen-Verbindung hergestellt, die Bahn
für den künftigen Fuhrwerts-Vertehr dagegen ansschließlichin südlicherRichtung dnrch eine in enge Straßen
der Stadt Dentz sich hinziehendeRampe in einem Winkel von weniger als 90 Grad geschaffen werden. Die
Stadt Dentz erlangt dadurch freilich deu großen Vortheil, daß alle Passanten der Brücke anch durch jene
Stadt gehen müssen und daselbst mehr oder weniger znm Gelducrzehr veranlaßt werden; für Mülheim und
weiteres Binnenland aber bleibt der nnbercchcnbarcNachtheil, daß wir genöthigt sind, die nns so nahe
liegende Brücke erst ans einem Umwege von mehreren hnndert Rnthen, dnrch die engen Thore und Fcstungs-
wertc der Stadt Dcutz zu erreichen, wo man gewöhnlichin ein solches Gedränge von Fnhrwerl gcräth, daß
es schwer hält, sich demselben nilbeschädigtzu entwinden.

Damit nns die erwünschtedirekte Verbindung mit der Brücke nicht entgehe, haben wir dnrch Vermit¬
telung des Herrn Landraths bei dem KöniglichenEisenbahn-Eommissariate sowohl, als demnächst bei der
Königlichen Regierung zn Köln die geeigneten Schritte versucht, und nns erboten, des Endes eine Quer-
Chaussce von der Dentz-Mülhcimer Straße direkt znr Brücke ans unsere Kosten zu bauen.

Von Seiten des Eommissariats wurde erwiedert, daß eine Erbrciternng der Eisenbahn-Rampe zur
Benutzung für den gewöhnlichenFuhrwerks-Vertchr nnstalthaft erscheine, die Anlage einer besonderenRampe



— 45 —

in der Richtung nach Mülheim aber, abgesehenvon fortifitatorischen Schwierigkeiten, 40 — 50,000 Thaler
tosten würde, welche eveutualitcr von der dies beantragenden Stadt Mülhcim getragen werden müßten; daß
indeß an der Dcuhcr Kavallerie-Kaserne eine von der südlichenRampe sich rückwärts windende Nilsfahrt
nnter der Eifenbahn-Rampe nach dem Fcstuugsthorc geführt werden solle. — Diese in ganz spitzem Wiutcl
sich rückwärts windende, gleichfalls mit einem enormen UmwegeverknüpfteAusfahrt mnß aber, was solchcm-
nach auch der KöniglichenRegierung vorgestellt wurde, nothwendig vielfache lluglücksfällc herbeiführen, uud
was endlich die auf die erforderlicheuördliche Rampe zn verwendenden40 — 50,000 Thaler betrifft, so kann
deren Aufbriuguug der Stadt Mülhcim bei ihrer fich ohnehin stets mehrenden Schuldenlast um so weniger
zugcmuthct werden, als jene nördliche Rampe ja auch ciucu cbcuso uothwcudigcu Bestaudthcil der Brücke
als die südliche darstellt.

Die Köuigliche Negierung hat inzwischen kurzwcgentschieden, daß es der Eisenbahn-Gesellschaftnicht
zngcmuthct werden tonne, die fragliche nördliche Rampe ans ihre Kosten zu baucu, — eine Eutscheiduug,
welche kaum anders zn erwarten war, da bekanntlichdao Eisenbahn-Eomunssariat sich mit dem Rcgicrnugs-
Prasidio identificirt.

Das geringe Interesse aber, welches sich hiernach neben den Eisenbahn-Interessen für den allgemeinen
Landcöucrtchr bethätigt, ist für nns — mit dem gelindestenAnsdruckefei es gefagt — schwer zu begreifen.
Wie wir fchou mehrfach anzudeutcu uuo gestatteten, ist nicht allein Mülhcim, sondern ein weit bcdcntcndercr
Gebiets-Compler bei der Sache bcthciligt, indem selbst nach der Ausführnng der projektirlcn Eisenbahn
dnrch das untere Wuppcrthal die gewerbreichcuStädte des obereu Wuppcrthales, LenneP, Hückcswagcn,
Nemschcid,Wippcrfürth :c. :c., sowie die Vcwohuer der Aggcrstraße, rücksichtlich ihrcr Eommnnication mit
dem scheine, ,o8p. Köln, ans die vorhaudcneu Chaussccubcschräutt blcibcn. — Ein Haupt-Motiv für die
Erbauuug dcr stehendenilcheinbrückcwar übrigens die Vermeidung des großen Zeitverlustes, den der Ver¬
kehr dnrch das hänfige Ausfahren der Schiffbrückeerleidet; jetzt aber will man, lediglichden Eifenbahn-In-
teresfcn Rechnung tragend, dem Landvcrkehr noch größere Belästigungen anfcrlcgcn, und das bei einem
Bauwerke, welches auf die fcrustc Zutunft berechuctist! —

Unter Vorleguug ciucr ^t,artc der gauzcu Situation wiederholen wir daher die Eingangs ausgedrückte
ehrerbietige Bitte, daß es Eiucr hohcu Stände-Versammlung gefallen wolle, hier für die Interessen des
Bergischcu Landes uud insbesondere dcr Stadt Mülheim kräftigst einzustehen,damit die Fahrbahu für Fuhr¬
werk und Fußgänger in direkter Vcrläugcruug der Brücke, «veutuulitei- aber die Anlage der erforderliche«
nördlichen Rampe anf Kosten der Brüctcn-Ban-Kasfc, Höchstenoder Allerhöchsten Ortes nachträglich auge-
orduct werden möge.

Mülheim, den 16. October 1856.

Der Bürgermeister uud Gemeinderath der Stadt Mülheim a/Rhein.

Merdurchlanchtigster, Grojwiichtigster König!
Hllergnädigstrrüömg und Herr!

Seit dem >hrc 1841 find die vier Gemeinden Kirchbcrg, Clüdcnbach,Cappel nud Löffclschcid 12) Gemeinde-Chausseen

bemüht gewesen, dnrch die Erbannng einer Straße vou der Kirchbcrg durchschueideudcu Staats- "°"/^^rachLö^
straße aus nach der Stadt Hell einem sehr gefühlten Bcdürfnisfe abzuhelfen. Eucrc Majestät "^^^",ch "
habeu mittels Allerhöchster Cabinets - Ordre vom 1?. März 1852 geruht, diese Straße zur
Prämienstraßc zu crhebcu und dersclbcilcinc Prämie oon 3000 Thlr. ,»<> Meile zu bewilligen. Hierdurch
ist es deu gcuaunten Gemeinden nun geluugcu, die Straße, welche bei Löffclschcid iu die Gödenroth-Zcller
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Vezirtsstraßc einmündet, zu vollenden. Die Ausführung derselben hat aber auch die Mittel der Gemeinde,
für welche dieselbe durch ihre Bedcntnng für deu Verkehr zwischeuder Mosel und dem Hnndsrücken eine
besondere Wichtigkeit besitzt, erschöpft. Eurer Majestät treugchorsamste Stände crlaubeu sich daher, die
allerunterthänigstc Bitte an den Stufen des Thrones nicderznlcgcn:

Allerhöchstdieselben wollen geruhen, zu befehlen, daß die genannte Straße, sobald ihr chaussee¬
mäßiger Ausbau von den Behörden anerkannt sein wird, ans den Bezirksstraßen-Baufonds über¬
nommen werde.

Wir ersterben «.
Düsseldorf, den 27. October 1856.

Hllerdurchllmchtigster, GrollMlichtigjtrr König!
Mergniidigster König und Herr!

13) Prämien-Straß«von Dnrch einen Abgeordnetender Städte ist den znm zwölften Rheinischen Landtage versammelten
Eupen nach Malmedy. treugchorsamstenStänden eine Petition eingereichtworden, welche dahin geht:

Die Uebernahme der Prämicnstraßc von Malmedy nach Enpcn in die Reihe der Staatsstraßen
bei (wer Majestät allernnterthänigst zn erbitten.

Schon nnter der Fremdherrschaftwurde das Bedürfniß nnd die Nützlichkeiteiner direkten Verbindung
zwischen den Städten Malmedy und Enpcn über das hohe Vccn anerkannt, nnd im Jahre 1808 anch der
Ban einer Chaussee in dieser Nichtnng beschlossen, die Ansführnng desselben aber dnrch die bewegtenkriege¬
rischen Zeiten ausgesetzt. Lange Zeit wnrdc jedoch dieser Straßcnban rücksichtlich des Kostcnpnnktcs für
unansführbar gehalten, nnd nur der bcsoudcrcnAufmerksamkeit nnd Fürsorge, welche Euer Majestät Behör¬
den znr Hebnng der materiellen Wohlfahrt der Bewohner der nnwirthsamcn und ödesten Landschaftzwischen
Maas nnd Rhein, der Eifclgegcnd,zn Theil werden lassen, ist es zn verdanken, daß mit Beihülfe ent¬
sprechenderStaatsprämicn in den Jahren 1853 und 1854 unter Leitung eines KöniglichenWegcbanmcistcrs
diese schwierigste Vccnstraßc, welche eine Länge von 4,225 Nnthcn hat, knnstmäsiigausgebaut wurde — und
hat gleichfalls das BelgischeGouvernement den ans dortigem Gebiete gelegenen nnd 3,300 Nnthcn langen
Theil dieser Straßen-Verbindung im Jahre 1854 mit frcnndnachbarlichcrBereitwilligkeit als Staatsstraße
hergestellt. Hierdurch ist nuu auch deu Anordnungen, welche in den: zwischen des HochscligcnKönigs Ma¬
jestät nnd dem Könige der Niederlande am 26. Iuui 1816 zu Aachen abgeschlossenen Grcnzvertragc in dein
Artikel 13 enthalten sind und wie folgt lantcn:

„Die Straße von Enpcn nach Malmedy soll den Preußischen Unlerthancn beständig frei nnd
„offen bleiben nnd Transporte jeder Art, die dnrch die Straße gehen, können keiner Zollabgabe
„unterworfen werden; diese Zollfrcihcit foll indessendie Erhcbnng eines Chanssccgeldcs nicht ans¬
chließen, das etwa blos znm Ban und zur Unterhaltung der Straße eingeführt werden tonnte,"

was die Beförderung des freien Verkehrs zwischenden beiden Städten Eupen und Malmedy sichern sollte,
dnrch Herstellung dieser Straße entsprochen worden.

Dieselbe vermittelt uuu eine direkte Verbinduug zwifcheu Aachen und Lnrcmbnrg dnrch die bei
Malmedy erfolgendeEinmündnng in die von dort nach Lnrcmbnrg führende Straße und ist diese Vcvbiuduug
iu strategischerHiusicht wegen der hierdurch ermöglichtenrascheren Beförderung von Truppen höchst wichtig;
sie ist ferucr als Haudclsstraßc vou großem Bclaugc, indem sie den Transport der sich jährlich ans mehrere
Millionen Pfund belaufende Produkte der Malmcdycr Papier- uud Sohllcdcr-Fabriken nach Herbesthal zur
Eisenbahn, nnd ebenso das Beziehen der für diefe Fabriken nöthigen Urstoffc, fowic des Bedarfs an Colo-
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nial- und Manufaetur-Waarcu von dort her ermöglicht, und endlich noch die Einrichtung einer Königlichen
Fahrpost auf dieser früher taum im hohen Sommer trockenen FußeS zu passircndcn Schneercgion gestattet hat.

In Berücksichtigungdes Umstaudes nuu, daß diese Wcgestrcckc schou auf dem Wiener Congrcsscrück¬
sichtlich der Zollvcrhältnissc als eine neutrale Straße stipulirt worden ist, uud sie vorzugsweise dazu dient,
eine Verbindung des Inlandes mit dein angrenzendenBelgien und iu weiterer Richtung mit dem Groß-
herzogthum Luxemburg herbeizuführen, dürfte solche, ihrer Bestimmung nach, offenbar in die Kategorie der
Staatsstraßen gehören.

Die treugehorsamstenStaude sehcu sich daher veranlaßt, Eine Majestät eben so dringend als nntcr-
thänigst zu bitten, Allergnädigst befehlen zn wollen:

daß die Malmcdy - Enpcncr Straße iu die Klasse der Staatsstraßen anfgcnommenwerde.
Wir ersterben :c.

Düsseldorf, den 22. Octobcr 1856.

Fllerdurchlauchtigster, Großmachtigster König!
Mergniidigster König n»d Herr!

Den zum zwölften RheinischenProvinzial-Landtage versammelten trcngehorsamsten Ständen 14) Nittbmg-Cchternachn
wurde vou ciuem Abgeordneten der Antrag gestellt: Die Commnnal-Chansscevon Nittburg uach Vommunalstraße.
Echternachuach ihrem gäuzlichen uud lunstmäßigeil Ausbaue auf dcu Bezirksstraßen-Banfondszu übernehmen.

Von Bittbnrg nach Echternachführt ein 2 '/^ Meilen lauger Communicationswegerster Klasse, welcher
die Aacheucr Staatsstraße mit der zweiten größten Stadt des Herzogthums Luxemburg, mit Echteruach,ver-
biudet. KölnglicheRegicrnng hat die Wichtigkeitdieser Straße erkannt, so daß sie den mittellosenGemeinden
zum Ausban des damaligen.Eommunalweges bedeutende baare Unterstützungen gewährte: die Großherzog¬
liche Regierung vou Luxemburg hat sogar bei Auschlnß an den Zoll-Verein den vollständigenAusbau des
Weges zur Bedingung gemacht. Feruer ist diese Straße in strategischerBeziehung von großen: intcrnatio-
nalcm Interesse, indem sie die directcsteVerbindung von Köln-Prüm, Bittbnrg, Echternachnach Luxem¬
burg als Heeresstraßc herstellt.

Da uun der Bczirtsstraßcn-Banfondö des Regierungsbezirks Trier in einer ziemlich vortheilhaften
fincmzielleu Lage ist, so erlanben sich treugchorsamsteStände, bei Euer Königlichen Majestät ehrerbietigst
zu bitten: die Aufnahme der Bittburg - EchternachcrCommuualstraße in die Reihe der Bezirksstraßen Aller¬
gnädigst befehlen zu wollen.

Wir ersterben :c.
Düsseldorf, den 24. October 1856.

Merdurchlauchtigster, GrosnniichtigsterKönig!
Mergniidigster König nnd Herr!

^3en trengchorsamstciiStänden des zwölften RheinischenLandtages ist von einem Abgeordneten 15) Uebernahme der Cal-
aus ihrer Mitte der Autrag gestellt worden: car-Goch-Grünewal-Cranm-

Euer Majestät um Aufnahme der Calcar-Goch-Craneuburger Prämienstraße in die b»rg°rStraße auf vm rechts-
Neihe der Vezirtsstraßen allerunterthänigst zn bitten. ^""' «czirlsstraßen-F°nds.

Schon der achte RheinischeLandtag sah sich veranlaßt, an Allcrhöchstoicselben die ehrfurchtsvolleBitte
zu richten, daß die 1'/, Meile lange Straße zwischen Goch uud Calcar, im Kreise Eleve, welche die Stadt
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Goch — unweit der HolländischenGrenze — einen der bedeutendstenFrnchtmärttc am Riederrhcin, auf der
Crcfcld - Clever Vezirtsstraße, mit der Stadt Calcar uud dem unweit bei dieser gelegenen Ladeplatze am
Nhcin, verbindet, in die Reihe der Bezirlsstraßcn aufgcnonuncn werden möge.

In dem AllerhöchstenLandtags-Abschiedcvom 27. December 1845 wurde nnn anch diese Genehmigung
zngesichert, sobald der Ansbau der Straße gesichert sei.

Der Ausbau dieses Straßenznges ist nach den für die Bczirtsstraßcn bestehendenVorschriften nicht
allein vollständig bewirkt, sondern auch iu gleicher Weise die Strecke von Goch nach Crancnbnrg in einer
Länge von 2'/.. Meile ansgcbanct worden.

Dnrch den hierdnrch herbeigeführten weiteren Verkehr hat die Straße noch eine größere Wichtigkeit
erhalten; sie verbindet Rhein und Maas dadnrch, daß von HolländischerSeite eine chaussirte Straße von
Gcnnep an der Maas bis nach Grüncwald hergestelltwnrdc, nnd findet hierin ihre ebenso vollständigeals
selbstständigcMotivirnng.

Die Mittel znr künftigen Unterhaltung dieses im Ganzen 8L12 Ruthen langen Straßenznges bietet
der günstig gestellte Bczirtsstraßcn - Fonds des linksrheinischenThcilcs des Regierungsbezirks Düsseldorf in
ansrcichcndcmMaaße dar, und erlauben sich deshalb die trcngchorsamstcnStände, an Cnrc Majestät die
untcrthänigstc Bitte zn richten:,

Allcrgnädigst befehlenzn wollen:
daß die Straße von Calcar über Goch, Grünewald nach Crancnbnrg in die Ncihe dcr Bczirts¬
straßcn des Ncgicrnngsbczirtcs Düsseldorf aufgenommenwerde.

Wir ersterben :c.
Düsseldorf, den 24. Octobcr 1856.

Ällerdnrchlanchtigster, Großmächtigster König!
Hllergundigstrr König und Herr!

iß) Chaussee von Mül° ^cr Herr (^raf von Fürstc,ibcrg - Stammheim bat in den fahren 1838 bis 1841 dic
heim a. Rh. nach Bergisch-Straße von Mülhcün a. Rh. nach Gladbach nach dein Berichte der königlichen R'egiernng zn
^dbach. Köln in einer Länge von 2710 Ruthen ans seine alleinigen Kosten, nnd nnr zum Beste,: der

betreffendenarmen Gcmcindcn znr Förderung und Crlcichternng des Verkehrs, ohne alles Interesse für sich
nnsgcbant, da ihm nnr die Chauffecgcld-Crhcbung zn <^nte kommt.

Dic Freqncuz ans dicscr Straße hat sich abcr durch dic inzwischenbei Gladbach entstandenenindu¬
striellen Ctablissemcntsnnd den Ausbau dcr nnumchr znr Bczirtöstraßc erhobenen Madbach ^ Wipperfürthcr
Straße i,i solchcm Gradc gcstcigcrt, daß oas dilrch nnnistcriellcö Rcscnpt vom 6. Iannar 1845 vorgeschrie¬
bene Material für uormalmäßige Instandsetzung der Fahrbahn nicht mehr genügt, weshalb die Königliche
Rcgieruug zu .^ölu dem Herril Grafen mehrfachdic Anwendung von Vasalt statt dcs vorgcschricbencn Kieses
empfohlenhat, da letzterer nicht dic erforderlicheWiderstandsfähigkeit besitzt, nnd dnrch die Verwendung
dieses Materials ein anhaltender schlechter Znstand dcr Straßc herbcigcführt sei uud oft zn Monitcn Veran-
lassnng gegebenhabe. Die hierdurch veranlaßten häufigen Crinncrnngcn haben deu Herrn Grafen bestimmt,
nnterM 31. Angnst o. die Abtretung dicscr Straße in ihren: jetzigenZustande ohne alle Cntschädignng,also
mit Anfopfcrung dcs ganzen, sich i»°I. dcr Zinsen auf «iro» 5l»,000 Thlr. belaufenden Anlage - Kapitals
zn offerircn.

Die Köuigl. ^»cegicrung zn Köln hat nntcrm 12. September den Antrag gestellt, daß dic zum zwölften
RheinischenProvinzial - Landtage versammelten trcngehorsamstcnStände die Gcnclnnigung ertheilen möchten,
damit diese Straßc, nachdem solche von dem Herrn Grafen vorher nach dcn Bedingnngen dcs revidirten
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Bczirköstraßcn- Regulativs vom 17. September 1855 in einen gutcu fahrbaren Znstand gesetzt sei, zur Auf¬
nahme auf den Bezirksstraßen-Fonds vorgeschlagen werde.

Obgleich nun der Herr Graf unbedenklich verpflichtetist, diese Straße dauernd zu unterhalten, sie also
bei Uebernahme auf den Bezirtsstraßen-Fonds auch vorher iu völlig normalen Zustand setzen zn lassen, so
scheint es unbillig, bei den jetzt ganz und gar veränderten nnd auf's Höchste gesteigertenVerkehrs-Verhält¬
nissen dem Herrn Grafen, welcher für das Gemeindewohlso große Opfer gebracht nnd bereit ist, das ganze
Anlage-Kapital zu verlieren, auch uoch zuzumuthcn, eine Herstellung vorzunehmen,welche nach gewordenen
Mittheilungen wegen des schlechten Ackcrgrnndcs uud früherer mangelhafter Bauausführung in ihrem Re¬
sultat sehr zweifelhaft, oder gut ausgeführt sehr kostspielig sein würde, und ebenso bedenklichmuß es erscheinen,
eine ans die gewöhnlicheWeise durch Aufbringen von Kies hergestellteStraße, die bisher jeden Augenblick
durch das so häufig sich bewegendeschwere Fuhrwerk dnrchgcfahrcnwar, auf den Bezirtsstraßen-Fonds zn
übernehmen, wenn nicht vorher eine den jetzigenVerkchrs-Verhältnissenentsprechende Hcrstcllnng erfolgt ist.

Die Straße ist hinsichtlichdes Verkehrs eine der bcdcntmdstcn des ganzen RegicrnngSbczirksKöln,
und ist eine Aufnahme auf den Bezirtostraften-Fonds deshalb hauptsächlich,weil sie dadnrch nnter der nnmit-
tclbarcn Anfsichtder KöniglichenNanbcamten steht, für den öffentlichenVerkehr, nnd wegen der einheitlichen
Verwaltung der ganzen Straße dringend wünschcnowerth.

Um nun die hier herrschenden ganz abnormen Verhältnisse zn beseitigen und einen geordneten nnd
ungestörten Verkehr zu sicheru, erlauben sich Ew. Majestät trcngchorsamstcStände, mit der allcrnnterthä-
nigsten Bitte zn nahen: Ew. Majestät wollen Allergnädigst befehlen, daß:

1) wenn der Herr Graf Fürstenberg das bercitlicgendcMaterial (Kicö nnd Vasalt) der König¬
lichen Ncgicrnng zur Verfügung stellt nnd ans die fernere Chanssccgeld - Einnahme verzichtet, der
Contract mit demselben anfgchobcn, nnd der nöthige Betrag zn einer den jetzigenVerkehrs-Ver¬
hältnissen entsprechenden.Instandsetzungans Staatsmitteln angewiesenwerde;

2) diese Straße, nachdemsie durch die Köuigl. Regierung zu Köln in den gedachten Znstand gesetzt
worden, ans den rechtsrheinischenBezirtsstraßen-Fonds des Rcgiernngsbczirts ^tölu übernom¬
men werde.

Wir ersterben :c.
Düsseldorf, den 23. Octobcr 1856.

Fllerdurchllmchtigster, Großmiichtigstrr König!
Mergniidigstrr König und Herr!

Die Chansseestrcckcvon Wasscnberg über Wildcnrath, Arsbeck nach Niederträchten ist von den i?) Wasftnbcrn - Nieder-
hier genannten zum RegierungsbezirkeAachen gehörigen Gemeinden in einer Länge von 3215 klüchtcner Gemeindechaussee.
Ruthen, mit Beihülfe einer Staatsprämie von 5000 Thalern p>» Meile, vollständig nach den Normen für
Bezirksstraßen ausgebauet.

Es steht diese Straße iu directer Verbindung mit der Communal-Chansscc von Vrüggen über Bracht
nach Kaldentnchcn im Regicrnngsbezirk Düsseldorf, welche anch in einer Länge von 2260 Rnthcn den An¬
forderungen an Vezirksstraßen entspricht, während der Angriff des weiteren Ausbaues dieser schöncuStraßcu-
Liuic, von Kaldcntirchcn in der Richtung nach Straclen, im Kostenanschlägevon 44,680 Thalern nnd in
der Länge von 3852 Ruthen, nach Lage der allseitig eingeleiteten Verhandlungen, zuverlässigin Bälde zn
erwarten sein dürfte.

Encr Majestät trcugehorsamstcStände sind demnach bei sorgfältiger Prüfung dieses großen Straßen-
zuges zu der Ueberzeugung gelangt, daß derselbe zn den wichtigsten der Gegend gehört, indem er an der

7
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HolländischenGrenze die RegierungsbezirkeAachen und Düsseldorf verbindet und mit Zuversicht den regsten
Verkehr hoffen läßt.

Ans den dringenden und begründeten Antrag der betreffendenGemeinden erlauben sich daher die treu-
gehorsamstenStände Euer Majestät in der größten Ehrfurcht zn bitten, Allergnädigst befehlenzu wollen:

daß die Chaussee-Strecke von Wasfenberg nach Niederträchten baldthuulichst auf den Etat der
Vezirksstraßeu des Regierungsbezirks Aachen überuommen werden möge.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, den 23. October 1856.

Merdurchlauchtigster, Großmächttgster König I
Fllergniidigster König und Herr!

18) Niedaltdoif - Lies- ^uer Königlichen Majestät treu gehorsamsteStände des zwölften Rhciuifchcu Laudtagcs haben
dorf» Gemeinde-Chaussee,den bei ihnen angebrachtenAutrag

um Aufnahme der Nicdaltdorf-Liesdorfer Prämienftraße in die Reihe der Bczirköstraßeu des
Regierungsbezirkes Trier

einer sorgfältigen Prüfung uutcrworfeu.
Diefe 2'/, Meilen lange Straße geht von Liesdorf bei Saarlonis ans, wo sie in die Saarlouis-Metzcr

Staatsstraße, Saarlonis-Saintarnoldcr Prämieustraße und in die Saarlonis - Saarbrückcr Prämienftraße
einmündet. Von dein Gränzorte Nicdaltdorf mimdct sie in die nach der Stadt Thionville über Boutonvill:
(Fraukreich) uud über Sierck-Nemich uach Luxemburg führende Straße. Auf FrauzöfischemGebiete ist diese
Straße als Hauptvcrbindnngsstraßc festgesetzt nnd wird als solche gut unterhalten.

Die Wichtigkeitder Straße wird dadurch motiuirt, daß sie eine Zollstraße für In- und Ausland ist,
uud durch die vielen Kohleuführer aus den Saarbrückcr Bergwerken ein bedeutenderVerkehr schon dermalen
auf derselbenstattfindet, welcher sich noch bedeutend dnrch die Saarbrücken-Luxemburger Eisenbahn heben
wird; was anch schon dadurch erwiesen ist, daß die auf derselbe«stattfiudcudcEhausseegeld-Erhebung einen
jahrlichen Ertrag von 1800 — 1900 Thalern liefert.

Mit Rücksicht hieranf wird die Uebernahme der Unterhaltung dieser nach den Vorschriften für die
Bezirksstraßcn kunstmäßig ansgebanten Straße für den übrigens günstig gestelltenBczirt'sstraßen-Fonds des
Regierungsbezirks Trier keine besondere Last bilden und nur durch die daun stattfindende Controlle der Kö¬
niglichen Regierung eine bessere, nachhaltige Unterhaltnng der Straße erzielt werden, und wagt es deshalb
die treugehorsamstcStande-Verscunmlnng, Euer Königliche Majestät allcruutcrthäuigst zu bitten:

die Anfncchme der Nicdaltdorf-Liesdorfer Prämienftraße unter die Bezirtsstraßcn des Regierungs¬
bezirks Trier allergnädigst befehlenzn wollen.

Wir ersterben?c.
Düsseldorf, den 23. October 1856.

Merdurchlnuchtigster,Großmiichtigster König!
MergniidigsterKönig und Herr!

19) Communalsttaße von Vie Commnnalstraße von Gladbach über Hardt dnrch das Kirchspiel Waldniel über Burg-
Glavbach über Hardt nach Waldniel nach Nicderkrüchtenhin ist im Regierungsbezirk Düsseldorf auf eine Länge von 4155
Nlederkrüchten. Nnthen nnd vermittelst p. z». 39000 Thaler von den betreffendenGemeinden den Anforderungen

des Regulativs für Bezirlsstraßeu vom 17. September 1855 gemäß ausgebauet.
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Die Verlängerung dieser Straße von Ricderkrüchteu nach Roermond im RcgicruugsbczirkcAachen ist
im Ausbau begriffen und der Vollendung uahe, und so eine Verbindung Roermonds mit Gladbach hergestellt.

Die znm zwölften Provinziell-Landtage versammeltentrcngchorsamstcnStände der Nhcinprovinz erlau¬
ben sich deshalb die alleruntcrthänigste Bitte: Gner Königliche Majestät wolle Allergnädigst befehlen, daß
die Communalstraßevon Gladbach über Hardt, Nurg-Waldniel nach Niedcrkrüchtcnznr Bezirtsstraßc erhoben
und soweit sie sich im RcgicrnngsbczirkcDüsseldorf befindet, anf dessen linksrheinischenBczirtsstraßcn-Fonds
übernommeu werde.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, dcu 23. October 1856.

Hllerdnrchlanchtigster, Großmächtigster König!
Ällergniidigster König und Herr!

Gw. Majestät hatten auf die alleruntcrthänigste Bitte des eilften RheinischenProvinzial-Land- 20) Dhünwald - Dabring-
tages die Gnade, nnterm 17. September 1855 die Aufnahme der Straße von Dhünweg über Hausen« Lommunalstrahe.
Marcus-Mühle, Dabringhauscn nud weiter nach Kammerforstcrhöhc, nntcr der Beneunnng „Dhüuweg-
Kammcrforstcrhöhe-Straße" iu die Reihe der Bczirtsstraßeu der rechtsrheinischenSeite des Negicruugs-
bezirks Düsseldorf zu gestatten.

Die Gemeinden Dabriughaufcn und Limringhausen haben indeß inzwischeneine Strecke in der Rich¬
tung über Schöllerhoff zum Anschluß an die im Regierungsbezirk Köln, von da über Altcnbcrge, Odeudahl
nach Dhünwald führende Straße, deren Aufnahme anf den Bczirtsftrnßcn-Fonds ebenfalls beantragt ist,
ausgebaut, und haben ein von allen Behörden unterstütztes Gesuch gestellt, daß die für die Besitzer der
Marcus-Mühle nur allein Nutzen gewährende, sonst aber mit nngcmein schwierigen Stcignngs-Vcrhältnisscn
versehene Verbindung zwischenDabriughanscu nud Dhüuweg aus dem Bczirtsstraßcn-Verband ausfallen,
dagegen die Strecke von Dabringhaufeu bis Schöllerhoff im Regierungsbezirk Düsseldorf unter die Bezirto-
straßcn aufgenommenwerden möge.

Bei der bedeutend überwiegenden Wichtigkeit der letzteren Strecke halten es daher Ew. Majestät
getreuesteStände für Pflicht, das fo weit unterstützte Gesuch ebenfalls zn befürworten und Ew. Majestät
ehrfurchtsvoll nnd untcrthänigst zn bitten:

daß die Commnnalstraße von Dabringhansen über Limringhanscn bis znr Bezirks - Gränze bei
Schöllerhoff in die Reihe der Bezirksstraßen aufgenommenwerde, fobald solche dem Reglement
gemäß völlig ansgebani übergeben werden kann, dagegen die Strecke von Dabringhaufeu über
Marcus-Mühle uach Dhüuweg aus der Liste der Bezirksstraßcu gestrichen werde.

In tiefster Ehrfurcht «.
Düsseldorf, dcu 18. Octobcr 1856.

Hllerdurchllluchtigster, GroßmiichtigsterKönig!
Hllergniidigster König und Herr!

Die Königliche Regierung zn Cöln hat im Ginverständniß mit dem ständischenCommissar 2t) Aufnahmeder Lepper-
/ die in der Anlage näher beschriebene,: Commnncll-Straßen znr Aufnahme in den rcchtsrhci- und mehrerer ««der« Lom-

nischenBczirksstraßen- Verband empfohlen. munalstr»ß°n !n den recht«-
Die zum zwölften RheinischenProvinzial-Landtage vcrsannnelteu trcngchorsamstcnStände ^""'A°" °^"

sind nach genauer Prüfung vou der Ueberzeugungdurchdrungen, daß fämmtlichesechs Straßen
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für den öffentlichen Verkehr als Verbinduugs - Straßen eine solche Wichtigkeithaben, daß die Befürwortung
zur Aufnahme eine Pflicht fei.

Euer Majestät treugehorsamsteStaude tragen deshalb die allerunterthänigste Bitte vor, Allcrgnädigst
befehlen zu wollen:

daß pro 1857 1. die Leppcrstraße,
2. die Dhünwald-Dabringhauser,
3. die

pro 1858 4. die Siegstraßc,
5. die Derschlag-Nothenmühler,
6. die Brüchemühle-Ncspcncr Straße

zu Bezirksstraßen erhoben werden.
In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Düsseldorf, den 18. Qctober 1856.

Anlagen.

1. Verzeichnis der im Regierungs - Bezirke Cöln auf den Bezirksstraßen-Fonds aufzunehmenden
Straßen pro 1857.

1) Die Leppcrstraße von Gngelstirchcn auf der Cöln-Olper Straße durch das
Lcpperthal bis Maricnhaide au der Born-Gummcrsbacher Staatsstraße . . . 4700

2) die Dhüuwald-Dabringhaufer Straße von Dhünwald an der Cöln-Bcr-
liner Staatsstraße über Odeudahl, Altcuberge nach Dabriughauseu im Negicrungs-
Bezirt Düsseldorf, welche iu Dabriughauseu au die von Kammerförstcr-Höhekommende
Straße anschließt ............. 2920

3) die Niederdorf - Kirchcip er Straße beginnt bei NicdcrdoUcndorf auf der
Beut-Honnefer Staatsstraße, führt nach Ober-Plais nnd Bnchholz uud mündet bei
Kircheip in die Cöln - Frankfurter Staatsstraße ....... 477?

Zusammen 1239? Ruthen.

2. Verzeichniß der im Regierungs - Bezirke Cöln auf den Bezirksstraßen-Fonds aufzunehmenden

Straßen prn 1858.

1) Die Siegstraße zwischen der Cöln - Frantfurtcr Straße bei Hardt und der Wiehl-
mündcr-Nother Lommunalstraßc über Citorf, Hcrchcn ...... 9765

2) Derschlag-Nothenmühler Straße geht bei Dcrschlag aus der Cöln-Ncspencr
Staatsstraße über Cickenhagen nach Nothemühle in die Coblenz-Miudener Staatsstraße 6312

Z) Brückermühlcr-Nespener Straße geht bei Vrückermühle aus der Wichlmüu-
der-Nother Straße aus und müudct bei Nespe in die Derschlag-NothenmühlerStraße 2112

Zusammen 18189 Nuthen.
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Merdnrchlauchttgster, Gro Mächtigster König!
Hllergniidigster König und Herr!

Durch die seit 1846, mithin seit 10 Jahren aufeinander gcfolgten bekannten Mißernten der 22) Maß der Weinmost-
Weiuerträge iu der Nheinprovinz ist der größte Theil der Weinproouccnten in derselbennicht Steuer für das Iah« 1856.
allein sehr verschuldet, sondern sogar in eine sehr große drückende Noth gekommen, die tun so größer für
dieselbensich steigern wird, als anch in dem gegenwärtigenJahre die Wcinercsecnz in der Nheinprovinz
abermals als sehr gering und gehaltlos anznnchmcn ist; mithin der Erlaß der diesjährigen Weiumoststcuer
den verarmten Winzern als eine wenn auch nur kleine Erlcichteruug zu wüuschenist, nnd zwar mit dem
weiter auszusprcchcudcuWuuschc, daß ein solcher Akt der Gnade dem schwer heimgesuchten armen Winzer
alsbald zn Theil werde, da nach dem Verlauf von 4—6 Monaten die von dem armen Winzer erzielten
geringen Prodncte alsdann in der zweiten, dritten Hand von Speculautcu, welche mit der Nebeuahmeder
zu zahlenden Moststeucr kauften nnd welche,: sonach alsdanu der Gnaden-Erlaß zn gntc kommen würde, sich
befinden werden. Außerdem würden auch noch bei alsbaldigcr Erthcilnng des Gnaden-Nachlaß-Alts dem
Staate die sehr erheblichen Kosten der Moststencr - Anfnahme erspart werden.

Nach dieser untcrtheinigstenDarstellung erlauben sich die treugchorsamstcStaude das bittende Ansuchen
zu stellen: Daß es Encr Königlichen Majestät gefallen möge, für 1856 die Moststencr den Wcinproducen-
ten in der Nheinprovinz in Gnaden alsbald zu erlasseu.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, den 23. Oktober 1856.

Merdurchlnnchtigster, Eroßmiichtigstcr König!
Allergniidigster König nnd Herr!

Tchon im Jahre 1851 haben Euer Majestät treugchorsamstcStaude ciueu Autrag, die Ge- 23) Gemeinde Klrchberg.
mcinde Kirchberg im Ncgicrungs-Bezirk Coblcnz in die Reihe der Städte wieder anfznnehmcn, zu befür¬
wortet! sich gestattet uud dem Königlichen Herrn Landtags - Eommisfar davon Mittheilung gemacht. Am
25. September 1852 ist hicranf ein Bescheid ergangen, wodurch erkaunt wird, daß zwar für den Antrag
mehrere Umstände sprechen, es jedoch nicht angemessenerscheine, vor dem Abschlüsse der legislativen Be¬
rathung über die Negclung der Gemeinde-Verfassungin der Nheinprovinz eine Gntscheidnng herbei zu führen.

Da nunmehr dnrch den Erlaß der Gesetze vom 15. Mai 1856 die Gemeinde-Angelegenheit geregelt
ist, die Gemeinde Hlirchdcrg auch ihreu Autrag erneuert hat, so gestatten sich die trengchorsamstcnStände
an Euer Königliche Majestät die ehrfurchtsvolleBitte zu richten: daß es Euer Majestät gefallen möge, die
Vertretung der Gemeinde Kirchberg im Stande der Städte uud die Verfctzuugderselbenaus der vierten in
die dritte GewerbeftcuerstufcAllcrgnädigst zn befehlen.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, den 20. Octobcr 1856.

Merdurchllluchtigster, GroßmiichtigsterKönig!
Allergulldigstcr König und Herr!

Unter den Vcwillignngcn für Verbesserung der Provinzial-Archive und deren Einrichtungen, 24) Verbesserung der Pro-
welche Encr Königliche Majestät Allergnädigst auf die Anträge der gehorsamsten Stände der uwzial - Archive und deren
Nheinprovinz vom Jahre 1854 zu geuchmigcugeruht haben, befindet sich auch diejenige, daß ^umchwng.
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für wieder aufzulaufendeGeschichtswcrke und Urkunden, anch Anfertigung von Copien aus anderen Urkunden,
Dokumenten aller Art, Pläne, Stamm- und Ahnentafeln, Wappen, Siegel-Abdrücke :c>, welche auf die
Provinz Bezug haben, inglcichen zur Vervollständigung der Archiv-Bibliothekenfür jedes der beiden Archive
zn Düsseldorf und zu Coblenz die Summe von jährlich 100 Thalern anf zwei Jahre aus dem Fonds des
zur Verfügung stehendenZinscnbctrages der Nhein. Provinzial-Hülfs-Kasse Allerhöchstgestattet wurde.

Diese Bewilligung ertheilten Euer KöniglicheMajestät ausdrücklichmit der Aussicht auf uoch feruer-
wcitc Fonds-Gcuchmiguug, wenn diese in Znkunft dem Landtage angemessenund zweckmäßigerscheinen
möchte. Hieranf haben es die Stände der Nheinprovinz für die Zwecke der Archive nothwendig und nützlich
erkannt, daß zn derselbenBenutzung die Summe vou jährlich 200 Thalern aus denselbenFonds auf noch
sechs folgende Jahre ausgesetztwerdeu möge.

Wir bitten allcrnntcrthänigst, diesem ganz gehorsamstenAntrage die Allerhöchste Königliche Genehmi¬
gung angedeihcn zn lassen.

In allertiefstcr Ehrfurcht ersterben:c.
Düsseldorf, den 22. October 1856.

Merdurchlanchtigstrr, GroßmiichtigstcrKönig!
Mergniidigster König und Herr!

25) Ständische Negistta- Encr KöniglicheMajestät haben in dem Landtags-Abschiedevon dem 7. November 1841 (Nr.
tm-und Kanzlei°Insv°ct°r-18) Allcrgnädigst zn gestatten geruht, daß dem ständischenRcgistrator eine fixirte jährliche
^^' Befolduug von 100 Thalern aus ständischenFonds gezahlt werde. Derselbe hat anßcrdcm

während der Daner der ständischen Vcrsammlnng 2 Thaler Diäten und 100 Thaler Micthscntschädignng,
letztere jedoch widerruflich bezogen.

Euer Königliche Majestät haben ferner in dem Landtags-Abschiede vom 2. October 1854 (Nr. 23)
dem Wnnsche der Stände, daß dem Negieruugs-Kauzlisteu Weyh ein fortlaufeudes Gehalt vou 50 Thaleru
jährlich gewährt werde, Allcrgnädigst zu willfahren gcrnht.

Dnrch den Dicnstaustritt des ständischen Ncgistrators nnd durch den Tod des :c. Weyh sind beide
Stellen erledigt worden, und wir haben im Interesse der Geschäftsführnng nud um eiu Ersparnis; herbei
zn führen, es für zweckmäßigerachtet, dieselben vereinigt einem einzigen Beamten zu übertragen, welcher
befähigt ist, nnscrcr Kanzlei vorznstchen, nnser Archiv nnd nnscrc Bibliothek gehörig zn verwalten. Wir
haben dazu dcu vr. pllil. Harlcß, Gehülfe in dem Königlichen Provinzial-Archive zu Düsseldorf, mit der
Aussicht auf ciuc fixirte jährliche Besoldung von 150 Thalern, neben 2 Thaler Diäten während der Dauer
des Laudtages, ausersehen.

Euer Königliche Majestät erlauben sich daher trcugchorsamstc Stände allernnterthänigst zu bitten,
Allcrgnädigst gestatten zn wollen, daß die jetzt combinirte nnd einzige ständische Beamtenstelle mit einer
fixirtcn jährlichen Nesoldnng von 150 Thalern aus provinziellen Mitteln dotirt werde.

Wir ersterben:c.
Düsseldorf, den 25 October 1856.
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Allerdurchllluchtigster, GroßmiichligsterKönig!
Mergnädigster König nnd Herr!

Der ständischeNcgistrator Jacob Schmitz, welcher seit 1826 in Diensten des Landtages 26) Pension!««?, des stiw
gcstandcnund seit 1837 in dieser Stellung ein festes Gehalt von 100 Thalern und außerdem bischen Regtstrators Schmitz.
vom Jahre 1845 ab eine Wohuungsentschädiguugvon gleichfalls 100 Thalern bezicht, hat nnter dem 1. d.
M. Euer Majestät trcugehorsamstcnStände ein Gesucheingereicht,worin er wegen körperlichernnd geistiger
Unfähigkeit um Entlassung aus seiuem bisherigen Dienstverhältnisse nachsuchtnnd hieran die Bitte knüpft,
es möge ihm fein bisheriges Gehalt als Pension ans Lebenszeitbelassenwerden. Euer Majestät trcugehor-
samstc Stände tragen kein Bedenken, das Entlassungsgcsuchdes Schmitz zn befürworten, können indessen
in Erwägung, daß dem Schmitz aus seiuer bisherigen Dienstzeit noch kein Anspruch auf Pcustou erwächst,
die fernere Bitte desselben nicht für begründet erachtet.

Gleichwohl erlauben sich dieselben, mit Rücksicht auf die bedrängten Vermögensvcrhältnisfcdes Peten-
tcn, die uuterthäuigstc Bitte au den Stufen des Throucs uiederzulcgen, Allerhöchstgestatten zu wollen, daß
dem Schmitz eine jährlige Pension von 40 Thalern bewilligt werde.

In tiefster Ehrfurcht «.
Düffeldorf, deu 25. October 1856.

»<z>O<x

Allerhöchster Landtags - Abschied.

Im Namen Seiner Majestät des Königs.
Wir Wilhelm,

von Gottes Gnaden

Prinz von Preußen Regent,

eutbieteu deu getreucu Stauden der Nhcinprovinz Unsern gnädigsten Gruß, nnd ertheilen hier¬
mit auf die Uns vorgelegtcu Gutachten nnd Anträge des im Jahre 1856 versammelt gewesenen
Provinzial-Landtages den nachstehendenBescheid:

I. Auf die gutachtlichen Erklärungen über die Propositionen.

Den getreuen Ständen eröffne!: Wir in Betreff des Gutachtens über den berathenen i) Regullrung des Ab-
Entwurf eiues Gesetzes wegen Ncgulirung des Abdeckerei-Wesens, daß dieser Gegenstand in- deck««-Wesens,
zwischendnrch das in der Gesetz-Sammlung publizirtc diesfällige Gesetz vom 31. Mai d. I.
sciue Erledigung gefnnden hat.

Die gutachtliche Aeußerung der getreuen Staude über den Entwurf eines Gesetzes wegen 2) Entwurf eines Gesetzes
Verschaffung von Norflnth in dem Bezirk dcs Appcllations-Gerichtshofes zu Köln und des wegm Verschaff«»?von Vor-
Justiz-Senats zu Ehrcubreitstcin ist bei der weiteren Bearbeitung dieses Gesetzes benutzt wordeu. stuch in dem Bezirk des Ap°

^ ' pcllntions - Gerichtshofes zu
Köln und des Justiz-Senats
zu Ehrenvrcitstein.
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II. Auf die ständischen Petitionen.
ll) Aufnahme des Guts Auf den Antrag der getreuen Stände vom 23. October 1856 haben Wir dem der Gräfin

HofKeylaer in die Matrikel zu Stolberg-Stolberg, gcbornen Freiin von Loö, gehörigen Gute Hof Keylaer im Kreist Gel¬
der landtagsfähigenGüter ^^ ^ (s^nschaft eines landtagsfähigen Nittcrgntcs beigelegt und dessen Anfncchme in die

Rittergnts - Matrikel genehmigt.
2) Hebammen - Lehranstalt Von der Vereinigung des Hebammen-Lehr-Instituts und der mit demselben verbnndencn

zu Köln. Vntbinduugs-Anstalt zn Köln mit einer dortigen Kranken-Anstalt ist im Hinblick auf mehrfach
daraus zu besorgende Ucbclstände Abstand genommen nnd ein Nenbau für das Institut im
Garten der jetzigen Hebammen-Lehranstalt beschlossen worden. Hinsichtlichdieses Neubaues
sind jedoch die Anträge der getreuen Stände in der Petition vom 23. October 1856 »ä 1 und
2 wegen Herabsetzungder Baukosten, ans 40,000 Thaler nnd dem entsprechender Modification
des Bauprojekts in Rücksicht ans das Naumbcdürfniß und die zweckmäßige Einrichtung der An¬
stalt znr Genehmigung nicht geeignet. Anch entsprichtdie zu 4 der Petition vorgeschlagene Art
der ferneren Vcrhandluugcu mit der Stadt Köln, r«8p, deren Armcnvcrwaltuug, nicht den
bestehenden Nessortvcrhältnisseunnd der Lage der Sache. Dagegen werden die Vorschlägeder
getrcncnStände zn Nro. 3 der Petition über die Beschaffungder Bantostcn mit der Maahgabe
genehmigt, daß die anßcr Berechnung gelassenenMehrkosten von 12,500 Thälern ebenso, wie
die bereits bewilligten und auf die bethciligtcu Regierungsbezirkezu rcpartirendcn 15,888 Thlr.
17 Sgr., anzubringen sind.

3) Arbeits-Anstaltzu Dem Antrage der getreuen Stände in der Petition vom 23. October 1856,
Vrauweiler. die fsn das Land-Armenhaus zu Trier beschlosseneEinrichtung wegen Einführung von

barmherzigen Schwestern nnd Diakonissen anch auf die Provinzial-ArbcitS-Austalt zu
Vrauweiler ausdehnen zn lassen,

steht mit der in der abweichenden Bestimmung der lctztgcdachten Anstalt begründeten Einschrän¬
kung, daß die Zulassuug der barmherzigen Schwestern und Diakonissen ans die Pflege der
Kranken und der jugendlichenPersonen weiblichenGeschlechts, so wie ans die Oetonomie sich
beschränke, nichts entgegen, sobald die räumliche Trcnnuug beider Eoufessioucn iu'ö Werk
gesetzt wird uud zu dem Ende die getrcncnStaude die Fonds bcwilligcu, welche zur Herstellung
und Einrichtung einer neuen besonderen Anstalt für die evangelischen Detincndcn erforderlichsind.

Auf den Antrag wegen Hcranziehnng von Schnlfchwestcrnuud Schnlbrüdern zum Uuter-
terricht katholischer Kinder hat nicht eingegangen werden können.

Der Wunsch endlich, daß bei dem höheren Vcrwaltnngs-Personal der Anstalt auch katho¬
lische Beamte angestellt werden möchten, ist schon bisher thnnlichst berücksichtigt worden, nnd
wird, soweit die factischen Verhältnisse, namentlich in Bezng ans das obere Vcrwaltnngs - Per¬
sonal es znlassen, ferner jede möglicheBcrncksichtignngfinden.

4) Elisabeth-Stiftungfür Unter den in der Petition vom 24. October 1856 angeführten Umständen haben Wir
Blinden-UnterrichtinDüren.genehmigt, daß zn der, späterer Bestätigung uutcrliegeuden Trenuuug der Elisabeth-Stiftung

für Blinden-Unterricht zn Düren in zwei konfessionelleAnstalten die vorbereitendenMaaßregeln
getroffen, fowic, daß znr Sicherung des Fortbestandes der genannten Stiftnng für die beiden
Jahre 1857 uud 1858 eine jährliche Beihülfe vou achthundertThalern aus den zur Verfüguug
der getreuemStaude stchcuden Zins-Ucberschüsscnder Provinzial - Hülfsknsschergegebenwerden.
Wir haben den Ober-Präsidenten mit Ansführung der dicferhalb weiter erforderlichenMaß¬
nahmen bcanftragcn lassen.
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Dem Antrage in der Petition der getrcnen Stände vom 25. October 1856, 5) Regulirungdes Lin-
die Ncgnliruna, des Einquartieruugs-Wcfeus in den in der Umgegendder Schießplätze quartierungs-Wesens,
für das 7te nnd 8te Artillerie-Regiment bei Wesel l«»^. Wahn bclegcncnOrtschaften
betreffend,

ist bereits bei der diesjährigen Schießübung des 8tcn Artillerie - Regiments anf der Wahncr
Haide dahin entsprochenworden, daß diesemRcgimcntc die Natnral-Verpflegung der Mann¬
schaft in den Kantonncmcnts gegen Gewährung cinco crtraordinaircn Vcrpflcgnngs-Znschnsscs
überlassen, Seitens des Kricgsministcriums auch die Ermicthuug der nöthigen Kochküchen, sowie
die Selbstbcschaffungdes Fenernugs - Materials genehmigt wordcu ist. Die Verpflegung der
während der diesjährigen Schießübung des 7tcn Artillerie-Regiments in den Bürgermeistereien
Guttcrswickcrhamm und Gahlen in der Zahl von nur überhaupt 78 Köpfen untergebracht«:«
Mannschaften dieses Regiments hat dagegen ans Grund des zwischenden Qnartiergcbcrn und
deu Einquartierten getroffenen freien Uebcrciutommcnö stattgefuudcu. Die dcfiuitive Entschei¬
dung ans die obige Petition, über welche gegenwärtig noch Verhandlungen schweben, behalten
Wir uns bis znm Abschlüsse derselbenvor uud wird darüber deu getreuen Stäudeu seiucr .Zeit
weitere Mittheilung zngchcn.

Auf deu Autrag iu der Petition vom 25. October 1856 haben Wir genehmigt, daß vou V Ernennungeine« stän-
deu getreuen Ständen iu gleicher Weise, wie dies dem WcstphälifchcnLandtage gestattet worden, "^°" Dw'""" für die

^ ... ',. ^. «< ^ ^ V ^.^ ^ ^ .' ,' , ' Ruhr-Angelegenheiten.
en: Dcpntrrtcr für die Ruhr-Nugelcgmhcitcu eruauut werde, welcher zn den Hauptstrom-
befahrungcn einzuladen ist.

Der Antrag der getreuen Staude iu der Petitiou vom 26. October 1856, dem Dircctor ?) Irren - Heilanstalt zu
der Irren-Heilanstalt zu Sicgburg, Gcheimcu Mediziualrath l»r. Iacobi, eiucn Dirigenten ^"llburg.
für die Leitung der Ockonomicder Anstalt beizuordnen, hat dnrch den inzwischen eingetretenen
Tod des :c. Nr. Iacobi seine ErlediglUlg gcfnnden.

Der Antrag der getreuen Stände in der Petition vom 27. October 1856, den Schülern s) Berechtigungender
der Real- uud höheren Nürgerschnlen die Znlassnng zur Staatsbcamten-Laufbahu, insbesondere ^°"- und der höheren Bür°
znm Bail- nnd Vcrgfach zll gestatten, ist im Interesse einer vollständigen, ihrem künftigen
Berufe entsprechendenAusbildung jener Beamten-Kategorie znr Genehmigung uicht gcciguet.

Alls deu ni der Petition vom 27. October 1856 enthaltenen Antrag der getreuen Stände, V Erlaß eines besonderen
betreffendden Erlaß eines besonderen Gerichtskosten-Tarifs für den Bezirk des Justiz-Senats
zn Ghrcnbrcitstein, hat nicht eingegangen werden können, indem die Voranösehnng, daß jener Eh«nbreitstew.
Bezirk gegen die übrigen Theile der Monarchie, in welchen ciuc gleiche Gcrichtövcrfassnngnnd
ein gleicher GerichtStostcn-Tarif gilt, mit Gerichtstostcn besonders belastet sei, sich als nicht
begründet ergeben hat.

Ueber den Gegenstand der Petition der getreuen Stände vom 27. October 1856, bctref- ") ^laß eines Gesetzes,
fend die Vorbereitung eines Gesetz - Entwnrfcs über die Fcldrcgnlirung, verbunden mit der Zu- betreffend die Feidreguiirung.
sammenlegung der Grnndstücke, sind Ermittelungen, durch die Behörde» vcrcmlaßt, deren
Ergebniß zunächst abznwarten sein wird.

Der Alltrag der getreuen Stände in der Petition vom 27. October 1856 wegen Berück- ") Eisenbahnbrückeüber
sichtigungder Interessen des Bcrgischcn Landes und insbesondere der Stadt Mülheim bei Ein- ^°" schein bei Köln,
richtung der für Fuhrwerk bestimmtenAnfahrten zll der im Ball begriffenen stehendenEiscn-
bahnbrückeüber den Rheiu bei Köln hat iu dem nach gründlicher Erwägung der obwaltenden
Verkehrs-Verhältnisse genehmigtenBrnckenban-Projekte seine Erledigung gcfuuden.

Auf die Anträge der getreuen Stände in den Petitionen vom 20. und 27. October 1856 ") Gemeinde-Chausseen
haben Wir genehmigt, daß nach vollendetembezirköftraßenmäßigcmAusbane: "°" ^Mg "«« Löffel-

8
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scheid und von Hemessen über 1) die Gemeinde-Lhausseeuvon Kirchberg nach Löffclscheid nnd von Hemesscn über Gels-
Gelsdorf nach Rheinbach. dorf auf Nheinbach, soweit diese Straße im Regicrnngsbezirt Coblcnz liegt, nntcr Nro.

12 und 11 in das Vcrzcichniß der wcstrheinischen Bezirksstraßen des Regierungsbezirks
Codlenz,

2) der im Regierungsbezirk Köln liegende Theil der letztgenannten Hcmesscu-Rheinbacher
Gemeinde-Chanssce, von der Bczirtsgrcnzc bei Gelodorf bis Nheinbach unter Nro. 10
in das Vcrzcichnißder wcstrheiuischcu Bezirksstraßen des Negiernngsbczirts Köln

aufgenommen werden
13) Prämien «Straße von Dem Antrage der getreuen Stände in der Petition vom 22. October 1856, die Malmedy-

Euven nach Malmedy. Eilpcncr Gemeinde-Chaussee iu die Klasse der Staatsstraßen anfznnchmcn, hat nicht Folge
gegebenwerden tonnen, da bei dem großen Umfange der an den Chanssce-Unterhaltnngs-Fonds
gemachtem Anforderungen nnd bei der Menge der in nenercr Zeit gebauten,Gcmeiude-Chausfeen
es nicht angänglich ist, den Gemeinden durch Uebernahme derartiger Chausseenunter die Klasse
der Staatsstraßen eine Erleichterung zu Theil werdcu zu lassen.

14) Vittburg-Echternacher lieber die von den getreuen Stauden in der Petition vom 24. October 1856 beantragte
Lommunalstwße. Anfnahme der Bittbnrg - CchternacherCommnnalstraße in die Reihe der Bezirksstraßen schweben

Verhandlungen, deren baldiger Abschlußzu erwarten steht.
15) Uebernahmeder Lal- Den getreuen Ständen wird ans die Petition vom 24. October 1856 eröffnet:

nmbm°« °St3en?uf^dm ^ ^^ "°" ^^ beantragten Uebernahmeder Goch - Calcarcr Chanssce anf deir wcstrheinischen
westtheinischenNezirksstra- Bezirksstraßen-^onds des Ncgicrnngsbczirks Düsseldorf zur Zeit hat Abstand genommen
ßen-Fonds. werden müssen;

2) daß dagegen die Uebernahmeder Goch-Cranenbnrger Chanssceauf dicseu Fouds erfolgen
wird, sobald der bczirtsstraßcnmäßigc Ausban derselbenvollendet ist.

16) Chaussee von Mül- Auf die Petition der getreuen Stande wegen Uebernahme der von dem Grafen von Für¬
heim a/Rh. nach Vergisch- stenbcrg - Stammheim gebauten Chaussee vou Mülheim am Nhcin nach Bergisch - Gladbach als

Vezirtsstraße des Regierungsbezirks Köln sind weitere Unterhandlungen mit dem genannten
Grafen eingeleitet, nnd ist nach dem Abschlnsse derselben die gedachte Chaussee uuumehr als
Bczirtsstraße übernommen.

17) Wassenberg ° Nieder- Der von den getrcueu Ständen in der Petition vom 23. October 1856 beantragten Ueber-
krüchtener Gemeindechaussee.„alMe der Wassenberg - NiedcrkrüchtcnerGemeinde-Chanssce auf den Etat dcs Vezirtöstraßen-

Fonds des Regierungsbezirks Aachen hat vorläufig noch Anstand gegeben werden müssen, da die
Mittel dieses Fonds bis dahin, daß die darauf haftcudcuSchulden getilgt sein werden, es nicht
gestatten, diese nnd andere in gleicher Lage befindlicher.Straßen anf denselbenzn übernehmen.

18) Niebalwrf-Liesdorfer Die von den getreuen Ständen in der Petition vom 23. October 1856 beantragte Auf-
Gemeindechaussee, ncchine der Nicdaltorf-Licsdorfer Gcmeiude - Chaussee unter die Bezirksstraßen des Regierungs¬

bezirks Trier hat zur Zeit noch nicht erfolgen können, da der Bezirksstraßen-Fonds des Regie¬
rungsbezirks Trier sich für jetzt nicht in der Lage befindet, neben der darauf uoch ruheuden
Schuldenlast nene Ausgaben zu übernehmen und die Einnahmen aus der Chausseegeld-Hebung
zur Deckung der Unterhaltungskostennicht ausreichen.

19) Lommunalstraße von Ans die Petition der getreuen Staude vom 23. October 1856 haben Wir genehmigt, daß
Gladbach über Hardt nach ^ in der Gemeinde-Chanssee von Gladbach nach Noermonde liegende Abtheilung vou Glad¬

bach über Hardt, Burg Waldniel nach Niederkrüchten, soweit sie sich im Regierungsbezirk
Düsseldorf befiudct, sowie die Zweigstraße von Walduiel nach Lüttelforster Mühle in das
Verzeichnis;der westrheinischenBezirksstraßen des Negicrnngsbezirts Düsseldorf übernommen
werden.
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Dem Antrage der getreuen Stände in der Petition vom 18. Octobcr 1856, 20) Dhünwald-Dabrwg-
daß die Dabringhauseu-Altcnberger Gemeinde-Chaussee in die Reihe der rechtsrheini- Hausen« Lommunalstraße.
scheu Bezirtsstraßcn anfgcnommen, dagegcu die Straßen-Abtheilung von Dhünweg
nach Dabringhauscu in der Liste derselbengestrichen werde,

haben Wir stattgegeben nnd ist dem gemäß das Nöthige Ueranlaßt worden.
Ans den Antrag der getreuen Stände in der Petition uom 18. October 1856 habeu Wir 21) Aufnahme der Leppe-

genehmigt, daß die Lcppcstraßeuon Engelötirchei: ans der Kölu-Olper Straße dnrch das Lcppc- ""^ ^5" "^"" ^
thal bis Marienhcidc au der Born-Gnmmcröbachcr Straße; die Dhünwald-Dabriilghmlscr ^,^„^ch^ Ne-irks°Straßm-
Straße von Dhünwald an der Köln-Berliner Staatsstraße über Odenthal uud Altenbcrg bis Verband,
zur Bczirlsgränze iu der Nichtilng auf Dabriughauscu, im Regierungsbezirk Düsseldorf; die
Nied erd ollend orf-Kirch eiP er Straße vou Niedcrdollcudorf auf der Vcnel-Houuefcr Staatsstraße
über Obcrplcis bis zur Vezirtsgrcnzc in der Richtung auf Kirchcip an der Köln - Frankfurter
Straße und die Siegstrnße von der Köln-Frankfurter Straße zn Narth dnrch das Sicgthal bis
Eitorf, sofort, desgleichen die Fortsetzung der Sicgstraße von Eitorf über Hcrchcn bis zur
Wiehlmüudeu-Rother Commnnalstraße, sowie die Verschlag-Nothcmühler Straße, vou Verschlag
au der Köln-Olper Straße ausgehend, über Eckcnhagen bis zur Bezirkögrcnzein der Richtnng
ans Nothemühle an der Coblenz-Mindcner Straße uud die Nrüchcrmühlc-Ncspcner Straße, bei
Brüchcrmühlc aus der Wiehlmündcn-Rother Straße ausgehend, bis Nespcn au der Derschlag-
Notheumühlcr Straße, sobald der chaussccmäßige Ausban dieser Straßen dnrch die Gemeinden
beendigt sei», wird, uutcr die ostrhciuischenBezirtöstraßen des Negicruugsbczirks Köln aufge¬
nommen werden.

Die Lage der Winzer in der Nhcinprovinz ist einer sorgfältigen Prüfung nnterworfcu 22) Erlaß der Welnmost-
worden. Nach dem Ergebnisse derselben ist zu dem befürworteten Erlasse der Wcinstcucr für st««« für das Jahr 1856.
das Jahr 1856, iu Hinblick anf die dagegen bestehenden Bedeuten, ein überwiegendesBedürf¬
niß nicht anzuerkennengewesen. Es hat deshalb dem Antrage nicht entsprochen werden können.

Dem von den getreuen Ständen in der Petition vom 20. Octobcr 1856 gestellten Autrage 23) Gemeinde Klrchberg.
gemäß habeu Wir geuehmigt, daß der im Kreise Simmcru gclegeueOrt Kirchberg auf Krcis-
und Provinzial-Landtagen fortan im Stande der Städte vertreten werde. Der Minister des
Innern hat hiernach und wcgcu Ueberwcisuugdes Orts zu dem Collectiv-Verbände der Städte
Trarbach, Zell, Cochem, Mayen, Andcrnach, Ahrweilcr, Einzig, Remagcn und Simmern,
gemäß § 4 Littr. 6. der Kreis-Ordnung vom 13. Juli 1827 und Art. Vlll. K. der Verord¬
nung vom 13. Juli 1827 (Gesetz - Sammlung 1827, Seite 117 uud 103), die wcitercu Auord-
uuugeu getroffen. Was die Versetzung der nuumchrigcn Stadt Kirchberg aus der vierten in
die dritte Gewerbesteuer-Abthcilnng betrifft, so wird der Finanz-Minister nach vorheriger
Erörterung der obwaltenden Verhältnisse, in Gemäßhcit der bestehenden Bestimmungen (Nr. 4
der Beilage II. zum Gewerbesteuer-Gesetzvom 30. Mai 1820) Entscheidungtreffen.

Dem Antrage der getreuen Stände vom 22. October 1856 entsprechend,genehmigenWir, 24) Verbesserung der Pro-
daß auf fernere sechs Jahre aus dem Fouds des zur Verfügung stehendenZinsenbetrages der ^"^^^'"° ""^ "°""
RheinischenProvinzial - Hülfskasse die Summe von Ginhnndert Thalern jährlich für jedes der
beiden Archive zn Coblenz und Düsseldorf zum Behuf des Wiederankaufs vou Archivalieu und
znr Vermehrung der Subsidien der Verwaltung an Büchern, Karten :c. zur Verweuduug komme,
und erkennen mit besonderemWohlgefallen in dem bezüglichenNcfchluß der getreuen Stände
ihre fortgesetzte Theilnahme an der Pflege der vaterländischenGeschichte.

Auf die Anträge der getreuen Staude in der Petition vom 25. Octobcr 1856 haben Wir 25) Ständische Regtstra-
genchmigt, daß die ständische Beamteustelle, iu welcher tüuftig die Functionen des Ncgistrators t«- «nd Kanzlei-Inspektor-
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und Kanzlei-Iuspectors vereinigt werden sollen, und welche die Stände-Versammlung dem
Hülfsarbeiter an dem Provinzial-Archive zu Düsseldorf, vr. Harlcß, zu übertragen beabsich¬
tigt, mit einer aus provinziellen Mitteln zu zahlenden firirten jährlichen Besoldung von 150
Thalern, neben 2 Thaler Diäten währeud der Dauer der Landtage, dotirt werde.

26) PensioniiunF des stän- Ebenso haben Wir auf den Autrag der getreuenStände in der Petition vom 25. October
dischen NegistwtotsSchwitz. 1856 genehmigt, daß dem Ncgistrator Schmitz bei seinem Ausscheidenaus der Stelle als stän¬

discher Negistrator eine jährliche Pension von 40 Thalern ans ständischen Fonds gezahlt
werden dürfe.

27) Ringen» Gtadtwald. Auf die Petition vom 30. October 1851, in welcher beantragt wurde, eine Gesetzcs-Vor-
lagc aufstellen zu lassen, durch welche der § 1 der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850
zu dem besonderenZweck suspcndirt werde, nm die von der GroßhcrzoglichHessischen Stadt
Bingcn nachgesuchte Ausscheidungdes Ninger Stadtwaldcs aus dem Gemeinde« erb and e mit der
diesseitigenDorfschaft Weiler zu ermöglichen, ist den getreuen Ständen bei dem Zusammentritt
im Herbste des Jahres 1852 vorläufig eröffnet worden, daß, da das Prinzip des § 1 der
gedachtenGcmcinoe-Ordnung bei den damals bereits eingeleitetenVerhandlungen wegen Abän-
deruugcu dieses Gesetzeseiuer näheren Erwägung nntcrlicgen werde, die weitere Entschließnng
auf die Petition vom 30. October 1851 einstweilen noch vorbehalten bleiben müsse. Nachdem
inzwischen das Gesetz, betreffenddie Gemeinde-Verfassung in der Nhcinprovinz vom 15. Mai
1856 ergangen ist, hat der Antrag der getrcnen Stände wegen Snspcnsion des § 1 der Ge¬
meinde-Ordnung vom 11. März 1850 für den in Ncde stehendenFall von selbst seine Erle-
dignng gcfnnden.

Die hiernächst auf Grund des wieder in Kraft getretenen § 6 der Gemeinde-Ordnung
für die Nhcinprovinz vom 23. Juli 1845 von den Behörden vorgenommenen Ermittelungen
haben aber herausgestellt, daß auch jetzt eine Vcrändcrnng in dem Gcmeindcbezirtvon Weiler
nach keiner Seite hin gerechtfertigtfein würde.

Unter diefen Umständen hat der Antrag der GroßherzoglichHcffifchcn Stadt Vingen auf
Auflöfuug des Gemeinde-Verbandes, in welchem der Bingcr Stadtwald mit der Dorffchaft
Weiler steht, definitiv abgelehnt werden muffen.

Zu Urkund diefer Uuferer gnädigsten Bescheidungenhaben Wir den gegenwärtigen Landtags-Abschied
Höchsteigenhändigvollzogenund verbleiben den getreuen Stauden in Gnaden gewogen.

Gegeben Berlin, den 28. November 1858.

gez.: Wilhelm, Prinz-Regent.
Fürst zu Hohenzollern-Sigmaringen. Flottwell, von Auerswald.

von der Heydt. Simons, von Schleinitz. von Bonin.
von Patow. von Bethmann-Hollweg.
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